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1. Zu diesem Gutachten  

Die Kommission Arbeitsschutz und Normung (KAN) hat den Auftrag, die deutschen 
Arbeitsschutzinteressen in der nationalen, europäischen und internationalen 
Normung zu wahren und die Beteiligung der Sozialpartner an der Normung zu 
gewährleisten. In der KAN bündeln Vertreterinnen und Vertreter der Arbeitgeber, 
Arbeitnehmer, des Bundes, der Länder und der Unfallversicherungsträger ihre 
Interessen und diskutieren diese mit DIN. Um arbeitsschutzrelevante Sachverhalte 
in der Normung zu analysieren und den Verbesserungsbedarf in der 
Normungsarbeit zu ermitteln, vergibt die KAN unter anderem Studien und 
Gutachten. 

1.1. Hintergrund 

Bauliche Anforderungen an Arbeitsstätten sind in Deutschland vorrangig im 
Arbeitsstättenrecht und im Bauordnungsrecht festgelegt. Trotz der 
unterschiedlichen Zielsetzungen beider Rechtsgebiete ergeben sich Schnittstellen. 
Um die Beziehungen zwischen den beiden Rechtsgebieten zu klären, hat die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) 2018 ein 
Rechtsgutachten zum Zusammenwirken von Arbeitsstättenrecht und 
Bauordnungsrecht1 veröffentlicht. In diesem wurden die Schnittstellen ermittelt und 
bewertet. Betont wird, dass die Schnittstellen und Widersprüche besonders dann 
deutlich werden, "wenn die nachgeordneten Regelungsebenen […] wie 
Arbeitsstättenregeln, Verwaltungsvorschriften und DIN-Normen einbezogen 
werden, die in der Praxis eine große Rolle spielen." Das vorliegende Gutachten soll 
das Rechtsgutachten der BAuA um einen detaillierten Fokus auf die Normung und 
das nachgeordnete Regelwerk ergänzen. 

Hinsichtlich des Arbeitsstättenrechts gibt es z.B. in folgenden Bereichen 
Schnittmengen zum Bauordnungsrecht (und ggf. anderen für das Errichten von 
Gebäuden einschlägigen Rechtsakten): Brandschutz, Fluchtwege, Verkehrswege 
und Bewegungsflächen, Beleuchtung/Tageslicht, Barrierefreiheit sowie 
Lärm/Schallschutz und Belüftung. Es entstehen zunehmend technische Normen zu 
baulichen Anlagen (Planung, Bau und Inbetriebnahme), die als Arbeitsstätte dienen 
und in denen insofern das Bauordnungs- und Arbeitsstättenrecht zu beachten ist. 
Beispiele hierfür sind Schulen, Laboratorien, Kläranlagen, Feuerwehrhäuser, 
Rettungswachen oder auch barrierefreies Bauen von diversen Gebäuden und 
Sportstätten. 

 

1 www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Berichte/Gd95.html  

https://www.baua.de/DE/Angebote/Publikationen/Berichte/Gd95.html
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In der Normung von Bauwerken kommt es immer wieder vor, dass nationale 
Regelungen und Vorschriften zum Arbeitsschutz nicht berücksichtigt werden, da in 
den Gremien häufig nicht aus beiden Rechtsbereichen Fachleute mitarbeiten. Dies 
kann dazu führen, dass sich die Anforderungen in technischen Normen von den 
nationalen Arbeitsschutzbestimmungen unterscheiden oder gar widersprechen. 

1.2. Ziel dieses Gutachtens 

Ein Auftrag der KAN ist es, ein praxisgerechtes, kohärentes und 
anwenderfreundliches Arbeitsschutz-Regelwerk zu unterstützen. 

Im Rahmen dieses juristischen Gutachtens wurde das Spannungsfeld zwischen der 
Normung im Bereich des nationalen Bauordnungsrechts im Verhältnis zum 
nachgeordneten Regelwerk des nationalen Arbeitsstättenrechts einschließlich der 
dafür relevanten Normen erörtert. 

Insbesondere sollte erörtert werden, welche rechtlichen Folgen sich für die 
Normenanwender (z.B. Arbeitgeber/Bauherren, Architekten/Planer) ergeben, wenn 
Bauordnungsnormen kollidieren mit 

• nationalen Arbeitsschutzregeln (wie z.B. Arbeitsstättenregeln ASR, 
Unfallverhütungsvorschriften UVV) oder 

• technischen Normen, die Anforderungen an Arbeitsstätten beinhalten. 

Die Ergebnisse des Gutachtens sollen insbesondere als Argumentationshilfe bei der 
Gremienarbeit für noch mehr Kohärenz im Normen- und Regelwerk dienen. 

1.3. Zusammenfassung der KAN 

Die Betrachtung des Spannungsfelds zwischen dem Bauordnungs- und 
Arbeitsstättenrechts zeigt, dass vor allem auf den nachgeordneten 
Regelungsebenen Kollisionen entstehen können. Wie die Praxis zeigt, sind solche 
Kollisionen nicht die Regel. Sie können jedoch, falls sie in Einzelfällen dennoch 
auftreten, insbesondere für den Anwender des Normen- und Regelwerks zum Teil 
weitreichende rechtliche Konsequenzen haben. Folgende Fallgruppen wurden 
untersucht: 

• Konflikt baurechtlich in Bezug genommener technischer Sollenssätze oder 
Normen mit einer bekannt gemachten ASR 

• Konflikt nicht baurechtlich in Bezug genommener technischer Sollenssätze oder 
Normen mit einer bekannt gemachten ASR 
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• Konflikt technischer Sollenssätze oder Normen mit einer 
Unfallverhütungsvorschrift 

Gesetzliche Kollisionsregeln wie insbesondere § 3a Abs. 4 ArbStättV helfen hierbei 
zwar bedingt weiter. Häufig gibt es jedoch für Kollisionen technischer Normen aus 
dem Bauordnungs- mit technischen Sollenssätzen aus dem Arbeitsstättenrecht 
keine anwenderfreundliche und vor allem keine umfassend rechtssichere Lösung. 
Dies hängt vor allem von folgenden Faktoren ab: 

• unterschiedliche Rechtswirkung und -verbindlichkeiten der Dokumentarten 

• welche Dokumentenart die weitreichendere Anforderung aufstellt 

• ob die kollidierenden Anforderungen miteinander unvereinbar sind 

• der praktischen Relevanz von technischen Sollenssätzen und Normen in 
tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht (z.B. Werkvertragsrecht oder 
Fahrlässigkeitsmaßstäbe) 

Auch das Einbeziehen der zuständigen Behörden – gekennzeichnet durch die 
Zuständigkeit unterschiedlicher Behörden und die in der Regel nicht verpflichtende 
Einbindung der Arbeitsschutzbehörden in das Baugenehmigungsverfahren vor 
Errichtung der Arbeitsstätte – kann nicht in allen Fällen eine eindeutige Lösung 
möglicher Kollisionen herbeiführen. Weiterhin entstehen bei der Frage nach einer 
möglichen Nachrüstung aufgrund geänderter Vorgaben vergleichbare rechtliche 
Unsicherheiten wie vor der Errichtung eines Gebäudes. 

Insbesondere technische Normen von DIN (unabhängig davon, ob sie rein national 
erarbeitet oder von internationalen oder europäischen Normungsorganisationen 
übernommen sind) werden in der Praxis ähnlich wie unmittelbar geltendes Recht 
verstanden und angewendet. Zudem haben sie zivil- und haftungsrechtliche 
Bedeutung. Daher stellt ihre Kollision mit dem technischen Arbeitsschutzregelwerk 
den Anwender vor erhebliche Probleme. Dies sogar dann, wenn die technischen 
Normen nicht über ein Gesetz in Bezug genommen wurden.  
Nur wenn es gar nicht erst zu einer Kollision kommt, können die in der Praxis 
Verantwortlichen wie Bauherren, Architekten und Arbeitgeber die technischen 
Sollenssätze und Normen uneingeschränkt anwenden, ohne rechtliche Risiken 
einzugehen. 

1.4. Empfehlungen der KAN 

Die KAN 

• beauftragt die KAN-Geschäftsstelle, die Ergebnisse des Gutachtens bekannt 
zu machen; 
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• bittet DIN, das Gutachten den Normenausschüssen zur Verfügung zu stellen, 
die sich mit baulichen Anforderungen befassen und sie aufzufordern, beim 
Erstellen von baulichen Anforderungen in DIN-Normen auf die Kohärenz mit dem 
Arbeitsschutzrecht und dessen Vorgaben zu achten; 

• bittet das BMAS, das Gutachten dem Ausschuss für Arbeitsstätten ASTA und 
ggf. weiteren staatlichen Ausschüssen zur Verfügung zu stellen; 

• bittet die DGUV, das Gutachten den betroffenen Fachbereichen und 
Sachgebieten zur Verfügung zu stellen; 

• bittet die regelsetzenden Institutionen zu überprüfen, inwieweit mögliche 
Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen (z.B. ASR, DIN-Normen) 
regulatorisch einer Lösung zugeführt werden können; 

• bittet die regelsetzenden Institutionen, sich noch stärker für ein kohärentes 
und widerspruchsfreies Regelwerk einzusetzen; 

• bittet die Länder, beim bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren für 
Arbeitsstätten die Möglichkeit einzuräumen, grundsätzlich auch Anforderungen 
aus dem Arbeitsstättenrecht prüfen zu lassen, um beim 
Baugenehmigungsverfahren Widersprüche mit dem Arbeitsstättenrecht zu 
vermeiden. 
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2. About this report 

The Commission for Occupational Health and Safety and Standardization (KAN) has 
the mandate of safeguarding German occupational safety and health interests in 
national, European and international standardization activity, and of assuring the 
participation of the social partners in standardization. In KAN, representatives of 
employers, employees, the German federal government and state governments and 
the accident insurance institutions pool their interests and discuss them with DIN. 
KAN analyses OSH-related issues in standardization activity and identifies scope for 
improvement. One instrument for this purpose is the commissioning of studies and 
reports.  

2.1. Background 

In Germany, requirements pertaining to the building structures of workplaces are 
defined primarily in workplace law and building regulations law. These two areas of 
law differ in their objectives, but intersect. To clarify the relationship between 
them, Germany’s Federal Institute for Occupational Safety and Health (BAuA) 
published a legal opinion in 2018 on the interaction between workplace law and 
building regulations law2. The legal opinion identified and evaluated the 
intersections. It emphasizes that the intersections and contradictions are 
particularly evident when the subordinate regulatory levels of major practical 
relevance are considered. Examples of these are rules governing workplaces, 
administrative regulations and DIN standards. The present report is intended to 
supplement the BAuA’s legal opinion with a detailed focus on standardization and 
the subordinate body of regulations. 

Intersections exist between workplace law and, for example, the following areas of 
building regulations law (and possibly other legal acts relevant to the erection of 
buildings): fire safety, escape routes, circulation routes and areas, artificial 
lighting/daylight, accessibility, and noise/sound insulation and ventilation. Technical 
standards are increasingly being developed for the planning, erection and 
commissioning of structures serving as workplaces and therefore falling within the 
scope of building regulations and workplace law. Affected structures include 
schools, laboratories, sewage treatment plants, fire stations and ambulance 
stations. The barrier-free construction of a range of buildings and sports facilities is 
also being made the subject of standardization. 

 

2 https://www.baua.de/EN/Service/Publications/Report/Gd95 

https://www.baua.de/EN/Service/Publications/Report/Gd95
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Standards addressing building structures frequently fail to give consideration to 
national rules and regulations governing occupational safety and health, since 
experts from the two legal spheres are often not present on the committees 
concerned. This may lead to the requirements in technical standards deviating from 
or even contradicting national occupational safety and health provisions. 

2.2. Purpose of the present report 

One of KAN’s mandates is to support a practical, coherent and user-friendly body of 
safety and health regulations. 

The legal opinion discussed the conflict between standardization within the scope of 
German building regulations law on the one hand and the body of subordinate 
regulations under German workplace law, including the relevant standards, on the 
other. 

In particular, the legal consequences for users of standards (e.g. 
employers/building owners, architects/planners) were to be discussed for cases 
where building standards conflict with: 

• German occupational safety and health regulations (e.g. ASR workplace 
regulations, UVV accident prevention regulations) 

• Technical standards containing requirements concerning workplaces 

The results of the report are intended in particular to provide committee members 
with arguments for even greater coherence in the body of standards and 
regulations. 

2.3. Summary by KAN 

Examination of areas of conflict between German building regulations law and 
workplace law shows that such conflicts are particularly likely to arise at the 
subordinate regulatory levels. In practice, they are the exception rather than the 
rule. On the rare occasions where they do occur, however, they may have far-
reaching legal consequences, particularly for the user of the body of standards and 
regulations. The following case groups were examined: 

• Conflict between a technical rule or technical standard referenced in the building 
legislation and a published ASR 

• Conflict between a technical rule or technical standard not referenced in the 
building legislation and a published ASR 
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• Conflict between a technical rule or technical standard and an accident 
prevention regulation 

Statutory rules, particularly Section 3a (4) of the German Workplaces Ordinance 
(ArbStättV), governing conflicts between provisions are of some benefit in these 
cases. However, a user-friendly and, above all, comprehensively legally watertight 
solution for conflicts between technical standards in building regulations and 
technical rules in workplace law often does not exist. Whether such a solution exists 
depends primarily on the following factors: 

• Differences between the document types with respect to their legal effect and 
obligations 

• Which document type has the more far-reaching requirement 

• Whether the conflicting requirements are incompatible with each other 

• Practical relevance of technical rules and standards in fact and law (e.g. 
legislation governing contracts for work and labour, or tests of negligence) 

Even the involvement of various competent authorities in the planning approval 
process prior to erection of the workplace, including involvement – as a rule not 
obligatory – of the occupational safety and health authorities, does not always yield 
a clear solution to potential conflicts. The possible need for refurbishment owing to 
changes in requirements also gives rise to legal uncertainties comparable to those 
preceding erection of a building. 

In particular, DIN technical standards (irrespective of whether they are developed 
entirely at national level or adopted from the standards of international or European 
standardization organizations) are understood and applied in practice in a similar 
way to directly applicable law. They are also relevant under civil and liability law. 
Their conflict with the body of technical occupational safety and health regulations 
therefore presents the user with considerable problems. This is the case even when 
the technical standards have not been referenced by an act.  
Only when no conflict arises can those responsible in the field, such as owners of 
buildings, architects and employers, apply the technical rules and standards without 
restriction without exposing themselves to legal risk. 

2.4. KAN’s recommendations 

KAN hereby: 

• Tasks the KAN Secretariat with making the results of the expert report known 

• Requests that DIN make the report available to the standards committees 
addressing construction requirements and call upon these committees to ensure 
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coherence with occupational safety and health legislation and its provisions 
when drafting construction requirements in DIN standards 

• Requests that the Federal Ministry of Labour and Social Affairs (BMAS) 
make the report available to the ASTA Committee for Workplaces and, if 
appropriate, further state committees 

• Requests that the German Social Accident Insurance (DGUV) make the 
report available to the affected expert committees and subcommittees 

• Requests that the regulatory institutions assess to what extent possible 
conflicts between technical rules and standards (e.g. ASRs, DIN standards) can 
be resolved by regulation 

• Requests that the regulatory institutions step up their efforts in the interests 
of a coherent and consistent body of regulations 

• Requests that the German state governments grant the option of including 
requirements in workplace legislation in the review of requirements during the 
building approvals process, in order to prevent subsequent contradictions with 
workplace law from arising. 
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3. À ce propos 

La Commission pour la sécurité et santé au travail (KAN) a pour mission de 
défendre les intérêts allemands en matière de sécurité et de santé au travail (SST) 
dans le cadre de la normalisation nationale, européenne et internationale, et de 
garantir la participation des partenaires sociaux à la normalisation. Au sein de la 
KAN, des représentants des employeurs, des employés, de l'État fédéral, des 
Länder et des organismes d'assurance sociale des accidents du travail et des 
maladies professionnelles fédèrent leurs intérêts, et en discutent avec le DIN. Afin 
d'analyser dans la normalisation les faits susceptibles d'avoir une incidence sur la 
SST et de déterminer les besoins d'amélioration dans le travail de normalisation, la 
KAN mandate, entre autres, des études et des expertises.  

3.1. Le contexte 

En Allemagne, les exigences relatives à la construction des lieux de travail sont 
définies essentiellement dans la législation relative aux lieux de travail et dans le 
droit de la construction. Malgré les enjeux différents visés par ces deux domaines 
juridiques, ceux-ci se recoupent partiellement. Afin de clarifier les relations qui 
existent entre eux, l'Institut fédéral de la sécurité et de la santé au travail (BAuA) a 
publié en 2018 un avis juridique sur l'interaction entre la législation relative aux 
lieux de travail et le droit de la construction3, texte dans lequel les recoupements 
sont identifiés et évalués. Il y est souligné que ces recoupements, mais aussi les 
divergences, deviennent particulièrement évidents lorsque ce sont les 
réglementations subordonnées qui sont consultées, telles que les Règles relatives 
aux lieux de travail (ASR), les règlements administratifs et les normes DIN, textes 
qui, dans la pratique, ont un rôle important à jouer. La présente expertise a pour 
but de compléter l'avis juridique de la BAuA, en mettant plus particulièrement 
l'accent sur la normalisation et sur les réglementations subordonnées.  

Concernant la législation relative aux lieux de travail, les recoupements qui existent 
avec le droit sur la construction (et éventuellement avec d'autres textes juridiques 
pertinents pour la construction de bâtiments) concernent notamment les domaines 
suivants : protection contre l'incendie, issues de secours, voies de circulation et 
surfaces de mouvement, éclairage/lumière du jour, accessibilité, bruit/protection 
acoustique et ventilation. On voit apparaître de plus en plus de normes techniques 
qui concernent l'étude, la construction et la mise en service de constructions 
destinées à devenir des lieux de travail, et pour lesquelles il faut donc respecter à la 
fois le droit de la construction et celui relatif aux lieux de travail. On en citera 

 

3 www.baua.de/EN/Service/Publications/Report/Gd95 (en allemand) 

http://www.baua.de/EN/Service/Publications/Report/Gd95
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comme exemples les écoles, les laboratoires, les stations d'épuration, les casernes 
de pompiers, les centres de secours ou encore la prise en compte des impératifs 
d'accessibilité dans la construction de divers bâtiments et installations sportives.  

Dans la normalisation concernant les ouvrages de construction, il arrive 
fréquemment que les réglementations et prescriptions nationales en matière de 
SST ne soient pas prises en compte, car, souvent, les comités de travail ne 
comprennent pas de spécialistes appartenant aux deux domaines juridiques. Cela 
peut avoir pour effet que les exigences contenues dans les normes techniques 
diffèrent des dispositions nationales en matière de SST, voire les contredisent.  

3.2. Objectif de l'expertise 

L'une des missions de la KAN est de promouvoir, en matière de SST, un ensemble 
de règles cohérentes, adaptées à la pratique et faciles à appliquer.  

L'objet de la présente expertise juridique a été d'examiner le champ de tension qui 
existe entre la normalisation relevant du droit national de la construction et les 
réglementations subordonnées de la législation nationale sur les lieux de travail, 
incluant les normes qui s'y rapportent.  

Il s'agissait notamment d'examiner quelles sont les conséquences juridiques pour 
les utilisateurs des normes (p.ex. employeurs/maîtres d'ouvrage, 
architectes/concepteurs) lorsque des normes relatives au code de la construction 
entrent en conflit avec :  

• des règles nationales en matière de SST (p.ex. les Règles relatives aux lieux de 
travail [ASR] ou le Règlement de prévention des accidents du travail [UVV]), ou 

• des normes techniques qui contiennent des exigences applicables aux lieux de 
travail. 

Les conclusions de l'expertise ont en particulier pour vocation de servir 
d'argumentaire pour le travail des comités de normalisation, le but étant d'apporter 
davantage de cohérence dans l'ensemble des normes et réglementations.  

3.3. Résumé de la KAN 

Il ressort de l'étude du champ de tension qui existe entre le droit de la construction 
et la législation relative aux lieux de travail que c'est surtout au niveau des 
réglementations subordonnées que peuvent apparaître des conflits, même si, dans 
la pratique, il semble que ceux-ci ne soient pas courants. Lorsqu'ils surviennent 
néanmoins dans certains cas isolés, ils peuvent toutefois avoir des conséquences 
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juridiques de grande portée, en particulier pour les utilisateurs des normes et des 
réglementations. Les différents cas de figure suivants ont été examinés :  

• conflit entre une norme ou règle technique à laquelle il est fait référence dans le 
droit de la construction, et une ASR publiée ; 

• conflit entre une norme ou règle technique à laquelle il n'est pas fait référence 
dans le droit de la construction, et une ASR publiée ;  

• conflit entre une règle technique ou une norme technique, et une prescription de 
prévention des accidents (UVV).  

Il existe, certes, des dispositions légales régissant ces conflits, notamment l'article 
3a paragr. 4 de l'Ordonnance sur les lieux de travail (ArbStättV), mais elles ne sont 
que d'une utilité limitée. De fait, il n'existe souvent aucune solution facile à 
appliquer et surtout juridiquement sûre pour les conflits entre normes techniques 
découlant du droit de la construction et les règles techniques relevant de la 
législation sur les lieux de travail. Cela dépend surtout des facteurs suivants :  

• les effets et valeurs juridiques différents d'un type de document à l'autre ; 

• la question de savoir quel type de document impose des exigences de plus vaste 
portée ; 

• la question de savoir si les exigences qui entrent en conflit sont incompatibles 
entre elles ; 

• la pertinence pratique des règles techniques et des normes, en fait et en droit 
(p.ex. droit des contrats d'entreprise ou critères de négligence).  

L'intervention des autorités compétentes - caractérisée par la compétence des 
différentes autorités et par le fait qu'il n'est généralement pas obligatoire que les 
autorités en charge de la SST soient impliquées dans la procédure de permis de 
construire avant la construction du lieu de travail - ne peut pas non plus fournir 
dans tous les cas une solution claire et nette pour remédier à d'éventuels conflits. 
De plus, dans l'éventualité d'une mise en conformité requise a posteriori en raison 
d'une modification des prescriptions, on voir apparaître des incertitudes juridiques 
comparables à celles qui prévalaient avant la construction d'un bâtiment.  

Les normes techniques du DIN, en particulier (qu'elles soient élaborées au niveau 
purement national ou proviennent des organismes de normalisation internationaux 
ou européens) sont, dans la pratique, appréhendées et appliquées quasiment de la 
même manière que le droit directement applicable. De plus, elles ont une 
importance en termes de droit civil et de responsabilité civile. C'est pourquoi leur 
conflit avec les réglementations techniques relatives à la SST pose des problèmes 
considérables à l'utilisateur, et ce même s'il n'est pas fait référence à ces normes 
techniques dans une loi.  
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Ce n'est que s'il n'y a pas de conflit que les responsables (maîtres d'ouvrage, 
architectes, employeurs…) peuvent, dans la pratique, appliquer les normes et 
règles techniques sans réserve, et ce sans courir de risques juridiques.  

3.4. Recommandations de la KAN 

La KAN 

• demande au Secrétariat de la KAN de faire connaître au public les résultats de 
l'expertise ; 

• demande au DIN de mettre l'expertise à la disposition des comités de 
normalisation concernés par les exigences en matière de construction, en les 
invitant à veiller, lorsqu'ils élaboreront dans les normes DIN des exigences en 
matière de construction, à ce qu'elles soient cohérentes avec la législation sur la 
SST et ses prescriptions ;  

• demande au Ministère fédéral du Travail et des Affaires sociales (BMAS) 
de mettre l'expertise à la disposition du Comité pour les lieux de travail ASTA et, 
le cas échéant, à d'autres comités officiels ;  

• demande à l'Assurance sociale allemande des accidents du travail et 
maladies professionnelles (DGUV) de mettre l'expertise à la disposition des 
commissions sectorielles et sous-sections spécialisées concernées ; 

• demande aux autorités réglementaires d'examiner dans quelle mesure il est 
possible de résoudre par voie réglementaire les conflits éventuels entre les 
règles techniques et les normes (p.ex. ASR, normes DIN) ; 

• demande aux autorités réglementaires de s'investir davantage en faveur 
d'une réglementation cohérente et non conflictuelle ;  

• demande aux Länder qu'il soit possible, lors de la procédure de permis de 
construire pour des lieux de travail, de faire examiner également 
systématiquement les exigences issues de la législation sur les lieux de travail, 
afin d'éviter tout conflit avec cette législation. 
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RSD Anmerkung: Das Gutachten hat im Wesentlichen den Bearbeitungsstand 
Juni 2024. Dies gilt insbesondere für die angegebenen Quellen 
aus Literatur und Rechtsprechung. Im Nachgang wurden in 
Absprache mit der KAN kleinere, im Wesentlichen redaktionelle 
Anpassungen vorgenommen. 
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A. 
Hintergrund und Aufgabenstellung 

Für die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten bei der Arbeit spielt die 
Gestaltung der Arbeitsumgebung eine wichtige Rolle. Die Arbeitsumgebung ist daher 
auch hinsichtlich der Anforderungen an ihre bauliche Beschaffenheit vielfältigen 
Regelungen unterworfen. Zum einen sind hier die Regelungen des 
Arbeitsschutzrechts, allen voran der Verordnung über Arbeitsstätten vom 12. August 
20041 (im Folgenden „Arbeitsstättenverordnung“ bzw. „ArbStättV“), zu nennen. 
Zum anderen sind Arbeitsstätten in der Regel auch bauliche Anlagen, die daher auch 
dem Bauordnungsrecht der Länder unterfallen und sich auch an dessen Anforderungen 
messen lassen müssen. So ist es beispielweise bei Bürogebäuden, Schulen, 
Laboratorien, Rettungswachen o.ä. 

Zwischen den Anforderungen aus dem Arbeitsstättenrecht und dem Bauordnungsrecht 
kommt es zu Überschneidungen. Die Arbeitsstättenverordnung dient der Sicherheit 
und dem Schutz der Gesundheit der Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von 
Arbeitsstätten (§ 1 Abs. 1 ArbStättV). Arbeitsstätten sind so einzurichten und zu 
betreiben, dass Gefährdungen für die Sicherheit und die Gesundheit der Beschäftigten 
möglichst vermieden und verbleibende Gefährdungen möglichst gering gehalten 
werden (§ 3a Abs. 1 S. 1 ArbStättV). Die Bauordnungen verfolgen demgegenüber 
allgemein das Ziel der Gefahrenabwehr im Kontext baulicher Anlagen. Nach § 3 
Abs. 1 Satz 1 Musterbauordnung2 (im Folgenden „MBO“) sind bauliche Anlagen so 
anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen 
Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden. Dabei sind die Grundanforderungen an 
Bauwerke gemäß Anhang I der europäischen (Bauprodukten-)Verordnung (EU) 
Nr. 305/2011 zu berücksichtigen. Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 sieht 
vor, dass Bauwerke insbesondere der Gesundheit und Sicherheit der während des 
gesamten Lebenszyklusses der Bauwerke involvierten Personen, zu denen 
grundsätzlich auch Arbeitnehmer gehören, Rechnung tragen müssen. 
Bauordnungsrechtliche Vorschriften, die dem Schutz der Allgemeinheit dienen, 
erfassen zwangsläufig auch Beschäftigte einer Arbeitsstätte. 

 

1 BGBl. I S. 2179, zuletzt geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334). 
2 In der Fassung vom November 2002, zuletzt geändert durch den Beschluss der Bauministerkonferenz vom 
22./23. September 2022. 
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RSD Anmerkung: Der Regelungsmechanismus der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 
basiert darauf, dass Verfahren und Kriterien zur Bewertung der 
Leistung von Bauprodukten zur Gewährleistung des 
europäischen Binnenmarkts harmonisiert werden. Den 
Mitgliedstaaten obliegt es dann, im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
für die Bauwerkssicherheit anhand der einheitlich bewerteten 
Produktleistung konkrete Anforderungen für bestimmte 
Verwendungszwecke (z.B. eine bestimmte 
Feuerwiderstandsdauer) festzulegen. Nach der Rechtsprechung 
der Unionsgerichte ist das entsprechende 
Marktbehinderungsverbot aus Art. 8 Abs. 4 der Verordnung 
(EU) Nr. 305/2011 so zu verstehen, dass die Mitgliedstaaten 
zwar Verwendungsbedingungen für harmonisierte Bauprodukte 
festlegen, nicht aber neue Kriterien oder Bewertungsverfahren 
einführen dürfen. Hieraus können auch Konflikte nicht nur mit 
nationalen bauordnungsrechtlichen, sondern ggf. auch mit 
arbeitsstättenrechtlichen Vorgaben entstehen, deren 
Untersuchung nicht Gegenstand dieses Gutachtens zur 
Kohärenz des Regelwerks des nationalen Bauordnungs- und 
Arbeitsstättenrechts ist. 
 
Die Europäische Kommission initiierte im März 2022 ein 
europäisches Gesetzgebungsverfahren bezüglich der 
Novellierung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.3 Die 
Novellierung soll einerseits einen gut funktionierenden 
Binnenmarkt für Bauprodukte gewährleisten, indem 
insbesondere Umsetzungsdefizite der bisherigen Verordnung 
adressiert werden, und andererseits Klima-, Umwelt und 
Nachhaltigkeitsaspekte bei Bauprodukten stärker 
berücksichtigen.4 Zudem soll die Kommission die Befugnis 
erhalten, unter bestimmten Voraussetzungen selbständig 
technische Spezifikationen für bestimme Produktfamilien und 

 

3 Europäische Kommission, COM(2022) 144 vom 30.03.2022. 
4 Europäische Kommission, COM(2022) 144 vom 30.03.2022, S. 1 ff (Begründung). 
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Kategorien festzulegen.5 Zu Beginn des Jahres erzielten 
Kommission, Rat und Parlament in einem informellen 
Abstimmungsprozess eine Einigung über den Entwurfstext der 
Verordnung.6 Der Entwurfstext hat nun bereits das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren durchlaufen. Der in erster Lesung 
festgelegte Standpunkt des Parlaments7 wurde jüngst vom Rat 
gebilligt8 und die Verordnung damit erlassen (Art. 294 Abs. 4 
Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, AEUV). 
Sie muss nun noch im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht werden und tritt dann zu dem im Amtsblatt 
festgelegten Zeitpunkt oder anderenfalls am zwanzigsten Tag 
nach ihrer Veröffentlichung in Kraft (Art. 297 Abs. 1 Unterabs. 
3 AEUV).9 

 

RSD Anmerkung: Bei der Musterbauordnung handelt es sich um von der 
Bauministerkonferenz verabschiedete Mustervorschriften, die 
als Grundlage für die Umsetzung in spezifisches Landesrecht 
dienen sollen und damit keine unmittelbare Rechtswirkung 
entfalten. Die folgenden Ausführungen beziehen sich aus 
Gründen der Übersichtlichkeit auf die jeweiligen Normen der 
Musterbauordnung. Da die Bundesländer in wesentlichen Teilen 
wortlautgleiche Bauordnungen erlassen haben, soll auf 
landesrechtliche Unterschiede nur dort eingegangen werden, wo 
dies für die behandelten Fragestellungen relevant ist. 

 

5 Vgl. Art. 4 der Initiative der Europäische Kommission, COM(2022) 144 vom 30.03.2022, abgeändert durch 
den Kompromissvorschlag des Rates der Europäischen Union, Interinstitutional File 2022/0094(COD), Dok.-
Nr. 6127/24 vom 07.02.2024. 
6 Kompromissvorschlag des Rates der Europäischen Union, Interinstitutional File 2022/0094(COD), Dok.-Nr. 
6127/24 vom 07.02.2024. 
7 Legislative Entschließung und Standpunkt des Parlaments in erster Lesung, Dok.-Nr. P9_TA(2024)0188 und 
P9_TC1-COD(2022)0094 vom 10.04.2024. 
8 Billigung des Standpunkts des Parlaments in erster Lesung und Annahme des Gesetzgebungsaktes durch den 
Rat, Interinstitutional File 2022/0094(COD), Dok.-Nr. 15228/24 vom 05.11.2024. 
9 Nach Abschluss der Bearbeitung des Gutachtens ist die neue Bauprodukten-Verordnung (EU) 2024/3110 am 
07. Januar 2025 in Kraft getreten. Sie gilt im Wesentlichen seit dem 08. Januar 2026. Zu diesem Datum ist die 
alte Verordnung (EU) Nr. 305/2011 mit Ausnahme einzelner Artikel, die vorübergehend parallel fortgelten, 
aufgehoben worden. 
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Sowohl im Arbeitsstättenrecht als auch im Bauordnungsrecht wird zur 
Konkretisierung der gesetzlich normierten Anforderungen das technische Fachwissen 
der einschlägigen Verkehrskreise im Rahmen der „technischen Regulierung“ 
herangezogen. Dieses findet sich in technischen Sollenssätzen und Normen, wie z.B. 
DIN-Normen, VDE-Vorschriften, technischen Normen des DVGW, VDI-Richtlinien 
oder auch Technische Regeln für Arbeitsstätten (im Folgenden „ASR“), die sich durch 
konkrete Vorgaben auszeichnen. Solche konkreten Vorgaben sind für die Anwender 
unverzichtbar, um genaue Leitlinien für die Planung und Errichtung eines Gebäudes 
zu haben. Gerade wegen dieser Konkretheit spielen die technischen Sollenssätze und 
Normen in der Praxis eine große Rolle. 

Werden bei der Erstellung technischer Sollenssätze und Normen für einen bestimmten 
Bereich – hier die Anforderungen an bauliche Anlagen oder Arbeitsstätten – die 
technischen Sollenssätze und Normen des jeweils anderen Bereiches nicht beachtet, 
kann dies dazu führen, dass es zu unterschiedlichen Anforderungen für denselben 
Regelungsgegenstand kommt.10 Dies kann einerseits bedeuten, dass die technischen 
Sollenssätze und Normen unterschiedlich weitgehende Vorgaben (z.B. hinsichtlich 
einer erforderlichen Gangbreite) enthalten. Andererseits kann es schlimmstenfalls 
sogar zu einem Widerspruch zwischen den Vorgaben kommen. 

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass diese Konstellationen in der täglichen 
Praxis nicht die Regel sind und vergleichsweise selten auftreten. Dennoch stellen sie 
im jeweiligen Einzelfall Arbeitgeber und Bauherren vor die Frage, wie mit ihnen 
umzugehen ist und können gegebenenfalls zu empfindlichen Konsequenzen führen, 
wenn es z.B. wegen Missachtung der technischen Sollenssätze und Normen zu einem 
Einschreiten der Bauordnungs- oder der Arbeitsschutzbehörde bzw. sogar zum 
Schadensfall kommt. 

Das Gutachten soll das aus solchen Konstellationen entstehende Spannungsfeld aus 
rechtlicher Perspektive beleuchten. Insbesondere sollen die rechtlichen Folgen für den 
Anwender, also z.B. den Arbeitgeber, den Bauherrn oder den Architekten, im 
Kollisionsfall betrachtet werden. 

Hierbei soll einerseits die rechtliche Anknüpfung technischer Sollenssätze und 
Normen in den Blick genommen werden. Diese kann sich zunächst daraus ergeben, 

 

10 Für den Bereich des Arbeitsschutzes enthält das „Grundsatzpapier zur Rolle der Normung im betrieblichen 
Arbeitsschutz“ Leitlinien dazu, wie mit technischen Normen, die in einem „klassischen“ Normungsverfahren 
zustande gekommen sind, umzugehen ist und wie bereits bei der Erarbeitung solcher Normen Kollisionen 
möglichst vermieden werden können. Bek. d. BMAS v. 12.2.2021 – IIIb4-34201-2. 
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dass technische Sollenssätze und Normen sich in den der Arbeitsstättenverordnung 
bzw. den Bauordnungen nachgeordneten Regelungsebenen wie z.B. den ASR oder 
Technischen Baubestimmungen finden bzw. dort in Bezug genommen werden. 
Außerdem können technische Sollenssätze und Normen zur Ausfüllung unbestimmter 
Rechtsbegriffe sowie zur Bestimmung rechtlicher Pflichten- und Sorgfaltsmaßstäbe in 
verschiedenen Rechtsgebieten herangezogen werden, auch wenn sie nicht in ASR 
enthalten oder durch Technische Baubestimmungen in Bezug genommen sind. 

Andererseits soll untersucht werden, ob und wie eine Kollision technischer 
Sollenssätze und Normen rechtlich aufgelöst werden kann. Hierzu gehört auch die 
Betrachtung, welche praktischen Konsequenzen bzw. Schwierigkeiten und rechtlichen 
Risiken sich ergeben. 

Hiermit eng verbunden ist die Einbindung der technischen Sollenssätze und Normen 
in die Regelungssystematik des Bauordnungs- und Arbeitsstättenrechts sowie ihre 
Bedeutung auch in anderen Rechtsbereichen wie dem Strafrecht oder dem Zivilrecht. 
Auf Ebene der technischen Regulierung und Normung soll der Fokus auf den ASR aus 
dem Bereich des Arbeitsschutzrechts und auf den DIN-Normen für den Bereich des 
Bauordnungsrechts liegen. Wegen ihrer Nähe zum Arbeitsstättenrecht soll auch eine 
Betrachtung der DGUV Vorschriften als autonomes Recht aus dem Bereich der 
gesetzlichen Unfallversicherung erfolgen. 
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B. 
Wesentliche Ergebnisse  

• Bei der Betrachtung des Überschneidungsbereichs von Bauordnungs- und 
Arbeitsstättenrecht wird deutlich, dass das Problem kollidierender 
Anforderungen sich insbesondere auf untergeordneten Regelungsebenen 
zeigt. Hier findet sich die Masse der konkreten Vorgaben für den Bau. 
Ausgangspunkt dieses Spannungsfeldes sind technische Sollenssätze und 
Normen. Technische Sollenssätze und Normen erhalten im Arbeitsstättenrecht 
und im Bauordnungsrecht rechtliche Bedeutung. So können sie zunächst durch 
konkrete Inbezugnahmen rechtlich verbindlich werden. Ebenso können sie zur 
Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe, wie etwa dem Begriff der „allgemein 
anerkannten Regeln der Technik“, herangezogen werden. Auch können 
technische Sollenssätze und Normen insbesondere zur Bestimmung von 
Pflichten- und Sorgfaltsmaßstäben im Strafrecht und Zivilrecht dienen. Die 
Entscheidung, ob ein technischer Sollenssatz oder eine technische Norm 
befolgt wird bzw. welcher Sollenssatz oder welche Norm im Kollisionsfall 
befolgt wird, kann demzufolge weitreichende rechtliche Konsequenzen 
haben.  

• Um technische Sollenssätze handelt es sich auch bei den vom Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales (im Folgenden „BMAS“) bekannt gemachten ASR. 
Diese konkretisieren die allgemeinen Anforderungen des § 3a Abs. 1 Satz 1 
ArbStättV beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten. Mit 
Bekanntmachung durch das BMAS erhalten die ASR normkonkretisierende 
Wirkung. Sie sind insoweit verbindlich und gemäß § 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStättV 
(nur) zu berücksichtigen. Das bedeutet, dass sich der Arbeitgeber jedenfalls mit 
ihnen auseinandersetzen muss. Hält der Arbeitgeber sich an die Vorgaben der 
ASR, kommt ihm die Vermutungswirkung des § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV 
zugute. Hiernach gelten die in der Arbeitsstättenverordnung gestellten 
Anforderungen an das Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten bei 
Beachtung bekannt gemachter ASR als erfüllt. Der Arbeitgeber ist zur 
Beachtung von ASR jedoch nicht im Sinne einer strikten Befolgung 
verpflichtet. Vielmehr kann er auch ohne behördliche Genehmigung andere 
Maßnahmen wählen, soweit durch diese die gleiche Sicherheit und der gleiche 
Schutz der Gesundheit der Beschäftigten erreicht wird (§ 3a Abs. 1 Satz 4 
ArbStättV).  
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• In Ergänzung zum staatlichen Arbeitsschutzrecht können sich konkrete 
bauliche Vorgaben bezüglich der Arbeitsstätte auch aus den 
Unfallverhütungsvorschriften ergeben. Diese sind als autonomes Recht der 
Unfallversicherungsträger für ihre Mitgliedsunternehmen und die dort 
versicherten Beschäftigen unmittelbar verbindlich.  

• Eine Konkretisierung der bauaufsichtlichen Anforderungen des § 3 MBO findet 
sich in den Technischen Baubestimmungen. Diese werden zunächst vom 
Deutschen Institut für Bautechnik als Muster-Verwaltungsvorschrift Technische 
Baubestimmungen (im Folgenden „MVV TB“) und (üblicherweise) sodann für 
das jeweilige Bundesland bekannt gemacht. Hierbei handelt es sich um 
normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften. Die Technischen 
Baubestimmungen nehmen überwiegend technische Normen privater 
Normgeber, insbesondere DIN-Normen, in Bezug. Die Technischen 
Baubestimmungen sind – hier besteht der wesentliche Unterschied zu den 
ASR – nach der MBO zu beachten und damit grundsätzlich umfassend 
verbindlich. Von ihnen kann nur abgewichen werden, wenn mit einer anderen 
Maßnahme die allgemeinen Anforderungen des § 3 MBO gleichermaßen erfüllt 
werden und eine Abweichung in der Technischen Baubestimmung nicht 
ausgeschlossen ist. Regelmäßig ist eine behördliche Entscheidung in Form eines 
Anwendbarkeits- oder Verwendbarkeitsnachweises oder einer 
Abweichungszulassung erforderlich.  

• Für Arbeitgeber, Bauherren und die am Bau Beteiligten sind konfligierende 
Vorschriften aus Arbeitsstättenrecht und Bauordnungsrecht auch deswegen 
problematisch, weil für die beiden Bereiche unterschiedliche Behörden zuständig 
sind, deren Einbindung unterschiedlich ausgestaltet ist. Die Einbindung der 
Arbeitsschutzbehörde vor Baubeginn ist grundsätzlich nicht vorgesehen, 
wohingegen die Bauaufsichtsbehörde im Rahmen des üblicherweise 
erforderlichen Genehmigungsverfahrens zwingend einzubinden ist. Dabei 
erfordern die Bauordnungen der Länder von den Bauaufsichtsbehörden zwar 
teilweise auch eine Prüfung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften. Dies ist aber 
nicht in allen Bundesländern so. Vielfach ist nach den Landesbauordnungen eine 
Prüfung des Arbeitsschutzrechts nicht zwingend gefordert bzw. wird sogar 
ausgeschlossen. Dies führt rein praktisch zu einem Risiko der Missachtung 
arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben, z. B. weil diese schlicht übersehen werden. 
Eine Einbindung der Arbeitsschutzbehörden durch den Bauherrn kann 
grundsätzlich nur durch die Inanspruchnahme einer Beratung erfolgen. Dies 
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setzt zunächst voraus, dass sich der Bauherr der arbeitsschutzrechtlichen 
Anforderungen an die Arbeitsstätte bewusst ist und die Behörde kontaktiert. Die 
Einhaltung der arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben kann hierdurch 
allerdings auch nicht vollends sichergestellt werden, da die 
Arbeitsschutzbehörden grundsätzlich keine verbindlichen Auskünfte 
hinsichtlich der Zulässigkeit des konkreten Vorhabens erteilen. Eine 
(Gestattungs-)Entscheidung der Arbeitsschutzbehörde ergeht – abgesehen von 
speziellen, bereichsspezifischen Ausnahmefällen – erst recht nicht. 

• Zur Lösung von Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen aus den 
Bereichen des Bauordnung- und des Arbeitsstättenrechts kann die 
Kollisionsregel des § 3a Abs. 4 ArbStättV nur bedingt herangezogen 
werden. Hiernach gelten Anforderungen in anderen Rechtsvorschriften, 
insbesondere dem Bauordnungsrecht der Länder, vorrangig, soweit sie über die 
Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung hinausgehen. Die Kollisionsnorm 
hilft zunächst dort nicht weiter, wo sich Vorgaben von Bauordnung und 
Arbeitsstättenverordnung diametral gegenüberstehen, die eine Vorschrift 
also nicht befolgt werden kann, ohne gegen die andere zu verstoßen und keine 
der Vorschriften „weitergehende“, sondern gänzlich verschiedene 
Anforderungen stellt. Probleme zeigen sich auch bei Kollisionen zwischen ASR 
und Technischen Baubestimmungen, die unterschiedlich weitgehende 
Anforderungen stellen. Hier entstehen Rechtsunsicherheiten durch den 
unterschiedlichen Grad der Verbindlichkeit von ASR und Technischen 
Baubestimmungen, da die ASR über § 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStättV nur zu 
berücksichtigen und nicht wie die Technischen Baubestimmungen zu beachten 
sind. Dies betrifft insbesondere Fälle, in denen die ASR weitergehende 
Regelungen enthalten als die Technischen Baubestimmungen. 

• Ein Rückgriff auf die Kollisionsregel scheidet vollends aus, wenn die 
kollidierenden Vorgaben in technischen Sollenssätzen und Normen 
enthalten sind, die nicht von Technischen Baubestimmungen oder anderen 
Rechtsvorschriften in Bezug genommen sind (z.B. Kollision einer nicht in 
Bezug genommenen DIN-Norm mit einer bekannt gemachten ASR). Die 
naheliegende Lösung, in diesen Fällen stets der rechtlich „verbindlicheren“ 
Vorgabe den Vorrang zu gewähren (hier der bekannt gemachten ASR), lässt die 
praktische Relevanz von technischen Normen, insbesondere der DIN-Normen, 
außer Acht. 
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• Die Lösung von Kollisionen im Wege der (unionsrechtskonformen) 
Auslegung der technischen Sollenssätze und Normen birgt das Risiko, dass 
Behörden oder Gerichte eine anderweitige Auslegung vertreten als z.B. der 
Bauherr oder der Arbeitgeber. Ohne entsprechende Rechtsprechung gehen 
argumentative Lösungen daher mit rechtlichen Risiken einher.  

• Eine vorherige Befassung der Bauaufsichts- und der 
Arbeitsschutzbehörden, um eine Klärung zu erreichen, welche Vorgabe in 
einem Kollisionsfall zu befolgen ist, ist nur sehr bedingt hilfreich. Da 
unterschiedliche Behörden zuständig sind, erfolgt nicht zwingend eine 
ganzheitliche bzw. einheitliche Beratung. Dies kann schlimmstenfalls in 
entgegengesetzten behördlichen Stellungnahmen münden. Da die Auskunft in 
der Regel nicht rechtsverbindlich ist, bleibt die Entscheidung, welcher 
technischer Sollenssatz oder welche Norm befolgt wird, praktisch in der 
Verantwortung des Bauherrn oder Arbeitgebers. 

• Auch die gesetzlich vorgesehenen Möglichkeiten, von den Vorgaben des 
Arbeitsstätten- oder Bauordnungsrechts abzuweichen, helfen dem 
Anwender nur bedingt. Im Bauordnungsrecht kann unter den Voraussetzungen 
des § 85a Abs. 1 Satz 3 MBO von Technischen Baubestimmungen abgewichen 
werden. Auf der Seite des Arbeitsstättenrechts kann auf die Einhaltung der ASR 
(und damit auf die gesetzliche Vermutungswirkung) verzichtet und können 
alternative Maßnahmen gemäß § 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV gewählt werden. 
Dies ist mit erheblichem Mehraufwand verbunden, da im Falle der Technischen 
Baubestimmungen behördliche Genehmigungen erforderlich werden können und 
es sowohl mit der Arbeitsschutzbehörde als auch mit der Baubehörde zu 
Diskussionen über die Gleichwertigkeit der alternativen Maßnahme kommen 
kann. Während im Bauordnungsrecht in der Regel eine behördliche 
Entscheidung über die Zulässigkeit der Abweichung erfolgt, die dem 
Rechtsanwender eine gewisse Rechtssicherheit vermittelt, fehlt es an einer 
solchen behördlichen Entscheidung, wenn von den ASR abgewichen wird. 
§ 3a Abs. 3 ArbStättV, der dies für Abweichungen von der ArbStättV vorsähe, 
findet auf ASR keine Anwendung. Damit trägt der Arbeitgeber das rechtliche 
Risiko, dass die alternativen Maßnahmen ein gleiches Schutzniveau 
gewährleisten (§ 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV). Dies beinhaltet auch das Risiko, 
dass die zuständige Behörde im Rahmen der Wahrnehmung ihrer 
Überwachungsaufgabe eine andere Auffassung vertritt. 
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• Sind Anforderungen technischer Sollenssätze und Normen aus den 
Bereichen des Bauordnungsrechts oder des Arbeitsstättenrechts bei der 
Errichtung nicht berücksichtigt worden, besteht grundsätzlich das Risiko 
behördlichen Einschreitens, z.B. in Form einer Nutzungsuntersagung durch die 
Bauordnungsbehörde oder einer Anordnung der Arbeitsschutzbehörde, ein 
ausreichendes Schutzniveau sicherzustellen. Bei der Entscheidung über eine 
solche Anordnung steht die Behörde aber vor den gleichen Unsicherheiten 
wie der Bauherr bzw. Arbeitgeber, wenn es um den Umgang mit Kollisionen 
technischer Sollenssätze und Normen geht. Ergeht dennoch eine behördliche 
Anordnung, muss der Bauherr oder Arbeitgeber als Adressat wiederum 
entscheiden, wie er vor dem Hintergrund der kollidierenden technischen 
Sollenssätze und Normen auf die behördliche Anordnung reagiert. 

• Aufgrund der Dynamik des Arbeitsstättenrechts – insbesondere der ASR, die am 
Stand der Technik orientiert sind – kann sich die Frage, ob eine Nachrüstung 
erforderlich ist, auch aufgrund der zwischenzeitlichen Fortentwicklung der 
technischen Sollenssätze ergeben. Auf den baurechtlich anerkannten 
Bestandsschutz kann sich der Arbeitgeber in diesem Fall nicht berufen, 
vielmehr hat er seine ursprüngliche Gefährdungsbeurteilung dahingehend zu 
überprüfen, ob die gewählten Maßnahmen den Anforderungen an die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Beschäftigten noch genügen und 
– falls dies nicht der Fall ist – die Arbeitsstätte nachzurüsten. Hier treffen den 
Arbeitgeber dann die gleichen Unsicherheiten wie vor der Errichtung des 
Gebäudes. 

• Auch wenn Kollisionen zwischen Bauordnungsrecht und Arbeitsstättenrecht 
teilweise normativ aufgelöst werden können und eine Vorschrift demnach 
vorrangig zu beachten ist, bleiben die (zurücktretenden) technischen 
Sollenssätze und Normen für Arbeitgeber, Bauherren und Bauausführende 
auch anderweitig relevant. Dies folgt insbesondere daraus, dass den 
technischen Normen bestimmter privater Normgeber die Vermutung 
zugutekommt, allgemein anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben. 
Der Maßstab der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird im Strafrecht 
vielfach bei der Prüfung von Strafbarkeiten und Ordnungswidrigkeiten 
herangezogen, um insbesondere zu beurteilen, ob eine Sorgfaltspflichtverletzung 
vorlag. Im Zivilrecht kann er u.a. der Bestimmung des werkvertraglichen 
Mangels dienen. Im Übrigen entfalten technische Sollenssätze und Normen bei 
der Bestimmung von vertraglichen Schutzpflichten und deliktischen 
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Verkehrssicherungspflichten Relevanz. Die Einhaltung der 
arbeitsstättenrechtlichen Anforderungen kann im Rahmen eines Werkvertrages, 
eines Mietvertrages mit einem Arbeitgeber und im Arbeitsverhältnis geschuldet 
sein.  

  



 

Seite 18 von 130 

C.  
Rechtliche Würdigung 

Zum besseren Verständnis der Spannungslage, die sich aus einem Konflikt von 
Anforderungen technischer Sollenssätze und Normen aus den Bereichen des Arbeitsstätten- 
und des Bauordnungsrechts ergibt, werden zunächst die grundsätzliche Systematik und die 
Einbettung technischer Vorgaben in rechtliche Vorgaben dargestellt (I.). Darauf folgt eine 
überblicksartige Darstellung des Regelungshintergrundes von Arbeitsstättenrecht und 
Bauordnungsrecht mit einem Fokus auf der Einbindung technischer Sollenssätze und 
Normen auf nachgeordneter Regelungsebene. Beleuchtet wird dabei auch die Prüfung dieser 
Regelungen in der behördlichen Praxis. Darüber hinaus werden die zentralen Vorschriften, 
die der (Bundes-)Gesetz- und Verordnungsgeber den Rechtsanwendern zur Lösung 
potenzieller Konflikte zwischen den Regelungsbereichen zur Verfügung gestellt hat, in den 
Blick genommen (II.). Anschließend werden mögliche Kollisionen technischer Sollenssätze 
und Normen unter Berücksichtigung ihrer rechtlichen Einbettung anhand von Fallgruppen 
veranschaulicht (III.). Schließlich werden die Folgen etwaiger Kollisionen für den 
Rechtsanwender beleuchtet (IV.). Hierbei soll sowohl auf die Lage vor Errichtung des 
Gebäudes als auch auf etwaige Konsequenzen nach Errichtung eingegangen werden. 

I. Rechtliche Einbettung technischer Vorgaben  

Gerade bei technischen Sachverhalten wie z.B. baulichen Anforderungen an 
Arbeitsstätten sind konkrete Vorgaben zentral, um eine einheitliche und vor allem 
sichere Gestaltung und Benutzung gewährleisten zu können. Deswegen besteht 
besonders auf diesem Gebiet das Bedürfnis nach möglichst konkreten Vorgaben. 
Demgegenüber steht das Wesen von Gesetzen, grundsätzlich abstrakt-generelle 
Regelungen zu treffen, die sich notwendigerweise auf einem gewissen 
Abstraktionsniveau bewegen müssen.  

Um dennoch dem Erfordernis möglichst konkreter Vorgaben gerecht werden und 
hierbei die technische Entwicklung berücksichtigen zu können, hat sich für den 
Bereich technischer Sachverhalte eine besondere Art der rechtlichen Steuerung 
herausgebildet: Ausgangspunkt der Steuerung von technischen Sachverhalten durch 
Recht ist die seitens des Gesetzgebers angewandte Regelungstechnik. Unter anderem 
im Arbeitsstättenrecht stellen die gesetzlichen Regelungen selbst kaum konkrete 
Anforderungen an den zu regelnden Sachverhalt auf und beschränken sich 
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überwiegend auf die Formulierung genereller Schutzziele.11 Konkrete Anforderung 
finden sich aber in technischen Sollenssätzen und Normen. Diese präzisieren die 
jeweiligen generellen Anforderungen und erleichtern so die Handhabbarkeit 
gesetzlicher Vorgaben in der Praxis. Dadurch kommt ihnen eine große praktische 
Relevanz zu. 

Dieser Abschnitt nähert sich zunächst dem Begriff der technischen Sollenssätze und 
Normen (dazu 1.), um dann herauszuarbeiten, ob und unter welchen Voraussetzungen 
technischen Sollenssätzen und Normen nicht nur eine praktische, sondern auch eine 
rechtliche Relevanz zukommt (dazu 2.). 

1. Begriff der technischen Sollenssätze und Normen  

Zunächst ist eine begriffliche Einordnung von technischen Normen und technischen 
Regeln bzw. Sollenssätzen vorzunehmen.  

RSD Anmerkung: Treffender als der Begriff „technische Sollenssätze“ dürfte hier 
grundsätzlich der Begriff „technische Regeln“ sein. Wegen der 
Nähe zum Begriff der „Technischen Regeln für Arbeitsstätten“ 
(ASR) wird hier gleichwohl der Begriff der „technischen 
Sollenssätze“ verwendet, um Missverständnissen und 
Verwechslungen vorzubeugen. 

Technische Normen sind das Ergebnis eines Normierungsprozesses. Sie enthalten 
technische Sollenssätze, die wiederum technische oder qualitätsbezogene 
Anforderungen an bestehende oder zukünftige Produkte, Herstellungsverfahren, 
Dienstleistungen und Methoden enthalten, als solche aber nicht kodifiziert oder 
festgeschrieben sein müssen. D.h. technische Normen fixieren technische 
Sollenssätze. 

Eine allgemeinverbindliche Definition des Begriffs der technischen Norm ist indes 
nicht ersichtlich. 

Nach Art. 2 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur europäischen Normung (sog. „Normungsverordnung“) ist eine 
„Norm“ 

 

11 Siehe beispielsweise für die Arbeitsstättenverordnung BR-Drs. 450/04 S. 21.  
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„eine von einer anerkannten Normungsorganisation 
angenommene technische Spezifikation zur 
wiederholten oder ständigen Anwendung, deren 
Einhaltung nicht zwingend ist […]“. 

Dabei listet die Vorschrift verschiedene Arten von Normen auf und schränkt den Kreis 
der Urheber solcher Normen auf „anerkannte“ Normungsorganisationen12 ein. 

Eine „technische Spezifikation“ ist nach Art. 2 Nr. 3 der Normungsverordnung – nebst 
weiteren Voraussetzungen – „ein Schriftstück, in dem die technischen Anforderungen 
dargelegt sind, die ein Produkt, ein Verfahren, eine Dienstleistung oder ein System zu 
erfüllen hat“. 

Diese Begriffsdefinition ist relativ eng und entspricht nicht zwingend dem 
hergebrachten nationalen Verständnis, das sich indes nicht in einer verbindlichen 
Definition niedergeschlagen hat.  

Eine vielfach herangezogene Definition zumindest des Begriffs der Normung findet 
sich in DIN 820-3:2021-02 3.1.1.1. Hiernach ist „Normung“ die 

„planmäßige, durch die interessierten Kreise 
gemeinschaftlich im Konsens durchgeführte 
Vereinheitlichung von materiellen und immateriellen 
Gegenständen zum Nutzen der Allgemeinheit“. 

Dies spricht für ein eher funktionales Verständnis der Normung, das dem Autor der 
Norm eine eher untergeordnete Bedeutung beimisst und die Festschreibung 
einheitlicher Standards betont, und in der Folge der technischen Norm als deren 
Ergebnis. Für Zwecke dieses Gutachtens, das sich nicht auf die Analyse von 
unionsrechtlich vorgezeichneten Aspekten beschränkt, soll daher das etwas weitere, 
funktionale Verständnis in den Vordergrund gestellt werden. 

 

12 „Anerkannte“ Normungsorganisationen sind die in Art. 2 Nr. 8, 9 und 10 der Normungsverordnung 
definierten „europäischen“, „internationalen“ und „nationalen Normungsorganisationen“. „Nationale 
Normungsorganisationen“ sind nach Art. 2 Nr. 10 der Normungsverordnung Organisationen, die der 
Kommission von einem Mitgliedstaat gemäß Art. 27 der Normungsverordnung mitgeteilt worden sind. Die 
mitgeteilten Normungsorganisationen werden gemäß Art. 27 Abs. 2 der Normungsverordnung von der 
Kommission in einer Liste im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Nach dieser Liste sind die 
nationalen Normungsorganisationen in Deutschland das DIN und die DKE (vgl. Veröffentlichung der Liste 
nationaler Normungsorganisationen nach Artikel 27 der Normungsverordnung vom 27.09.2013, ABl. EU 
2013/C 279/08, Nr.5). 
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Die Ausarbeitung technischer Normen findet maßgeblich durch privatrechtlich 
organisierte Institutionen statt.13 Besondere Relevanz bei der Normung besitzt dabei 
das Deutsche Institut für Normung e.V. (im Folgenden „DIN“). Auf europäischer und 
internationaler Ebene existieren mit dem European Committee for Standardization 
(CEN), dem European Committee for Electrotechnical Standardization (CENELEC) 
und dem European Telecommunications Standards Institute (ETSI) bzw. der 
International Organization for Standardization (ISO) und der International 
Electrotechnical Commission (IEC) wichtige Akteure im Bereich der technischen 
Normung. Die Normen von CEN und CENELEC sowie häufig auch von ISO und IEC 
werden durch das DIN auf nationaler Ebene übernommen und mit dem Zusatz „EN“- 
bzw. „ISO“ oder „IEC“- Normen veröffentlicht. Bei dem Deutschen Institut für 
Normung e.V. handelt es sich um einen privatrechtlichen Verein, dessen Zweck es ist, 
zum Nutzen der Allgemeinheit unter Wahrung des öffentlichen Interesses in 
geordneten und transparenten Verfahren die Normung und Standardisierung 
anzuregen, zu organisieren, zu steuern und zu moderieren.14 Die Normungsarbeit des 
DIN findet dabei in den verschiedenen Normungsausschüssen statt. Diese sollen 
pluralistisch besetzt sein. In ihnen kommen Vertreter der Wirtschaft, der Forschung, 
der öffentlichen Hand, des Arbeitsschutzes und auch der Verbraucher zusammen. Der 
Normungsprozess selbst läuft dabei grob in folgenden Phasen ab:15 Zunächst wird der 
Gegenstand, der einer Normung unterzogen werden soll, konkretisiert und zu anderen 
Normungsprojekten abgegrenzt. Anschließend folgt die Erarbeitung eines 
Normentwurfs in dem jeweiligen Normungsausschuss. Der Entwurf wird dann der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht, die diesen kommentieren kann. Anschließend wird 
die Norm gegebenenfalls überarbeitet und abermals der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht. Wenn ein Stand erreicht ist, bei dem keine wesentlichen Einwände mehr 
gegen die Norm vorliegen, wird sie durch die Normungsorganisation veröffentlicht. 

 

13 Zu Einflussmöglichkeiten der öffentlichen Hand auf private Normungsorganisationen vgl. z.B. §§ 2, 4 des 
DIN-Vertrags mit der BRD oder § 7 Abs. 3 Satz 3 ArbStättV. 
14 Ziff. 1.2 der Satzung des DIN e.V. 
15 Als Beispiel dient die grafische Darstellung des DIN „Normung auf einen Blick“, abrufbar unter 
https://www.din.de/resource/blob/249724/e016c94b59c0628fd94fee73ea1c1e20/infografik-normung-auf-
einen-blick-data.pdf (zuletzt abgerufen am 11.03.2024). 
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Inhaltlich sollen die Normen den Stand von Wissenschaft und Technik und die 
wirtschaftlichen Gegebenheiten berücksichtigen16 und stehen jedem zur Anwendung 
frei17. Sie sollen sich als anerkannte Regeln der Technik etablieren.18  

Der besondere Status des DIN e.V. auch im Vergleich zu anderen privatrechtlichen 
Normgebern folgt aus einem Vertrag des DIN e.V. mit der Bundesrepublik 
Deutschland aus dem Jahr 197519, durch den eine sog. Public-Private-Partnership 
geschlossen wurde. Gemäß § 1 Abs. 1 des Vertrages wird der DIN e.V. durch die 
Bundesrepublik als die zuständige Normungsorganisation für Deutschland sowie als 
die nationale Normungsorganisation in nichtstaatlichen internationalen 
Normungsorganisationen anerkannt. Gleichzeitig verpflichtet sich der DIN e.V. u.a. 
nach § 1 Abs. 2 des Vertrages, bei seiner Normungsarbeit das öffentliche Interesse zu 
berücksichtigen und bei der Ausarbeitung der Normen darauf zu achten, dass diese bei 
der Gesetzgebung und im Rechtsverkehr als Umschreibungen technischer 
Anforderungen herangezogen werden können.  

Neben privatrechtlich organisierten Normungsorganisationen findet technische 
Regelsetzung auch durch staatlich vorgesehene Gremien statt. Für den Bereich des 
Arbeitsstättenrechts ist hier der Ausschuss für Arbeitsstätten (im Folgenden „ASTA“) 
zu nennen. Dabei kann für die Zwecke dieses Gutachtens vor dem Hintergrund der 
dargestellten unterschiedlichen Definitionen offen bleiben, ob die Ergebnisse der 
Tätigkeit derartiger Gremien auch technische Normen sind oder „lediglich“ technische 
Sollenssätze festgeschrieben bzw. zusammentragen werden, ohne dass diese dadurch 
auch (definitionsgemäß) technische Normen werden. Bei den ASR handelt es sich um 
einen Unterfall der technischen Sollenssätze nach dem hier zugrunde gelegten 
allgemeinen Verständnis, da ASR technische Sollenssätze fixieren und regelmäßig 
durch das BMAS bekannt gemacht werden, wodurch sie (eingeschränkt) rechtliche 
Verbindlichkeit erhalten. Damit sind ASR ein besonderer Fall technischer 
Sollenssätze. 

 

16 DIN 820-1 7.7. 
17 DIN 820-1 8.1. 
18 Zur Vermutung, dass DIN-Normen allgemein anerkannte Regeln der Technik wiedergeben vgl. BGH, Urteil 
vom 24.05.2013 – V ZR 182/12 – juris Rn. 26; OLG Hamm, Urteil vom 13.04.1994 – 12 U 171/93 – juris Rn. 
6; OLG Stuttgart, Urteil vom 26.08.1976 – 10 U 35/76 – juris Rn. 27; Manteufel, in: Werner/Pastor <Hrsg.>, 
Der Bauprozess, 18. Aufl. 2023, Rn. 1927. 
19 Abrufbar unter https://www.din.de/resource/blob/79648/de461d1194f708a6421e0413fd1a050d/vertrag-din-
und-brd-data.pdf, zuletzt abgerufen am 11.03.2024. 
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Einrichtung, Zusammensetzung und Aufgaben des ASTA sind in § 7 ArbStättV 
normiert. Der ASTA ist ein pluralistisch besetztes Fachgremium.20 In ihm sitzen 
maximal 16 fachkundige Vertreter der Arbeitgeber, der Gewerkschaften, der 
Länderbehörden, der gesetzlichen Unfallversicherung sowie weitere – meist aus der 
Wirtschaft stammende – Sachverständige.21 Aufgabe des ASTA ist es unter anderem, 
die dem Stand der Technik, der Arbeitsmedizin und der Hygiene entsprechenden 
Regeln und Erkenntnisse zu ermitteln (§ 7 Abs. 3 Nr. 1 ArbStättV und § 1 Abs. 1 der 
Geschäftsordnung für den Ausschuss für Arbeitsstätten, im Folgenden 
„GO ASTA“).22 Zur Ermittlung dieser Regeln kann der ASTA auch Unterausschüsse 
und Projektgruppen einrichten (§ 7 GO ASTA). Die ermittelten Regeln werden durch 
Beschluss verabschiedet, wobei gem. § 5 Abs. 2 GO ASTA Einstimmigkeit 
anzustreben ist und kein Kreis der im ASTA sitzenden Vertreter – insbesondere nicht 
die Arbeitgebervertreter und die Vertreter der Gewerkschaften – gegen den Beschluss 
der ermittelten Regel stimmen dürfen, § 5 Abs. 4 GO ASTA. Zu beachten ist, dass der 
bloße Beschluss des ASTA einer Regel nur einen Aussagegehalt hinsichtlich ihrer 
technischen, nicht aber hinsichtlich ihrer rechtlichen Relevanz aufweist. Einen 
Anspruch auf rechtliche Geltung erhalten die ASR erst aufgrund ihrer 
Bekanntmachung durch das BMAS gem. § 7 Abs. 4 ArbStättV (dazu näher 
C.II.1.a)bb)(1)). 

2. Rechtliche Relevanz technischer Sollenssätze und Normen  

Dadurch, dass die Erarbeitung von technischen Sollenssätzen und Normen nicht durch 
hoheitlich handelnde Organisationen erfolgt, können diese aus sich heraus keine 
allgemeine rechtliche Verbindlichkeit erzeugen; ihre Anwendung ist damit zunächst 
freiwillig.23  

Es existieren aber diverse rechtliche Anknüpfungspunkte, die zu einer (ggf. 
mittelbaren) Verbindlichkeit bzw. zumindest zu einer rechtlichen Relevanz führen 
können. Zum einen können technische Sollenssätze und Normen rechtliche 
Verbindlichkeit über die konkrete Inbezugnahme in Rechtsnormen erlangen (dazu a)). 
Zum anderen können technische Sollenssätze und Normen auch durch Ausfüllung 

 

20 Kollmer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 7 Rn. 5. 
21 Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 7 Rn. 6. 
22 Kollmer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 7 Rn. 7. 
23 BGH, Urteil vom 24.05.2013 – V ZR 182/12 – juris Rn. 26 m.w.N.; Hofer, in: Busse/Kraus, Bayerische 
Bauordnung, 152. EL Oktober 2023, Art. 81a Rn. 29. 
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unbestimmter Rechtsbegriffe oder rechtlicher (Sorgfalts-)Pflichtenmaßstäbe rechtliche 
Relevanz entfalten (dazu b)). Auf die (durchaus mögliche und übliche) konkrete 
Inbezugnahme durch zivilrechtliche Verträge sei der Vollständigkeit halber 
hingewiesen, ohne dass dies für Zwecke des hiesigen Gutachtens nachfolgend der 
näheren Erläuterung bedürfte. 

a) Konkrete Inbezugnahme technischer Sollenssätze und Normen durch verbindliche 
Rechtsnormen  

Technische Sollenssätze und Normen können durch Rechtsnormen konkret in Bezug 
genommen werden. Eine konkrete Inbezugnahme liegt vor, wenn die Rechtsnorm in 
ihrem Text auf den technischen Sollenssatz oder die technische Norm explizit 
verweist. Dieser Regelungsmethode soll sich zunächst genähert werden, indem der 
Fall dargestellt wird, dass eine verbindliche Rechtsnorm (wie z.B. ein formelles 
Parlamentsgesetz) auf einen technischen Sollenssatz oder eine technische Norm 
verweist (dazu aa)). In der Praxis deutlich relevanter ist der Fall, dass die technischen 
Sollenssätze und Normen durch Verwaltungsvorschriften in Bezug genommen werden 
oder sogar durch sie selbst festgeschrieben werden (dazu bb)).  

aa) Inbezugnahme durch formelle Gesetze und Verordnungen  

Technische Sollenssätze und Normen können durch Rechtsnormen, die auf sie 
verweisen, in Bezug genommen werden. Eine Verweisung liegt dann vor, wenn sich 
die verweisende Rechtsnorm (sog. Verweisungssubjekt) den Inhalt des Sollenssatzes 
oder der Norm, auf die verwiesen wird (sog. Verweisungsobjekt), durch Zitat des 
Verweisungsobjekts zu eigen macht.24 

§ 11 Abs. 1 des Gebäudeenergiegesetzes25 (im Folgenden „GEG“) lautet 
beispielsweise: 

„Bei einem zu errichtenden Gebäude sind Bauteile, die 
gegen die Außenluft, das Erdreich oder gegen 
Gebäudeteile mit wesentlich niedrigeren 
Innentemperaturen abgrenzen, so auszuführen, dass die 
Anforderungen des Mindestwärmeschutzes nach DIN 

 

24 Schmidt, ZfBR 2009, 113 <114>; Brugger, VerwArch 78 (1987), 1 <4>. 
25 Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbaren Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung 
in Gebäuden vom 8. August 2020 (BGBl. I S. 1728), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 
Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280). 
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4108-2:2013-02 und DIN 4108-3:2018-10 erfüllt 
werden.“ 

Das Verweisungssubjekt (§ 11 Abs. 1 GEG) macht sich den Inhalt der 
Verweisungsobjekte (der beiden DIN-Normen in der jeweils zitierten Fassung) durch 
Zitat zu eigen. 

Das Verweisungsobjekt erhält dadurch die gleiche Geltungskraft und den gleichen 
Rang derjenigen Rechtsnorm, die auf das Verweisungsobjekt verweist.26 Auf diese 
Weise können für sich genommen unverbindliche technische Sollenssätze und 
Normen die gleiche rechtliche Relevanz oder gar Verbindlichkeit erlangen wie die 
Rechtsnorm, die auf sie verweist. 

bb) Festschreibung oder Inbezugnahme durch untergesetzliche Regelungen 

Besonders relevant sind die Inbezugnahme technischer Sollenssätze und Normen 
durch Verweisung in untergesetzlichen Regelungen bzw. ihre Bekanntmachung 
unmittelbar als untergesetzliche Regelung.  

Maßgeblich sind hier insbesondere Verwaltungsvorschriften. Die Frage nach der 
Rechtsnatur und der Wirkungsweise von Verwaltungsvorschriften wird in der 
Rechtswissenschaft teilweise uneinheitlich beantwortet.27 Da der Grad der rechtlichen 
Relevanz von technischen Sollenssätzen und Normen von der Rechtswirkung der auf 
sie verweisenden Vorschrift abhängt, ist zunächst der Status von 
Verwaltungsvorschriften als (Rechts-) Norm und ihre rechtliche Wirkung interessant. 

Verwaltungsvorschriften können im Allgemeinen als dienst- und arbeitsrechtliche 
Weisung einer übergeordneten Behörde an die ihr untergeordnete Verwaltung 
verstanden werden.28 Aufgrund der Organisationsgewalt des Staates über seine 
Verwaltung können Verwaltungsvorschriften grundsätzlich ohne eine ausdrückliche 
gesetzliche Ermächtigung erlassen werden.29 Sie stellen zunächst auch nur interne 

 

26 Schmidt, ZfBR 2009, 113 <114>. 
27 Vgl. z.B. die Darstellung bei Maurer/Waldhoff, Allgemeines Verwaltungsrecht, 21. Aufl. 2024, § 24 Rn. 2; 
Möstl, in: Ehlers/Pünder <Hrsg.>, Allgemeines Verwaltungsrecht, 16. Aufl. 2022, § 20 Rn. 32. 
28 BVerfG, Beschluss vom 31.05.1988 – 1 BvR 520/83 – juris Rn. 37; F. Kirchhof, in: Dürig/Herzog/Scholz, 
Grundgesetz-Kommentar, 102. EL August 2023, Art. 84 Rn. 193. 
29 BVerfG, Beschluss vom 02.03.1999 – 2 BvF 1/94 – juris Rn. 47; BVerwG, Urteil vom 09.06.1983 – 2 C 
34/80 – juris Rn. 18; Möstl, in: Ehlers/Pünder <Hrsg.>, Allgemeines Verwaltungsrecht, 16. Aufl. 2022, § 20 
Rn. 34. 
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Regelungen der Verwaltung dar.30 Ihre Aufgabe ist es, einen einheitlichen 
Verwaltungsvollzug zu gewährleisten.31 

Da Verwaltungsvorschriften grundsätzlich reines Innenrecht der Verwaltung 
darstellen, entfalten sie als solches – jenseits des Gleichbehandlungsgrundsatzes in 
Verbindung mit der Selbstbindung der Verwaltung32 – auch keine Rechtswirkungen 
außerhalb der Verwaltung. Sie sind zunächst also nur für Behörden verbindlich.33 Die 
Gerichte sind an die Verwaltungsvorschriften nicht gebunden, d.h. sie überprüfen das 
Verwaltungshandeln anhand der materiellen Gesetze und überprüfen auch die von den 
Verwaltungsvorschriften vorgegebene Auslegung und Anwendung dieser materiellen 
Gesetze. Die Gerichte können sich der Auslegung durch die Verwaltungsvorschriften 
aus eigener Überzeugung anschließen, dürfen sie aber nicht als richtig unterstellen 
bzw. ungeprüft übernehmen. Verwaltungsvorschriften sind Gegenstand und nicht 
Maßstab gerichtlicher Kontrolle.34 

Eine Ausnahmestellung hinsichtlich der Außenwirkung nehmen die sog. 
normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften ein. Ihnen kommt gerade im Bereich 
der technischen Regulierung und Normung eine besondere Bedeutung zu. Sie spielen 
insbesondere dann eine Rolle, wenn der Behörde ein Beurteilungsspielraum zukommt. 
Verwendet eine Rechtsnorm einen besonders auslegungsbedürftigen Rechtsbegriff, 
kann der Verwaltung bei der Ausführung der Rechtsnorm aufgrund ihrer speziellen 
Sachkunde schon auf Tatbestandsseite ein gerichtlich nicht überprüfbarer 
Entscheidungsspielraum zustehen.35 Ob der Verwaltung bei der Auslegung eines 
unbestimmten Rechtsbegriffs Beurteilungsspielraum zukommt, ist seinerseits durch 
Auslegung der einschlägigen Rechtsnorm, die den unbestimmten Rechtsbegriff 

 

30 Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2023, § 1 Rn. 212; Möstl, in: 
Ehlers/Pünder <Hrsg.>, Allgemeines Verwaltungsrecht, 16. Aufl. 2022, § 20 Rn. 33; Ossenbühl, in: 
Isensee/Kirchhof <Hrsg.>, Handbuch des Staatsrechts, Band V, Rechtsquellen, Organisation, Finanzen, 3. 
Aufl. 2007, § 104 Rn. 4 f. 
31 BVerfG, Beschluss vom 02.03.1999 – 2 BvF 1/94 – juris Rn. 38; Winkler, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, 
Art. 84 Rn. 39; Suerbaum, in: Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz, 56. Ed. Stand: 15.08.2023, Art. 84 
Rn. 49. 
32 Sachs, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2023, § 40 Rn. 105 f.; Schwarz, in: 
Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, 102. EL August 2023, Art. 108 Rn. 69. 
33 BVerfG, Beschluss vom 02.03.1999 – 2 BvF 1/94 – juris Rn. 38; Maurer/Waldhoff, Allgemeines 
Verwaltungsrecht, 21. Aufl. 2024, § 24 Rn. 3; Schwarz, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, 
102. EL August 2023, Art. 108 Rn. 69. 
34 BVerfG, Beschluss vom 31.05.1988 – 1 BvR 520/83 – juris Rn. 37, 43 und 1. Leitsatz; BVerwG, Urteil vom 
28.10.1998 – 8 C 16/96 – juris Rn. 15. 
35 BVerwG, Urteil vom 14.10.2015 – 6 C 17/14 – juris Rn. 33, 35 m.w.N.; Geis, in: Schoch/Schneider, 
Verwaltungsrecht, Band VwVfG, 3. EL August 2022, § 40 VwVfG Rn. 134. 
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enthält, zu ermitteln. In begrenzten Einzelfällen genießt die Verwaltung bei 
Prognoseentscheidungen in Bezug auf Risikomanagement (wie z.B. im Atomrecht) 
einen Beurteilungsspielraum, der sich aber aus der Normstruktur der ermächtigenden 
Gesetze ableiten lassen muss.36  

Normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften finden sich z.B. auch bezüglich 
Schädlichkeitsgrenzen im Immissionsschutzrecht.37 Sie sollen insbesondere bei der 
rechtlichen Beurteilung von Tatsachen helfen, bei denen zumeist ein hoher Grad an 
technisch-naturwissenschaftlichem Sachverstand gefragt ist. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (im Folgenden „BVerwG“) 
verkörpern normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften in hohem Maße 
wissenschaftlich-technischen Sachverstand und allgemeine Folgenbewertungen und 
sind mit dieser Funktion selbstverständlich „im gerichtlichen Verfahren beachtlich“.38 
Aufgrund dieser Beachtlichkeit im gerichtlichen Verfahren entfalten 
normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften eine die Gerichte bindende 
Außenwirkung.39 D.h., die normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift ist wie eine 
gesetzliche Vorschrift auszulegen und anzuwenden.40 Das Gericht darf sie also 
grundsätzlich nicht in Frage stellen, sondern ist verpflichtet, sie anzuwenden. In 
Umkehrung des oben aufgestellten Grundsatzes ist in diesen Ausnahmefällen die 
Verwaltungsvorschrift doch Maßstab der gerichtlichen Kontrolle. Soweit die 
Verwaltungsvorschrift bzw. die Norm, die durch die Verwaltungsvorschrift 
konkretisiert wird, auch dritte Personen schützen will, kann der Bürger sich bei der 
Geltendmachung seiner Rechte auch auf die Verwaltungsvorschrift berufen.41 

Die Voraussetzungen, unter denen Verwaltungsvorschriften normkonkretisierend 
sind, sodass ihnen unmittelbare Außenwirkung zukommt, konkretisiert das BVerwG 
weitergehend: Zum einen muss die Verwaltungsvorschrift bei ihrem Erlass 
höherrangigen Geboten und dem für die Konkretisierung wesentlichen Erkenntnis- 
und Erfahrungsstand Rechnung getragen haben. Zum anderen dürfen die 
Verwaltungsvorschriften nicht durch Erkenntnisfortschritte in Wissenschaft und 

 

36 BVerwG, Urteil vom 14.10.2015 – 6 C 17/14 – juris Rn. 35 m.w.N.; Geis, in: Schoch/Schneider, 
Verwaltungsrecht, Band VwVfG, 3. EL August 2022, § 40 VwVfG Rn. 166 ff. 
37 BVerwG, Urteil vom 10.07.2012 – 7 A 11/11 – juris Rn. 25 f.; Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, 
Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2023, § 1 Rn. 214. 
38 BVerwG, Beschluss vom 10.01.1995 – 7 B 112/94 – juris Rn. 4. 
39 BVerwG, Beschluss vom 21.03.1996 – 7 B 165/95 – juris Rn. 10; BVerwG, Urteil vom 28.10.1998 – 8 C 
16/96 – juris Rn. 16; Jarass, JuS 1999, 105 <108 f.>. 
40 BVerwG, Urteil vom 28.10.1998 – 8 C 16/96 – juris Rn. 16. 
41 BVerwG, Beschluss vom 21.03.1996 – 7 B 164/95 – juris Rn. 16. 
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Technik überholt sein. Außerdem muss dem Erlass der Verwaltungsvorschrift ein 
umfassendes Beteiligungsverfahren vorausgegangen sein, um vorhandene 
Erfahrungen und den Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse auszuschöpfen. 42 

Das Bundesverfassungsgericht (im Folgenden „BVerfG“) scheint diese 
Voraussetzungen zu billigen, sofern eine ausreichende gesetzliche Grundlage für den 
Erlass von (normkonkretisierenden) Verwaltungsvorschriften gegeben ist.43 Für den 
Fall, dass eine solche Gesetzesgrundlage fehlt, hat das BVerfG ausdrücklich 
offengelassen, ob einer solchen normkonkretisierenden Verwaltungsvorschrift 
Außenwirkung zuzuerkennen wäre.44  

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschriften dann gegenüber den Gerichten und Bürgern Außenwirkung 
entfalten, wenn 

• sie auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen, 

• sie im Einklang mit dem höherrangigen Recht stehen, 

• sie bei ihrem Erlass dem für die Konkretisierung wesentlichen Erkenntnis- und 
Erfahrungsstand Rechnung tragen, 

• sie nicht durch Erkenntnisfortschritte in Wissenschaft und Technik überholt 
sind und 

• ihrem Erlass ein umfassendes Beteiligungsverfahren vorausgegangen ist, um 
vorhandene Erfahrungen und den Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
auszuschöpfen. 

D.h., wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, sind die Gerichte grundsätzlich an die 
Verwaltungsvorschriften gebunden und müssen sie grundsätzlich auslegen und 
anwenden wie formelle Gesetze. Die Gerichte nehmen dann keine inhaltliche 
Überprüfung der Verwaltungsvorschrift vor, sondern prüfen die Richtigkeit einer 
Verwaltungsentscheidung anhand der normkonkretisierenden Verwaltungsvorschrift. 
Die gerichtliche Kontrolle ist bei normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften 
also insoweit eingeschränkt, als dass das Gericht die Rechtmäßigkeit der 

 

42 BVerwG, Urteil vom 28.10.1998 – 8 C 16/96 – juris Rn. 17. 
43 BVerfG, Beschluss vom 31.05.2011 – 1 BvR 857/07 – juris Rn. 72. 
44 BVerfG, Beschluss vom 31.05.2011 – 1 BvR 857/07 – juris Rn. 76. 
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Verwaltungsvorschrift selbst – jenseits der genannten Kriterien – nicht prüfen kann, 
sondern nur ihre Anwendung auf den konkreten Fall.  

Sofern normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften rechtliche Außenwirkung 
haben und auf technische Sollenssätze und Normen verweisen, bekommen folglich 
auch die in Bezug genommenen technischen Sollenssätze und Normen dieselbe 
Außenwirkung. Enthalten die normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften selbst 
technische Sollenssätze, kommt diesen selbstverständlich auch Außenwirkung zu. 

Im Bereich der baulichen Gestaltung von Arbeitsstätten sind als normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschriften insbesondere die Technischen Baubestimmungen relevant. 
Die Musterverwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (im Folgenden 
„MVV TB“) nimmt zur Konkretisierung der Anforderungen, die § 3 MBO an bauliche 
Anlagen stellt (§ 85a Abs. 1 Satz 1 MBO), eine Reihe von technischen Sollenssätzen 
und Normen – allen voran DIN-Normen – durch Verweisung in Bezug. Bei den 
Technischen Baubestimmungen handelt es sich um normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschriften45. Die MVV TB wird vom Deutschen Institut für Bautechnik 
(im Folgenden „DIBt“) bekannt gemacht. Das DIBt ist eine technische Behörde im 
Baubereich und soll die bautechnischen Aufgaben auf dem Gebiet des öffentlichen 
Rechts einheitlich erfüllen.46 Ihre Verbindlichkeit erlangen die MVV TB erst durch 
eine Bekanntmachung im jeweiligen Bundesland47 durch das zuständige Ministerium.  

RSD Anmerkung: Die MVV TB stellen selbst nur das Muster dar. Die 
maßgeblichen normkonkretisierenden Verwaltungsvorschriften 
sind die Technischen Baubestimmungen der Bundesländer.48 Da 
die Bundesländer die MVV TB aber im Wesentlichen 

 

45 Vgl. BayVGH, Urteil vom 24. November 2021 – 2 N 21.2173 – juris Rn. 18 – 19; offen: VGH Mannheim, 
Urteil vom 7. Oktober 2020 – 8 S 2959/18 – juris Rn. 33. 
46 Art. 1 des Abkommens über das Deutsche Institut für Bautechnik (DIBt-Abkommen), in Kraft seit dem 
01.01.1993 in der Fassung der Bekanntmachung des Landtags Nordrhein-Westfalen vom 12.11.1992, zuletzt 
geändert durch das 3. DIBt-Änderungsabkommen vom 07. März 2017; näher zum DIBt Manssen/Ruzin, in: 
Spannowsky/Manssen, BeckOK Bauordnungsrecht Bayern, 27. Ed. Stand: 01.10.2023, Art. 23 Rn. 2 f. 
47 § 85 Abs. 5 MBO, der die Bekanntmachung der MVV TB als Verwaltungsvorschrift durch das DIBt im 
Einvernehmen mit den obersten Bauaufsichtsbehörden vorsieht, wurde so in keine Landesbauordnung 
übernommen. Grund hierfür ist unter anderem, dass der Erlass einer normkonkretisierenden 
Verwaltungsvorschrift durch das DIBt als zumindest schwierig eingeschätzt wurde. Näher hierzu Kaiser, in: 
Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, § 88 Rn. 75. 
48 Vgl. Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt), Vorbem. Veröffentlichung der Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen 2023/1 (MVV TB 2023/01) mit Druckfehlerberichtigung vom 10. Mai 2023, 
Ausgabe 2, 17. April 2023, S. 7. 
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unverändert übernehmen, wird hier der Einfachheit halber stets 
auf die MVV TB Bezug genommen. 

Neben den Technischen Baubestimmungen kommt auch den durch das BMAS 
bekannt gemachten ASR (§ 7 Abs. 4 ArbStättV) jedenfalls normkonkretisierende 
Wirkung zu. Sie nehmen vereinzelt technische Sollenssätze und Normen in Bezug und 
schreiben technische Sollenssätze im Übrigen unmittelbar selbst fest. 

RSD Anmerkung: Ob die ASR normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften 
nach klassischem Verständnis sind, soll hier offen gelassen 
werden. Der Einordnung als Verwaltungsvorschrift könnte 
insbesondere entgegenstehen, dass die ASR durch den ASTA 
erarbeitet und durch das BMAS bekannt gemacht werden. D.h. 
sie werden – anders als allgemeine Verwaltungsvorschriften 
nach § 24 ArbSchG – nicht innerhalb der (Kern-
)Verwaltungsorganisation erarbeitet, sondern nur von ihr 
bekannt gemacht (vgl. § 18 Abs. 2 Nr. 5 ArbSchG i.V.m. § 7 
ArbStättV). Die normkonkretisierende Wirkung beschränkt sich 
zudem auf die Ausfüllung der Vermutungswirkung und damit auf 
die Setzung eines Mindeststandards.49 

Beide Regelungskomplexe – sowohl die Technischen Baubestimmungen als auch die 
ASR – konkretisieren aufgrund gesetzlicher Anordnung die Anforderungen, die die 
jeweiligen Gesetze an Arbeitsstätten bzw. bauliche Anlagen stellen. Aufgrund ihrer 
normkonkretisierenden Wirkung unterliegen sie daher nur der eingeschränkten 
gerichtlichen Kontrolle, d.h. unter den oben dargestellten Voraussetzungen sind sie für 
die Gerichte grundsätzlich bindend und dürfen selbst nicht durch die Gerichte 
überprüft werden. Die Gerichte können grundsätzlich nur ihre Anwendung auf den 
konkreten Fall überprüfen. 

b) Rechtliche Relevanz technischer Sollenssätze und Normen durch Ausfüllung 
unbestimmter Rechtsbegriffe und rechtlicher (Sorgfalts-)Pflichtenmaßstäbe 

Technische Sollenssätze und Normen können nicht nur konkret durch Verweisung, 
sondern auch abstrakt – also mittelbar – in Bezug genommen werden und dadurch 
rechtliche Relevanz entfalten. Insbesondere können sie herangezogen werden, um 
unbestimmte Rechtsbegriffe ohne Beurteilungsspielraum zu konkretisieren (dazu aa)) 

 

49 Siehe hierzu auch unten C.II.1.a)bb). 
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und um den zivil- und strafrechtlichen Sorgfaltspflichtmaßstab bzw. die geschuldete 
Leistung näher zu bestimmen (dazu bb)). 

aa) Konkretisierung unbestimmter Rechtsbegriffe 

Technische Sollenssätze und Normen können aufgrund ihrer konkreten Ausgestaltung 
auch dazu dienen, in Rechtsnormen vorhandene unbestimmte Rechtsbegriffe ohne 
Beurteilungsspielraum zu konkretisieren und auszufüllen. Im Gegensatz zu 
unbestimmten Rechtsbegriffen mit Beurteilungsspielraum ist die Auslegung 
unbestimmter Rechtsbegriffe ohne Beurteilungsspielraum gerichtlich voll 
überprüfbar.50 Im Rahmen der Auslegung können technische Sollenssätze und 
Normen herangezogen werden, um z.B. zu bestimmen, was „erforderliche 
Maßnahmen“ (z.B. § 5 Abs. 1 ArbStättV) sind oder wie „Gefährdungen möglichst 
gering gehalten“ (z.B. § 3a Abs. 1 Satz 1 ArbStättV) werden. 

Eine besondere Rolle für die Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe spielen 
technische Normen dort, wo der Gesetzgeber die „allgemein anerkannten Regeln der 
Technik“ als Maßstab nennt. Technische Normen bestimmter 
Normungsorganisationen tragen die widerlegbare Vermutung in sich, allgemein 
anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben.51 Sie können daher dort, wo das 
Gesetz den unbestimmten Rechtsbegriff „allgemein anerkannte Regeln der Technik“ 
gebraucht, grundsätzlich zu dessen Konkretisierung herangezogen werden. So erhalten 
technische Normen auch ohne ihre konkrete Inbezugnahme zumindest mittelbare 
rechtliche Relevanz. Eine auf diese Art und Weise ausgestaltete Regelung hat für den 
Gesetz- und Verordnungsgeber den Vorteil, dass er die technischen Anforderungen, 
die er stellen möchte, nicht fortlaufend aktualisieren muss, sondern schlicht auf einen 
geltenden – sich aber dynamisch ändernden – Standard verweist.52  

Auf die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik stellt 
beispielsweise § 319 Abs. 1 des Strafgesetzbuchs (StGB) ab.  

RSD Anmerkung: Selbst im fachlichen Diskurs wird oft nicht scharf genug 
zwischen den verschiedenen Standards im Technikrecht – 
insbesondere zwischen den „allgemein anerkannten Regeln der 

 

50 Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2023, § 1 Rn. 213. 
51 OLG Stuttgart, Urteil vom 26.08.1976 – 10 U 35/76 – juris Rn. 27; OLG Hamm, Urteil vom 13.04.1994 – 
12 U 171/93 – juris Rn. 6 m.w.N. 
52 BVerfG, Beschluss vom 08.08.1978 – 2 BvL 8/77 – juris Rn. 106. 
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Technik“ und dem „Stand der Technik“ unterschieden.53 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind dabei solche, die 
theoretisch richtig sind und sich nach Meinung der Mehrheit der 
maßgeblichen Fachleute in Wissenschaft und Praxis bewährt 
haben oder deren Eignung von ihnen als nachgewiesen 
angesehen wird.54 
Bei dem Standard „Stand der Technik“ wird nicht mehr nur auf 
die Mehrheit der maßgeblichen Fachleute, sondern auf die 
„Front der technischen Entwicklung“ abgestellt, um 
herauszufinden, was technisch notwendig, geeignet, angemessen 
oder vermeidbar ist.55 
Der dritte Standard ist der „Stand von Wissenschaft und 
Technik“. Der Standard orientiert sich an der 
wissenschaftlichen und technischen Entwicklung. Es muss 
diejenige Vorsorge gegen Schäden getroffen werden, die nach 
den neuesten wissenschaftlichen Erkenntnissen für erforderlich 
gehalten wird.56 

Eine widerlegbare Vermutung, allgemein anerkannte Regeln der Technik 
wiederzugeben, wird insbesondere für  

• DIN-Normen57, 

•  die technischen Normen des Deutschen Ausschusses für Stahlbeton58,  

 

53 Diesen Befund teilend Seibel, NJW 2013, 3000 <3000>. 
54 BGH, Urteil vom 11.12.1979 – VI ZR 141/78 – juris Rn. 24; OLG Celle, Urteil vom 30.03.1984 – 15 U 
145/83 – BauR 1984, 522; Merkens, in: Kapellmann/Messerschmidt, VOB/B, 8. Aufl. 2022, § 4 Rn. 55; 
Oppler, in: Ingenstau/Korbion, VOB/B, 22. Aufl. 2023, § 4 Abs. 2 Rn. 32.  
55 BVerfG, Beschluss vom 08.08.1978 – 2 BvL 8/77 – juris Rn. 107. 
56 BVerfG, Beschluss vom 08.08.1978 – 2 BvL 8/77 – juris Rn. 109. 
57 BGH, Urteil vom 24.05.2013 – V ZR 182/12 – juris Rn. 26; OLG Hamm, Urteil vom 13.04.1994 – 12 U 
171/93 – juris Rn. 6; OLG Stuttgart, Urteil vom 26.08.1976 – 10 U 35/76 – juris Rn. 27; Manteufel, in: 
Werner/Pastor <Hrsg.>, Der Bauprozess, 18. Aufl. 2023 Rn. 1927. 
58 Merkens, in: Kapellmann/Messerschmidt, VOB/B, 8. Aufl. 2022, § 4 Rn. 58; Oppler, in: Ingenstau/Korbion, 
VOB/B, 22. Aufl. 2023, § 4 Abs. 2 Rn. 34, 37; Manteufel, in: Werner/Pastor <Hrsg.>, Der Bauprozess, 18. 
Aufl. 2023 Rn. 1927. 
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• die technischen Normen des Verbandes Deutscher Elektrotechniker (VDE-
Vorschriften) 59,  

• die technischen Normen des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches 
(DVGW)60,  

• die Richtlinien des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI)61 und 

• die technischen Vorschriften und Richtlinien für die Errichtung und 
Unterhaltung von Niederdruckgasanlagen in Gebäuden und auf Grundstücken 
(TVR-Gas)62 

angenommen. 

Hält sich der den Bau Ausführende an eine technische Norm, die die (widerlegbare) 
Vermutung in sich trägt, eine allgemein anerkannte Regel der Technik wiederzugeben, 
so kann grundsätzlich (im Rahmen ihres Anwendungsbereichs) davon ausgegangen 
werden, dass er auch die allgemein anerkannten Regeln der Technik befolgt. 

bb) Konkretisierung zivilrechtlicher Pflichten und strafrechtlicher Sorgfaltsmaßstäbe 

Technische Sollenssätze und Normen können auch dazu beitragen, zivilrechtliche 
Pflichten und strafrechtliche Sorgfaltsmaßstäbe zu konkretisieren. So gilt aus 
zivilrechtlicher Perspektive die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik als werkvertraglich geschuldeter Mindeststandard, den der Unternehmer 

 

59 Das OLG Hamm, Urteil vom 09.06.1989 – 26 U 126/88 – BeckRS 1989, 31006351 sieht in den VDE-
Vorschriften sogar allgemein anerkannten Regeln der Technik; Merkens, in: Kapellmann/Messerschmidt, 
VOB/B, 8. Aufl. 2022, § 4 Rn. 58; Manteufel, in: Werner/Pastor <Hrsg.>, Der Bauprozess, 18. Aufl. 2023 
Rn. 1927. 
60 OLG Köln, Urteil vom 14.02.2008 – 12 U 121/03 – juris, Rn. 26; Manteufel, in: Werner/Pastor <Hrsg.>, Der 
Bauprozess, 18. Aufl. 2023 Rn. 1927. 
61 Bayerisches Oberstes Landesgericht, Beschluss vom 30.07.2002 – 1 ObOWi 15/02 – juris Rn. 8; OLG Jena, 
Urteil vom 27.07.2006 – 1 U 897/04 – juris Rn. 42; OLG Brandenburg, Urteil vom 09.05.2007 – 13 U 103/03 
– juris Rn. 56; OLG Rostock, Beschluss vom 14.07.2023 – 4 U 52/23 – juris Rn. 11 f.; Oppler, in: 
Ingenstau/Korbion, VOB/B, 22. Aufl. 2023, § 4 Abs. 2 Rn. 34, 37. Zumindest können VDI-Richtlinien 
wichtige Orientierungshilfen und Erkenntnisquellen darstellen, vgl. BGH, Urteil vom 10.11.1977 – III ZR 
166/75 – juris Rn. 22; VGH Kassel, Beschluss vom 16.03.1995 – 3 TG 50/95 – juris Rn. 8; VG München, 
Urteil vom 20.04.2004 – M 1 K 04.2199 – juris Rn. 31; LG Göttingen, Urteil vom 21.03.2014 – 4 O 172/11 – 
juris Rn. 29 f. m.w.N. Vgl. zur früheren Kritik am Verfahren des VDI: Bundesarchitektenkammer (BAK), 
Stellungnahme zum Entwurf der VDI Richtlinie 1000, Stand 01/2016 (abrufbar unter https://bak.de/vdi-1000-
vdi-richtlinienarbeit-grundsaetze-und-anleitungen//, zuletzt abgerufen am 11.03.2024) und Kommission 
Arbeitsschutz und Normung, KANBrief 2/10 (abrufbar unter 
https://www.kan.de/publikationen/kanbrief/kampagne-risiko-raus/vdi-und-din-nur-ein-kleiner-unterschied-
fuer-den-arbeitsschutz, zuletzt abgerufen am 11.03.2024). 
62 Oppler, in: Ingenstau/Korbion, VOB/B, 22. Aufl. 2023, § 4 Abs. 2 Rn. 34, 37. 
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üblicherweise bei Vertragsschluss stillschweigend zusichert.63 Zudem können 
technische Normen – weil sie die widerlegbare Vermutung in sich tragen, allgemein 
anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben – auch zur Feststellung von Inhalt und 
Umfang von vertraglichen Schutz- und deliktischen Verkehrssicherungspflichten im 
Zivilrecht herangezogen werden.64  

Im Strafrecht tragen technische Sollenssätze und Normen dazu bei, den Maßstab dafür 
zu bestimmen, wann eine Sorgfaltspflicht objektiv verletzt wird, was zu einer 
Strafbarkeit aus einem Fahrlässigkeitsdelikt (z.B. der fahrlässigen Körperverletzung, 
§ 229 StGB) führen kann. Für die Konkretisierung von Sorgfaltsmaßstäben ist nämlich 
nicht nur auf spezielle gesetzliche und untergesetzliche Regeln zurückzugreifen, 
sondern auch auf Standards und Gepflogenheiten bestimmter Verkehrskreise sowie 
auf den allgemeinen Maßstab des sorgfältigen und besonnenen 
Durchschnittsbürgers.65 Insbesondere im Rahmen von Standards und Gepflogenheiten 
bestimmter Verkehrskreise nehmen technische Sollenssätze und Normen eine 
konkretisierende Funktion ein.  

Es lassen sich also einige rechtliche Anknüpfungspunkte für technische Sollenssätze 
und Normen finden, die diese auch selbst rechtlich relevant werden lassen. Daraus 
folgt auch ihre hohe praktische Relevanz. 

II. Regelungshintergrund  

Für die Betrachtung von Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen spielt deren 
Einbettung in das Arbeitsschutz- bzw. Bauordnungsrecht eine zentrale Rolle. 
Deswegen soll der Regelungshintergrund des Arbeitsschutzrechts (dazu 1.) und des 
Bauordnungsrechts (dazu 2.) näher beleuchtet werden. Für das Verständnis, ob, wann 
und durch wen technische Sollenssätze und Normen im behördlichen Verfahren 
geprüft werden, werden die zuständigen Behörden und ihre Einbindung 
überblicksartig dargestellt (dazu 3.). Ein wichtiger Bestandteil des 
Regelungshintergrundes sind die gesetzlich normierten Regelungen für die Lösung 
von Kollisionen von Arbeitsstätten- und Bauordnungsrecht. In diesem Zusammenhang 
ist zunächst herauszuarbeiten, wann und wie diese Kollisionsregeln zur Anwendung 

 

63 BGH, Urteil vom 14.05.1998 – VII ZR 184/97 – juris, Rn. 11. 
64 Ständige Rechtsprechung, vgl. nur BGH, Urteil vom 22.08.2019 – III ZR 113/18 – juris Rn. 15, mit 
zahlreichen weiteren Nachweisen.  
65 Kudlich, in: v. Heintschel-Heinegg, BeckOK StGB, 60. Ed. Stand: 01.02.2024, § 15 StGB Rn. 38 ff. 
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kommen. Außerdem ist zu beantworten, ob und, wenn ja, wie sie zur Lösung einer 
Kollision von technischen Sollenssätzen und Normen herangezogen werden können 
(dazu 4.).  

1. Arbeitsschutzrecht  

Das Arbeitsschutzgesetz66 (im Folgenden „ArbSchG“) dient gemäß seines § 1 Abs. 1 
Satz 1 dazu, Sicherheit und Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Arbeit durch 
Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu sichern und zu verbessern. Die insofern für die 
Erfüllung der Pflichten verantwortlichen Personen sind neben dem Arbeitgeber seine 
in § 13 ArbSchG aufgeführten Vertreter und mit der Leitung Beauftragten.  

Das deutsche Arbeitsschutzrecht ist grundsätzlich durch ein duales System geprägt, 
bestehend aus den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften, zu denen die 
Arbeitsstättenverordnung zählt (a)), und den von den Unfallversicherungsträgern 
erlassenen Unfallverhütungsvorschriften (b)). Anforderungen hinsichtlich der 
Arbeitsstätten können sich aus beiden Materien ergeben. Zusätzlich enthalten auch 
andere arbeitsschutzrechtliche Regelwerke vereinzelt arbeitsschutzrechtliche 
Anforderungen mit Bezug zu baulichen Anlagen (c)).  

a) Arbeitsstättenverordnung  

Die Arbeitsstättenverordnung wurde auf Grundlage des Arbeitsschutzgesetzes 
erlassen und trifft nähere Regelungen zum Einrichten und Betreiben von 
Arbeitsstätten. Sie beruht auf der Verordnungsermächtigung aus § 18 Abs. 1 Satz 1 
ArbSchG, durch die die Bundesregierung ermächtigt wird, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates vorzuschreiben, welche Maßnahmen der 
Arbeitgeber und die sonstigen verantwortlichen Personen zu treffen haben und wie 
sich die Beschäftigten zu verhalten haben, um ihre jeweiligen Pflichten, die sich aus 
dem Arbeitsschutzgesetz ergeben, zu erfüllen. Die Arbeitsstättenverordnung dient im 
Sinne des § 19 ArbSchG insbesondere der Umsetzung der EU-Arbeitsstättenrichtlinie 
89/654/EWG in deutsches Recht, aber auch weiterer Richtlinien, wie der EU-
Bildschirmarbeitsrichtlinie 90/270/EWG, der Richtlinie 92/58/EWG über 
Mindestvorschriften für die Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am 

 

66 Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes der Beschäftigten bei der Arbeit vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246) in der Fassung 
vom 31. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 140). 
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Arbeitsplatz und des Anhangs IV der Richtlinie 92/57/EWG über Mindestvorschriften 
für zeitlich begrenzte oder ortsveränderliche Baustellen.67  

Ziel der Arbeitsstättenverordnung sind die Sicherheit und der Schutz der Gesundheit 
der Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten (§ 1 Abs. 1 
ArbStättV). Die Arbeitsstättenverordnung verpflichtet den Arbeitgeber gemäß § 3a 
Abs. 1 Satz 1 ArbStättV, dafür zu sorgen, dass Arbeitsstätten so eingerichtet und 
betrieben werden, dass Gefährdungen für die Sicherheit und die Gesundheit der 
Beschäftigten möglichst vermieden und verbleibende Gefährdungen möglichst gering 
gehalten werden. Die Anforderungen aus § 3a Abs. 1 Satz 1 ArbStättV werden dabei 
sowohl unmittelbar durch die Arbeitsstättenverordnung und ihren Anhang (aa)) als 
auch durch die ASR (bb)) konkretisiert. 

Zentrales Element für die Gewährleistung von Sicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten ist die Gefährdungsbeurteilung im Sinne des § 5 ArbSchG i. V. m. § 3 
Abs. 1 Satz 1 ArbStättV. Der Arbeitgeber muss eine Gefährdungsbeurteilung vor 
Aufnahme der Tätigkeit durchführen und entsprechend des Ergebnisses Maßnahmen 
zum Schutz der Beschäftigten festlegen. Die Gefährdungsbeurteilung umfasst die 
Feststellung tatsächlicher und potenzieller Gefährdungen sowohl beim Einrichten als 
auch beim Betreiben von Arbeitsstätten, weshalb sie schon im Rahmen der Planung 
von Arbeitsstätten vorzunehmen ist und vor Aufnahme der Tätigkeit zu dokumentieren 
ist (§ 3 Abs. 3 ArbStättV).  

Die Gefährdungsbeurteilung ist deswegen von so zentraler Bedeutung, weil erst nach 
Ermittlung des Gefährdungspotentials bestimmt werden kann, welche Maßnahmen 
zum Schutz der Arbeitnehmer erforderlich sind. Die für die jeweilige Tätigkeit 
ermittelten Gefahrenquellen müssen nach ihrer Schwere, d.h. nach Art und Ausmaß 
eines möglichen Schadens, und nach dem Risiko ihrer Realisierung, d.h. ihrer 
Eintrittswahrscheinlichkeit, bewertet werden. Hieraus resultiert dann die Prüfung, ob 
und welche Schutzmaßnahmen geboten sind, sowie die Bewertung ihrer 
Dringlichkeit.68 Welche Arbeitsschutzmaßnahmen i. S. d. § 3 Abs. 1 Satz 1 ArbSchG 
erforderlich sind, um Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten zu gewährleisten, 
kann nur im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung ermittelt werden, sodass zwischen 

 

67 BR-Drs. 506/16 S. 34; BR-Drs. 450/04 S. 2. 
68 BAG, Beschluss vom 19.11.2019 – 1 ABR 22/18 – juris Rn. 29; BAG, Beschluss vom 07.12.2021 – 1 ABR 
25/20 – juris Rn. 28. 
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der Gefährdungsbeurteilung und den vom Arbeitgeber zu ergreifenden 
Arbeitsschutzmaßnahmen ein untrennbarer Zusammenhang besteht.69  

Die Gefährdungsbeurteilung ist in regelmäßigen Abständen anlassunabhängig zu 
wiederholen. Dies ergibt sich aus der Pflicht des Arbeitgebers in § 3 Abs. 1 Satz 2 
ArbSchG, die getroffenen Maßnahmen auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und sie 
erforderlichenfalls sich ändernden Gegebenheiten anzupassen. Damit wird der 
Dynamik der Arbeitsprozesse und sich ändernden arbeitswissenschaftlichen 
Erkenntnissen Rechnung getragen. Die Gefährdungsbeurteilung ist somit eine 
dauerhafte, wiederkehrende Aufgabe.70 Darüber hinaus muss die 
Gefährdungsbeurteilung auch anlassbezogen aktualisiert werden, wenn sich z.B. durch 
einen Arbeitsunfall bisher nicht erkannte Gefahrenquellen zeigen bzw. 
Schutzmaßnahmen sich als unzureichend erweisen oder auch wenn neue fachliche 
Erkenntnisse zum Stand der Technik oder aus dem Bereich der Arbeitswissenschaft 
vorliegen.71 

aa) Unmittelbare Regelungen  

Konkretisierungen der Handlungspflichten aus der Generalklausel des § 3a Abs. 1 
ArbStättV finden sich zunächst in den übrigen Paragraphen der 
Arbeitsstättenverordnung. Diese sind durch unbestimmte Rechtsbegriffe geprägt.72 
Hier finden sich beispielsweise Vorgaben zum Nichtraucherschutz (§ 5 ArbStättV), 
wonach zum Schutz nichtrauchender Arbeitnehmer die „erforderlichen Maßnahmen“ 
zu treffen sind, oder zur Unterweisung der Beschäftigten (§ 6 ArbStättV), wonach der 
Arbeitgeber den Beschäftigten „ausreichende und angemessene Informationen“ zur 
Verfügung stellen muss.  

Des Weiteren normiert der Anhang der Verordnung Anforderungen und Maßnahmen 
für Arbeitsstätten, die entsprechend dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung nach 
§ 5 ArbSchG i.V.m. § 3 Abs. 1 ArbStättV zum Schutz der Beschäftigten getroffen 
werden müssen. Auch der Anhang der Arbeitsstättenverordnung bleibt hier auf einer 

 

69 BAG, Beschluss vom 13.08.2019 – 1 ABR 6/18 – juris Rn. 37. 
70 BAG, Beschluss vom 13.08.2019 – 1 ABR 6/18 – juris Rn. 63; Roloff, in: Erfurter Kommentar zum 
Arbeitsrecht, 24. Aufl. 2024, § 5 ArbSchG Rn. 2; Blume/Faber, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes 
Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 5 ArbSchG Rn. 41. 
71 Blume/Faber, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 5 ArbSchG Rn. 41; 
Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 5 ArbSchG Rn. 28; zum 
grundsätzlichen Erfordernis der Anpassung ergriffener Maßnahmen in solchen Fällen BT-Drs. 13/3540 S. 16. 
72 Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 55. 
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relativ hohen Abstraktionsebene und bedient sich unbestimmter Rechtsbegriffe. So 
wird z.B. eine „ausreichende Grundfläche“ und eine „ausreichende lichte Höhe“ 
bestimmter Räume gefordert, „so dass die Beschäftigten ohne Beeinträchtigung ihrer 
Sicherheit, ihrer Gesundheit oder ihres Wohlbefindens die Räume nutzen oder ihre 
Arbeit verrichten können“ (Ziff. 1.2 Abs. 1 Anhang zur ArbStättV). 

bb) Technische Regeln für Arbeitsstätten  

Bei der Durchführung der Maßnahmen zum Schutz seiner Beschäftigten hat der 
Arbeitgeber nach § 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStättV den Stand der Technik, Arbeitsmedizin 
und Hygiene, die ergonomischen Anforderungen sowie insbesondere die vom BMAS 
nach § 7 Abs. 4 ArbStättV bekannt gemachten Regeln und Erkenntnisse zu 
berücksichtigen. Bei den benannten Regeln handelt es sich um die Technischen Regeln 
für Arbeitsstätten. Sie werden vom ASTA erarbeitet (s.o. C.I.1).  

Die vom ASTA ermittelten und vom BMAS im Gemeinsamen Ministerialblatt 
bekannt gemachten (dazu s.o. C.I.2.a)bb)) ASR konkretisieren die noch recht 
abstrakten Vorgaben des § 3a Abs. 1 Satz 1 ArbStättV und die im Anhang zur 
Arbeitsstättenverordnung enthaltenen Anforderungen. Sie sind aufgrund ihrer 
Konkretheit für die betriebliche Praxis besonders bedeutsam.73  

Ihrem Auftrag aus § 7 Abs. 3 Nr. 1 ArbStättV entsprechend, sollen die vom ASTA 
erarbeiteten ASR den erforderlichen Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene 
sowie sonstige gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse für die Sicherheit und 
Gesundheit der Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten 
wiedergeben.74 Die erarbeiteten Regeln können nach § 7 Abs. 4 ArbStättV durch das 
BMAS im Gemeinsamen Ministerialblatt bekannt gemacht werden. Das BMAS trägt 
also die alleinige Entscheidungsbefugnis darüber, ob bzw. zu welchem Zeitpunkt eine 
vom ASTA ermittelte Regel bekannt gemacht werden soll; an die Beschlüsse des 
ASTA ist das BMAS also nicht gebunden.75 Erst nach der Bekanntmachung durch das 
BMAS sind die ASR nach § 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStättV von dem Arbeitgeber im 
Rahmen der Gefährdungsbeurteilung zwingend zu berücksichtigen. Das bedeutet 
zwar, dass sie das Schutzniveau der Arbeitsstättenverordnung konkretisieren (1). 

 

73 Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 57. 
74 Siehe Einleitung zur ASR A3.4. 
75 Kollmer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 7 Rn. 9. 
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Dennoch besteht unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, von ihnen 
abzuweichen (2). 

(1) Verbindliche Konkretisierung des Schutzniveaus  

Bei den ASR handelt es sich zunächst um technische Sollenssätze, denen rein 
deklaratorische Bedeutung zukommt.76 Die technischen Sollenssätze existieren in der 
Fachwelt bereits, werden aber erst durch die Erarbeitung der ASR von Seiten des 
ASTA festgeschrieben. Soweit die ASR gemäß § 7 Abs. 4 ArbStättV vom BMAS 
bekannt gemacht worden sind, kommt ihnen jedenfalls normkonkretisierende Wirkung 
zu, indem sie nicht nur der Verwaltung als Vorgabe dienen, sondern auch dem 
Arbeitgeber Konkretisierungen zur Erfüllung seiner arbeitsschutzrechtlichen Pflichten 
an die Hand geben.77  

Die ASR sind zu berücksichtigen, was bedeutet, dass der Arbeitgeber sich bei der 
Festlegung der Schutzmaßnahmen jedenfalls mit den Vorgaben der ASR 
auseinandersetzen muss.78 Der Arbeitgeber ist aber nicht verpflichtet, seine 
betrieblichen Schutzmaßnahmen anhand der ASR vorzunehmen.79 Im Ergebnis ist ihm 
freigestellt, ob er die Anforderungen des § 3a Abs. 1 Satz 1 ArbStättV durch 
Einhaltung des technischen Regelwerks oder durch gleich geeignete Maßnahmen 
erfüllt (dazu sogleich s.u. (2)).  

 

76 BVerwG, Beschluss vom 08.05.2019 – 8 B 44/18 – juris Rn. 6; N. Kollmer/Wiebauer, in: 
Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 3a ArbStättV Rn. 9; Wiebauer, in: 
Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 24a ArbSchG Rn. 21. 
77 Ob ASR normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften nach klassischem Verständnis sind, soll an dieser 
Stelle offen gelassen werden. In der Kommentarliteratur werden die ASR ganz überwiegend als solche 
eingeordnet, vgl. N. Kollmer/Wiebauer, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 3a 
ArbStättV Rn. 10; Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 24a ArbSchG 
Rn. 23. Auch das VG Dresden bezeichnet die ASR in seinem Urteil vom 3. Februar 2016 (4 K 802/12 – juris 
Rn. 54) als normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften. Diese Einordnung haben die nachfolgenden 
Instanzen (OVG Bautzen, Urteil vom 9. Mai 2018 – 5 A 998/17 – juris Rn. 24 und BVerwG, Beschluss vom 
8. Mai 2019 – 8 B 44/18 – juris Rn. 6) nicht ausdrücklich übernommen, sind ihr aber auch nicht 
entgegengetreten. Der Einordnung als Verwaltungsvorschrift könnte insbesondere entgegenstehen, dass die 
ASR durch den ASTA erarbeitet und durch das BMAS bekannt gemacht werden. D.h. sie werden – anders als 
allgemeine Verwaltungsvorschriften nach § 24 ArbSchG – nicht durch die (Kern-)Verwaltung erarbeitet, 
sondern nur von ihr bekannt gemacht (vgl. § 18 Abs. 2 Nr. 5 ArbSchG i.V.m. § 7 ArbStättV). Die 
normkonkretisierende Wirkung der ASR beschränkt sich zudem auf die Ausfüllung der Vermutungswirkung 
und damit auf die Setzung eines Mindeststandards. Es bleibt ein Wahlrecht für die Arbeitgeber. Anstelle eines 
klassischen Beteiligungsverfahrens zur Einbindung des fachlichen Sachverstands findet die Einbindung in 
Form der Erarbeitung der ASR durch entsprechend fachkundige Vertreter statt (§ 7 Abs. 1 ArbStättV). 
78 Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 57. 
79 Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 57. 
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Normkonkretisierend sind die ASR insofern, als sie der Auslegung der Anforderungen 
dienen, die die Arbeitsstättenverordnung an das Einrichten und Betreiben von 
Arbeitsstätten stellt. Diese Funktion und damit einhergehend die Ausfüllung eines 
gerichtlich nicht voll überprüfbaren Beurteilungsspielraums wird ihnen insbesondere 
durch § 3a Abs. 1 Satz 2 und 3 ArbStättV zugeschrieben. Hinsichtlich dieser 
Auslegung binden sie auch die Gerichte insofern, als dass diese bei der Überprüfung 
einer behördlichen Maßnahme auf die Feststellung beschränkt sind, ob die angewandte 
Technische Regel korrekt angewendet wurde.80 Eine gerichtliche Überprüfung der 
Technischen Regel selbst erfolgt grundsätzlich nicht (dazu s.o. C.I.2.a)bb)).  

Entscheidet sich der Arbeitgeber für die Einhaltung der entsprechenden ASR, kommt 
ihm die gesetzliche Vermutungswirkung des § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV zugute, 
nach der die in der Arbeitsstättenverordnung gestellten Anforderungen an das 
Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten als erfüllt gelten, wenn die bekannt 
gemachten ASR eingehalten werden. Voraussetzung für das Eingreifen der 
gesetzlichen Vermutungswirkung ist die Bekanntmachung der ASR im Gemeinsamen 
Ministerialblatt nach § 7 Abs. 4 ArbStättV.  

Für die Behörden resultiert aus dieser Vermutungswirkung eine Verbindlichkeit der 
bekannt gemachten ASR insoweit, als dass Arbeitsschutzmaßnahmen, die den bekannt 
gegebenen Technischen Regeln entsprechen, von der Arbeitsschutzaufsicht 
grundsätzlich nur dann beanstandet werden können, wenn die Behörde die 
Vermutungswirkung widerlegen kann.81 Der Maßstab, an dem Maßnahmen des 
Arbeitgebers zu messen sind, ist der Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene 
sowie die sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnisse. Der 
Arbeitgeber kann grundsätzlich davon ausgehen, dass die ASR diesem technischen 
Standard auch entsprechen82, die Bekanntmachung bestimmter Technischer Regeln 
bewirkt jedoch nicht, dass diese automatisch als wissenschaftlich gesichert oder als 
Stand der Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene einzuordnen wären.83 Um die 
gesetzliche Vermutung zu widerlegen, muss die Behörde also unter Verweis auf 
gesicherte neue Erkenntnisse in Wissenschaft und Technik nachweisen können, dass 
die angewandte Technische Regel nicht mehr dem gesetzlichen Schutzniveau 

 

80 BVerwG, Urteil vom 19.12.1985 – 7 C 65/82 – juris Rn. 44; Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, 
Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 24a ArbSchG Rn. 34. 
81 Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 24a ArbSchG Rn. 22, 45. 
82 Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 24a ArbSchG Rn. 45. 
83 So zu den zuvor geltenden Arbeitsstätten-Richtlinien auch BVerwG, Urteil vom 31.01.1997 – 1 C 20/95 – 
juris Rn. 22. 
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entspricht.84 Insoweit werden die vom Bundesverwaltungsgericht entwickelten 
Maßstäbe, nach denen die gerichtliche Bindungswirkung bei normkonkretisierenden 
Verwaltungsvorschriften entfällt, soweit gesicherte neue Erkenntnisse in Wissenschaft 
und Technik bestehen, im Rahmen der Widerlegung der Vermutungswirkung 
entsprechend angewendet.85 Erweist sich die Technische Regel als fachlich fehlerhaft 
oder überholt, kann die Vermutungswirkung von Seiten der Behörde widerlegt werden 
und auch die Bindung der Gerichte entfällt. Die Einhaltung der betroffenen und im 
konkreten Fall veralteten Technischen Regel genügt dann nicht, um die 
Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung zu erfüllen. Seitens des ASTA wird die 
betroffene ASR in diesem Fall überarbeitet und dem Stand der Technik angepasst. Da 
der Stand der Technik auf die „Front der technischen Entwicklung“ abstellt (s.o. 
C.I.2.b)), führt dies zwangsläufig dazu, dass die Anforderungen an Arbeitsstätten 
dynamisch ausgestaltet sind und regelmäßig Anpassungen insbesondere der ASR 
vorzunehmen sind.  

(2) Alternative Maßnahmen i.S.d. § 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV 

Wendet der Arbeitgeber die bekanntgemachten ASR nicht an, muss er den 
Arbeitsschutz durch andere Maßnahmen in vergleichbarer Weise gewährleisten (§ 3a 
Abs. 1 Satz 4 ArbStättV). Es handelt sich ausdrücklich nicht um eine „Abweichung“, 
da die ASR ohnehin „nur“ zu berücksichtigen sind. Eine behördliche Erlaubnis oder 
Ausnahmegenehmigung ist hierfür nicht erforderlich. Eine Nachweisobliegenheit, wie 
sie früher ausdrücklich normiert war86, besteht ebenfalls nicht. Den Arbeitgeber treffen 
jedoch Mitwirkungspflichten, soweit die Behörde im Rahmen ihrer 
Überwachungsaufgabe nach § 21 Abs. 1 ArbSchG von Amts wegen ermittelt (§ 24 
Abs. 1 Satz 1 VwVfG), ob die Arbeitsschutzpflichten eingehalten werden. Im Rahmen 
dieser Mitwirkungspflicht aus § 22 Abs. 1, 2 ArbSchG und § 26 Abs. 2 Satz 1 VwVfG 
hat der Arbeitgeber gegenüber der Behörde zu begründen, warum er seine Maßnahme 
für gleichwertig hält und hierzu die Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung 
vorzulegen.87 Kommt die Behörde auf Grundlage der Unterlagen zu einer anderen 
Bewertung hinsichtlich der Gleichwertigkeit, kann sie gegebenenfalls per Anordnung 

 

84 Wiebauer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 3a Rn. 41. 
85 Wiebauer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 3a Rn. 41; zur TA 
Luft: BVerwG, Urteil vom 21.06.2011 – 7 C 21/00 – juris Rn. 14. 
86 § 4 Abs. 2 S. 2 Arbeitsstättenverordnung a.F. von 1975 (BGBl. 1975 I Nr. 32 S. 729). 
87 VG Düsseldorf, Urteil vom 20.03.2018 – 15 K 6025/14 – juris Rn. 51; Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, 
Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 24a ArbSchG Rn. 39. 
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nach § 22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 ArbSchG bestimmte Arbeitsschutzmaßnahmen 
verlangen.  

Ist die Gleichwertigkeit auch durch behördliche Untersuchungsmöglichkeiten nicht 
eindeutig zu klären, ist umstritten, zu wessen Lasten diese verbleibenden Zweifel 
gehen. Letztlich geht es darum, ob die Behörde sich darauf berufen kann, der 
Arbeitgeber habe die Gleichwertigkeit nicht ausreichend dargelegt oder ob die 
Behörde vielmehr selbst begründen muss, dass und warum keine Gleichwertigkeit 
besteht. Einerseits wird hierzu vertreten, dass der Arbeitgeber nachweisen müsse, dass 
seine Maßnahme gleichwertig ist. Dies wird unter anderem damit begründet, dass er 
eine für ihn günstige Rechtsfolge herbeiführen wolle und sich auf eine Ausnahme 
berufe, für die er das Vorliegen der Voraussetzungen gegenüber der Behörde 
nachweisen müsse.88 Nach der Gegenansicht handelt es sich gerade nicht um eine 
Ausnahme von der Regel sondern um eine gleichwertige Option, wofür auch die 
Formulierung spreche, dass die ASR nur zu berücksichtigen seien.89 Die Behörde 
müsse gerade keine Ausnahmegenehmigung erteilen, sondern könne allenfalls im 
Rahmen der Wahrnehmung ihrer Überwachungsaufgabe einschreiten und konkrete 
Anordnungen treffen. Es gelte daher der Grundsatz, dass die Behörde die Beweislast 
für einen belastenden Verwaltungsakt trage und daher beweisen müsse, dass die 
gewählte Maßnahme hinsichtlich des Schutzniveaus nicht gleichwertig ist. Für die 
letztgenannte Ansicht sprechen hier die besseren Argumente, da letztlich die Behörde 
im Rahmen der Gefahrenabwehr über ein Einschreiten entscheiden und dieses 
rechtfertigen muss.90 Dieser Aufgabe widerspräche es, wenn die Behörde allein unter 
Berufung auf eine (vermeintlich) unzureichende Darlegung der Gleichwertigkeit 
einschreiten könnte und nicht selbst darlegen müsste, warum die Maßnahme nicht 
gleichwertig ist. 

b) DGUV Vorschriften  

Neben den Anforderungen aus der Arbeitsstättenverordnung und ihrem Anhang hat 
der Arbeitgeber auch die Anforderungen zum Schutze der Beschäftigten zu erfüllen, 
die sich aus DGUV Vorschriften ergeben. DGUV Vorschriften stellen neben den 
staatlichen Arbeitsschutzregeln die zweite Säule im deutschen dualen 

 

88 Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI), Leitlinien zur Arbeitsstättenverordnung 
(LV 40), 2. Aufl. August 2020, S. 48; Kohte/Faber, DB 2005, 224 <228>; Hülsemann, ArbR 2020, 467 <467>; 
Heilmann, AiB 2004, 598 <600 f.>. 
89 Taeger/Rose, DB 2005, 1852 <1854>; Schmatz/Nöthlichs, Sicherheitstechnik, Stand: Lfg. 8/08, Kapitel 
4204, § 3 Anm. 1.4. 
90 Vgl. auch VG München, Urteil vom 23.04.2007 – M 17 K 06.4781 – juris Rn. 18.  
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Arbeitsschutzsystem dar. Dieses besteht aus den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften 
und den von den Unfallversicherungsträgern erlassenen Unfallverhütungsvorschriften. 

aa) Rechtsnatur und Verhältnis zum staatlichen Arbeitsschutzrecht  

§ 15 SGB VII ermächtigt die Unfallversicherungsträger zum Erlass von präventiven 
Unfallverhütungsvorschriften (im Folgenden „UVV“). § 15 Abs. 1 Satz 1 Halbs. 1 
SGB VII besagt, dass die Unfallversicherungsträger unter Mitwirkung der Deutschen 
Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (im Folgenden „DGUV“) als autonomes Recht 
Unfallverhütungsvorschriften über Maßnahmen zur Verhütung von Arbeitsunfällen, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren oder für eine wirksame 
erste Hilfe erlassen können, soweit dies zum Zweck der Prävention geeignet und 
erforderlich ist und staatliche Arbeitsschutzvorschriften hierüber keine Regelung 
treffen. 

§ 15 SGB VII ermöglicht den Unfallversicherungsträgern innerhalb ihres 
Zuständigkeitsbereichs die Ergänzung oder Konkretisierung des staatlichen 
Arbeitsschutzrechts, sodass insbesondere branchenspezifischen Besonderheiten 
Rechnung getragen werden kann.91 Die Bereiche, in denen die 
Unfallversicherungsträger autonomes Recht setzen können, sind in den Nummern 1-7 
des § 15 Abs. 1 Satz 1 SGB VII aufgeführt. Gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII 
können Unfallverhütungsvorschriften erlassen werden über Einrichtungen, 
Anordnungen und Maßnahmen, welche die Unternehmer zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren zu 
treffen haben, sowie die Form der Übertragung dieser Aufgaben auf andere Personen. 
Da „Einrichtungen, Anordnungen und Maßnahmen“ auch bauliche Anlagen 
umfassen,92 können die insofern erlassenen Unfallverhütungsvorschriften auch 
baurechtlichen Bezug aufweisen.  

Unfallverhütungsvorschriften sind als autonome Rechtsnormen der 
Unfallversicherungsträger zu qualifizieren.93 Damit haben sie zumindest einen 

 

91 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 15.05.2023, 
§ 15 SGB VII Rn. 2. 
92 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 15.05.2023, 
§ 15 SGB VII Rn. 5. 
93 BSG, Urteil vom 01.03.1989 – 2 RU 51/88 – juris Rn. 14; Marschner, in: Rolfs/Giesen/Meßling/Udsching, 
BeckOK Sozialrecht, 71. Ed. Stand: 01.12.2023, § 15 SGB VII Rn. 1. 
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satzungsähnlichen Charakter.94 Bei Satzungen handelt es sich um Rechtsnormen, die 
von einer verselbstständigten Verwaltungseinheit, überwiegend von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, unter Inanspruchnahme ihrer gesetzlich verliehenen 
Satzungsautonomie zur Regelung ihrer Angelegenheiten erlassen werden. Satzungen 
sind nur für die Mitglieder der jeweiligen Körperschaft verbindlich, d.h. im Falle der 
Unfallversicherungsträger für die Mitglieder des jeweiligen 
Unfallversicherungsträgers. Auch bei den Trägern der Unfallversicherung handelt es 
sich um rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung,95 
die durch § 15 Abs. 1 Satz 1 SGB VII dazu ermächtigt sind, die 
Unfallverhütungsvorschriften als autonomes Recht zu erlassen. Im Streitfall sind die 
Unfallverhütungsvorschriften ebenso wie Satzungen darauf zu prüfen, ob sie sowohl 
mit ihrer Rechtsgrundlage als auch mit dem gesamten höherrangigen Recht vereinbar 
sind.96 Regelungen aus formellen Gesetzen und Verordnungen gehen ihnen als 
ranghöhere Normen vor.97  

Der Passus in § 15 Abs. 1 SGB VII „soweit […] staatliche Arbeitsschutzvorschriften 
hierüber keine Regelung treffen“ dient als Klarstellung dieser Normhierarchie.98 Er 
schreibt den Vorrang des staatlichen Arbeitsschutzrechts fest99 und macht zudem 
deutlich, dass der Rechtssetzungsauftrag der Unfallversicherungsträger auf ein 
notwendiges Maß beschränkt ist.100 UVV können staatliche Arbeitsschutzvorschriften 
nur ergänzen oder konkretisieren, soweit sie dafür Raum belassen.101 Zur Klarstellung 
dessen weist beispielsweise auch § 2 Abs. 1 Satz 2 Muster-DGUV Vorschrift 1 i.V.m. 
ihrer Anlage I darauf hin, dass die zu treffenden Maßnahmen des Unternehmers 

 

94 BSG, Urteil vom 02.11.1999 – B 2 U 25/98 R – juris Rn. 27; so ebenfalls Kanzenbach/Zakrzewski, in: 
Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 6. Aufl. 2024, § 15 Rn. 6 und Reichold, in: 
Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Bd. 1: Individualarbeitsrecht I, 5. Aufl. 2021, § 93 Rn. 5. 
95 Kohte, in: Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Bd. 2: Individualarbeitsrecht II, 5. Aufl. 2021, § 174 
Rn. 8. 
96 BSG, Urteil vom 02.11.1999 – B 2 U 25/98 R – juris Rn. 27. 
97 Lilienfeld, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 
15.05.2023, § 114 SGB VII Rn. 12. 
98 Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung bzgl. UVEG, 24.08.1995, BT-
Drs. 13/2333 S. 17; so ebenfalls Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler 
Kommentar), Stand: 15.05.2023, § 15 SGB VII Rn. 3b. 
99 BT-Drs. 16/9154 S. 26. 
100 BT-Drs. 16/9154 S. 26. 
101 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 
15.05.2023, § 15 SGB VII Rn. 3c. 
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insbesondere in staatlichen Arbeitsschutzvorschriften (Anlage I zählt hier auch die 
Arbeitsstättenverordnung auf) näher bestimmt werden.102 

Einen Beitrag zur Vermeidung von Doppelregulierungen leistet die in § 20a ArbSchG 
vorgesehene Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie, in der Bund, Länder und 
die Unfallversicherungsträger sich bezüglich ihrer Regelungen abstimmen.103 Dies soll 
zu einer besseren Koordinierung des dualen Arbeitsschutzkonzepts beitragen und die 
Prävention effizienter gestalten.104 Nach § 20a Abs. 2 Nr. 5 ArbSchG umfasst die 
Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie auch die Herstellung eines 
verständlichen, überschaubaren und abgestimmten Vorschriften- und Regelwerks.  

Unter anderem der Vermeidung einer Doppelregulierung soll auch der 
Genehmigungsvorbehalt des § 15 Abs. 4 SGB VII dienen, nach dem die 
Unfallverhütungsvorschriften ministeriell, regelmäßig durch das BMAS, genehmigt 
werden müssen, um wirksam zu werden.105 Eine Genehmigung soll nur dann erteilt 
werden, wenn sich die Vorschriften im Rahmen der Ermächtigung nach § 15 Abs. 1 
SGB VII halten, die Vorschriften also zur Prävention geeignet und erforderlich sind, 
diesbezüglich keine staatlichen Arbeitsschutzvorschriften bestehen und sie 
ordnungsgemäß von der Vertreterversammlung beschlossen worden sind. Sie sind 
anschließend gemäß § 34 Abs. 2 SGB IV öffentlich bekannt zu machen.  

Zum DGUV Vorschriften- und Regelwerk gehören neben den 
Unfallverhütungsvorschriften auch Regeln, Informationen und Grundsätze der 
DGUV, die dem Unternehmer eine Hilfestellung bei der Umsetzung seiner Pflichten 
aus den staatlichen Arbeitsschutzvorschriften und den Unfallverhütungsvorschriften 
bieten sollen. Hier geht es um die praktische Anwendung der staatlichen 
Arbeitsschutzvorschriften und der Unfallverhütungsvorschriften. D.h., es werden 
keine neuen Vorgaben geschaffen, sondern es wird eine Hilfestellung für die 
Auslegung und Anwendung der rechtlichen Vorgaben angeboten.106 DGUV Regeln 
dienen zum einen der Konkretisierung von Unfallverhütungsvorschriften, aber auch 

 

102 So auch Kanzenbach/Zakrzewski, in: Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 6. Aufl. 
2024, § 15 Rn. 14. 
103 Wiebauer in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, Vorbem. zu § 1 ArbSchG Rn. 27. 
104 Schucht, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 20a ArbSchG Rn. 5. 
105 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 
15.05.2023, § 15 SGB VII Rn. 15. 
106 Kohte, in: Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Bd. 2: Individualarbeitsrecht II, 5. Aufl. 2021, § 174 
Rn. 12, 40; Molkentin, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, Systematische 
Darstellungen B. Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (Gesetzliche Unfallversicherung) Rn. 64. 
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der Erläuterung von Inhalten aus den staatlichen Arbeitsschutzgesetzen bzw. -
verordnungen und zeigen grundsätzlich Wege auf, wie Arbeitsunfälle, 
Berufskrankheiten und arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren vermieden werden 
können. Dabei bündeln sie das Erfahrungswissen aus der Präventionsarbeit der 
Unfallversicherungsträger.  

DGUV Regeln „Branche“ (Branchenregeln) dienen, als besonderer Unterfall der 
DGUV Regeln, Unternehmen als Gesamtkompendium des betrieblichen 
Arbeitsschutzes. Branchenregeln kommt die Funktion zu, bereits bestehende Inhalte 
aus dem staatlichen Vorschriften- und Regelwerk sowie Unfallverhütungsvorschriften 
praxisnah für eine bestimmte Branche zusammenzufassen. DGUV Informationen 
enthalten Hinweise und Empfehlungen zur Erleichterung der praktischen Anwendung 
von Regelungen in einem bestimmten Sachgebiet oder Sachverhalt. DGUV 
Grundsätze enthalten Maßstäbe für bestimmte Verfahrensfragen, z.B. zur einheitlichen 
Durchführung von Prüfungen.  

bb) Verbindlichkeit 

Die Unfallverhütungsvorschriften des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII wenden sich 
unmittelbar an den Unternehmer und verpflichten ihn, Maßnahmen zur 
Unfallverhütung zu treffen.107 Er ist gemäß § 21 Abs. 1 SGB VII für die Durchführung 
der Maßnahmen verantwortlich. Über den Erlass von Unfallverhütungsvorschriften ist 
der Unternehmer daher nach § 15 Abs. 5 SGB VII zu unterrichten, dieser ist wiederum 
zur Unterrichtung der Versicherten verpflichtet.  

Für die Mitgliedsunternehmen des jeweiligen Unfallversicherungsträgers und die dort 
Versicherten sind die Unfallverhütungsvorschriften unmittelbar verbindlich.108 Sie 
geben den jeweiligen Stand der Technik wieder.109 

Unverbindlich sind hingegen die DGUV Regeln, Informationen und Grundsätze, die 
lediglich Empfehlungscharakter haben 110 und dem Unternehmen Hilfestellung bei der 
Erreichung der aus den Unfallverhütungsvorschriften und den staatlichen 

 

107 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 
15.05.2023, § 15 SGB VII Rn. 5. 
108 BSG, Urteil vom 24.10.1985 – 2 RU 13/85 – juris Rn. 14; BSG, Urteil vom 01.03.1989 – 2 RU 51/88 – 
juris Rn. 14.  
109 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand: 
15.05.2023, § 15 SGB VII Rn. 3a. 
110 Wiebauer in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 20a ArbSchG Rn. 60. 
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Arbeitsschutzgesetzen bzw. -verordnungen vorgegebenen Schutzzielen bieten 
sollen.111 Eine Vermutungswirkung hinsichtlich der Erfüllung der staatlichen 
arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen wie bei der Einhaltung der ASR wird bei der 
Einhaltung der DGUV Regeln, Informationen und Grundsätze nicht angenommen.112 
Ihre hauptsächliche Funktion liegt darin, eine Art „best practice“ für die Anwendung 
und Auslegung der rechtlichen Vorgaben bereitzustellen.113 Gleichwohl ist nicht von 
der Hand zu weisen, dass das DGUV-Regelwerk zur Auslegung 
arbeitsschutzrechtlicher Anforderungen aus dem staatlichen Recht herangezogen 
werden kann114 und es somit für den Arbeitgeber ratsam sein kann, sich zur Erfüllung 
seiner Pflichten an diesen Vorgaben zu orientieren. D.h. der Arbeitgeber kann bei der 
Einhaltung davon ausgehen, die Anforderungen der Unfallverhütungsvorschriften und 
im Regelfall auch die des staatlichen Rechts einzuhalten.115 Das DGUV Regelwerk 
wird in einem transparenten, klar geregelten Verfahren von den sog. Fachbereichen 
und Sachgebieten der DGUV erarbeitet. In den Fachbereichen agieren neben 
Fachleuten der Unfallversicherungsträger auch Vertretungen der Sozialpartner. Daher 
wird dem DGUV Regelwerk eine besondere Orientierungswirkung für die Praxis 
zugesprochen.116 

c) Arbeitsschutzregeln mit Bezug zu baulichen Anlagen aus anderen Rechtsmaterien 

Auch in anderen Bereichen des Arbeitsschutzrechts finden sich Anforderungen, die 
sich auf bauliche Anlagen beziehen können. 

Zu nennen ist beispielsweise die Verordnung über Sicherheit und Gesundheit bei der 
Verwendung von Arbeitsmitteln vom 3. Februar 2015117 (im Folgenden 

 

111 Nethen-Samimy, in: Winkelmüller/Felz/Hussing, BeckOK Arbeitsschutzrecht, 17. Ed. Stand: 01.01.2024, 
§ 15 SGB VII Rn. 75. 
112 So das im August 2011 im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie verabschiedete 
Leitlinienpapier zur Neuordnung des Vorschriften- und Regelwerks im Arbeitsschutz (abrufbar unter 
https://www.gda-portal.de/DE/Downloads/pdf/Leitlinien-
Vorschriften_Regelwerk.pdf?__blob=publicationFile&v=1, zuletzt abgerufen am 08.08.2024); Zakrzewski, in: 
Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 5. Aufl. 2018 (Voraufl.), § 15 Rn. 6. 
113 Kothe, in: Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Bd. 2: Individualarbeitsrecht II, 5. Aufl. 2021, § 174 
Rn. 40. 
114 Vgl. BAG, Urteil vom 15.12.2009 – 9 AZR 769/08 – juirs Rn. 46; LG Darmstadt Urteil vom 04.05.2011 – 
25 S 77/10 – juris Rn. 51; LSG Baden-Württemberg, Urteil vom 09.09.2020 – L 2 R 2454/19 – juris Rn. 44; 
OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 14.10.2025 – OVG 7 A 5/25 – juris Rn. 42. 
115 Zakrzewski, in: Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 5. Aufl. 2018 (Voraufl.), § 15 
Rn. 6. 
116 Kothe, in: Münchener Handbuch zum Arbeitsrecht, Bd. 2: Individualarbeitsrecht II, 5. Aufl. 2021, § 174 
Rn. 40; Faber, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 24a ArbSchG Rn. 38.  
117 BGBl. S. 49, zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I S. 3146). 
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„Betriebssicherheitsverordnung“, kurz „BetrSichV“), die gemäß § 1 Abs. 1 Satz 2 
BetrSichV dem Ziel dient, die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit der 
Beschäftigten bei der Verwendung von Arbeitsmitteln zu gewährleisten. 
Anknüpfungspunkte zu Anforderungen für bauliche Anlagen können sich in zweierlei 
Weise ergeben. Zum einen wird der zentrale Begriff des „Arbeitsmittels“ sehr weit 
ausgelegt.118 Auch Gebäudeteile oder Einrichtungen in Gebäuden können 
Arbeitsmittel i.S.d. Betriebssicherheitsverordnung sein.119 So ist die 
Betriebssicherheitsverordnung z.B. anwendbar bei der Elektroinstallation in 
explosionsgefährdeten Bereichen der Arbeitsstätte.120 Insbesondere die nach § 18 
BetrSichV erlaubnispflichtigen Anlagen können selbst bauliche Anlagen sein, sodass 
sich diesbezüglich auch bauliche Anforderungen aus der 
Betriebssicherheitsverordnung ergeben können. Zum anderen hat der Arbeitgeber hier 
nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 BetrSichV im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung auch die 
Gefährdungen zu berücksichtigen, die bei der Verwendung von Arbeitsmitteln durch 
die Arbeitsumgebung – zu der im Zweifel auch die Arbeitsstätte selbst gezählt werden 
kann – ausgehen. 

Ein weiteres Beispiel, bei dem Arbeitsschutzregelungen aus anderen Bereichen auf 
bauliche Anlagen einwirken können, stammt aus dem Bereich der Verordnung zum 
Schutz vor Gefahrstoffen vom 26. November 2010121 (im Folgenden 
„Gefahrstoffverordnung“ bzw. “GefStoffV“). Gemäß § 11 Abs. 1 und 2 GefStoffV 
hat der Arbeitgeber seine Beschäftigten insbesondere bei Tätigkeiten zu schützen, bei 
denen es zu Brand- und Explosionsgefährdungen kommen kann. § 11 Abs. 3 
GefStoffV regelt, dass Arbeitsbereiche, Arbeitsplätze, Arbeitsmittel und deren 
Verbindungen untereinander so konstruiert, errichtet, zusammengebaut, installiert, 
verwendet und instand gehalten werden müssen, dass keine Brand- und 
Explosionsgefährdungen auftreten. Bei Tätigkeiten mit organischen Peroxiden hat der 
Arbeitgeber darüber hinaus die Anforderung des Anhang III der 
Gefahrstoffverordnung zu beachten, § 11 Abs. 4 GefStoffV. Anhang III der 
Gefahrstoffverordnung definiert in Nr. 1 Abs. 2 Buchst. b) nicht nur Gebäude als 

 

118 Vgl. BR-Drs. 301/02 S. 81 f.; Pauli, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, 
Kommentierung Betriebssicherheitsverordnung Rn. 28. 
119 Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI), Leitlinien zur 
Betriebssicherheitsverordnung – Häufig gestellte Fragen und Antworten (LV 35), 1. Auflage 2020, Kap. A 2.1, 
S. 11. 
120 Pauli, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Betriebssicherheitsverordnung Rn. 31. 
121 BGBl. I S. 1643, 1644, zuletzt geändert durch Artikel 2 der Verordnung vom 21. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 3115). 
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gefährliche Objekte, die nach Nr. 2.5 Abs. 1 Satz 1 Anhang III GefStoffV 
ausreichende Schutzabstände zu Wohnbereichen und öffentlichen Verkehrswegen 
einhalten müssen, sondern stellt in Nr. 2.6 auch bauliche Anforderungen an Gebäude 
auf, in denen Tätigkeiten mit organischen Peroxiden durchgeführt werden.  

Auch die Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei Tätigkeiten mit 
Biologischen Arbeitsstoffen vom 15. Juli 2013122 (im Folgenden 
„Biostoffverordnung“ bzw. „BioStoffV“) enthält Anforderungen, die sich auf 
bauliche Anlagen beziehen können. So muss der Arbeitgeber z.B. vom Arbeitsplatz 
getrennte Umkleidemöglichkeiten vorhalten, sofern Arbeitskleidung erforderlich ist 
(§ 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BioStoffV). Bei Tätigkeiten ab Schutzstufe 2 können zudem 
weitere Maßnahmen erforderlich werden, die sich auch auf die bauliche Anlage 
auswirken können wie z.B. die Abgrenzung des Schutzstufenbereichs zu anderen 
Schutzstufen- oder Arbeitsbereichen des Gebäudes oder der Zugang über eine 
Schleuse mit gegeneinander verriegelbaren Türen (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b) i.V.m. 
Anhang II BioStoffV). Für Tätigkeiten der Schutzstufe 3 oder 4 ist nach § 15 
BioStoffV grundsätzlich eine Erlaubnis erforderlich, bevor diese in Laboratorien, der 
Versuchstierhaltung oder der Biotechnologie aufgenommen werden dürfen. Eine 
solche Erlaubnis umfasst u.a. auch die baulichen Anforderungen zum Schutz der 
Beschäftigten nach der Biostoffverordnung (§ 15 Abs. 1 Satz 2 BioStoffV). 

Arbeitsschutzrechtliche Anforderungen mit Bezug zu baulichen Anlagen finden sich 
auch im Gentechnikgesetz123 (im Folgenden „GenTG“) bzw. in der auf Grundlage des 
Gentechnikgesetzes erlassenen Verordnung über die Sicherheitsstufen und 
Sicherheitsmaßnahmen bei gentechnischen Arbeiten in gentechnischen Anlagen vom 
12. August 2019124 (im Folgenden „Gentechnik-Sicherheitsverordnung“ bzw. 
„GenTSV“). Gentechnische Anlagen, in denen gentechnische Arbeiten der 
Sicherheitsstufe drei oder vier vorgenommen werden sollen, bedürfen vor ihrer 
Errichtung einer behördlichen Genehmigung (§ 8 Abs. 1 GenTG). Gentechnische 
Anlagen für Arbeiten niedrigerer Sicherheitsstufen müssen der zuständigen Behörde 
angezeigt oder dort angemeldet werden (§ 8 Abs. 2 GenTG). Die Gentechnik-
Sicherheitsverordnung enthält auch Vorgaben zum Arbeitsschutz, die sich auch auf 
bauliche Anlagen erstrecken können. Z.B. sieht Anlage 2 i.V.m. § 14 Abs. 1 GenTSV 
u.a. bauliche Sicherheitsmaßnahmen wie z.B., dass Labortüren in Fluchtrichtung 

 

122 BGBl. I S. 2514, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juli 2021 (BGBl. I S. 3115). 
123 Gentechnikgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2066), zuletzt 
geändert durch Artikel 8 Absatz 7 des Gesetzes vom 27. September 2021 (BGBl. I S. 4530). 
124 BGBl. I S. 1235. 
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aufschlagen sollen, vor. Für eine Genehmigung muss der Betreiber u.a. die 
erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen treffen und Belange des Arbeitsschutzes dürfen 
nicht entgegenstehen (§ 11 Abs. 1 GenTG). 

Nicht auszuschließen ist, dass die Schutzziele und Anforderungen, die in den anderen 
Bereichen des Arbeitsschutzrechts normiert werden, mit den Schutzzielen und 
Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung in Konflikt treten. Der Arbeitgeber hat 
dann die Pflicht, die Schutzziele in der Gefährdungsbeurteilung i.S.v. § 5 ArbSchG 
miteinander abzustimmen125, sodass aufgrund dieser Ermittlungen ein möglichst 
effektiver Arbeitsschutz sichergestellt werden kann.126  

2. Bauordnungsrecht  

Das Bauordnungsrecht stellt Anforderungen an die Errichtung von baulichen Anlagen 
im Allgemeinen. Dies umfasst also auch Arbeitsstätten, sofern diese als bauliche 
Anlagen i.S.d. § 2 Abs. 1 Satz 1 MBO eingeordnet werden können. Diese 
Anforderungen finden sich z.T. in der Musterbauordnung und den darauf beruhenden 
Verordnungen selbst (a)), z.T. sind sie in den Technischen Baubestimmungen 
konkretisiert (b)). 

a) Musterbauordnung  

Nach § 3 MBO sind Anlagen im Sinne des § 2 Abs. 1 MBO so anzuordnen, zu 
errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen, 
nicht gefährdet werden. Die grundsätzlichen Anforderungen werden zunächst in den 
einzelnen Vorschriften der Musterbauordnung und durch die nach § 85 MBO 
erlassenen Verordnungen näher bestimmt.  

Für die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften sind gemäß § 52 MBO der 
Bauherr und im Rahmen ihres Wirkungskreises auch die am Bau Beteiligten, genauer 
die Entwurfsverfasser (§ 54 MBO), Unternehmer (§ 55 MBO) und Bauleiter (§ 56 
MBO), verantwortlich. Hieraus folgt, dass die Behörde im Zuge ihrer 
ordnungsbehördlichen Störerauswahl nicht nur den Bauherrn als 

 

125 Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 24. 
126 Zum Zweck der Gefährdungsbeurteilung Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 
2023, § 5 ArbSchG Rn. 1. 
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Gesamtverantwortlichen, sondern auch die am Bau Beteiligten im Rahmen ihrer 
konkreten Zuständigkeit in Anspruch nehmen kann.127 In Bezug auf bauliche Anlagen, 
die als Arbeitsstätten dienen sollen, kann sich die Situation ergeben, dass der für die 
bauordnungsrechtliche Zulässigkeit verantwortliche Bauherr nicht gleichzeitig 
Arbeitgeber ist, an den sich die Arbeitsschutz- und Unfallverhütungsvorschriften 
richten. Auf die Folgen für die jeweiligen Verantwortlichen soll später in Abschnitt 
IV. genauer eingegangen werden. 

b) Technische Baubestimmungen  

Eine weitere Konkretisierung der bauaufsichtlichen Anforderungen erfolgt gemäß 
§ 85a Abs. 1 Satz 1 MBO durch Technische Baubestimmungen. Es handelt sich 
hierbei um normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften im Hinblick auf die 
Anforderungen aus § 3 MBO (näher zu normkonkretisierenden 
Verwaltungsvorschriften s.o. C.I.2.a)bb)).128 Sie definieren das geschuldete 
Minimum.129 

Die Konkretisierung kann nach § 85a Abs. 2 MBO „durch Bezugnahmen auf 
technische Regeln und deren Fundstellen oder auf andere Weise erfolgen“. Verwiesen 
wird zumeist auf technische Normen privater Normgeber (zum Begriff der technischen 
Normen s.o. C.I.1). Teilweise wird aber auch auf bauaufsichtliche Richtlinien wie z.B. 
auf die Muster-Schulbau-Richtlinie130 (im Folgenden „MSchulbauR“), die ihrerseits 
nach § 51 MBO spezielle technische Anforderungen an Sonderbauten stellen 
können,131 verwiesen. Solche bauaufsichtlichen Richtlinien stellen ihrerseits 
Verwaltungsvorschriften dar, denen aber aus sich allein heraus keine Außenwirkung 
zukommt.132 Die Aufnahme technischer Sollenssätze und Normen in die Technischen 

 

127Wenzel, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, § 
52 Rn. 3. 
128 Vgl. Begründung der Bauministerkonferenz zur MBO 2016, S. 20; OVG Lüneburg, Urteil vom 14.12.2015 
– 1 LC 178/14 – juris Rn. 85; Hornmann, Hessische Bauordnung, 4. Aufl. 2022, § 90 Rn. 38; LT-Drs. 
(Niedersachsen) 18/1136, S. 47. 
129 Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt), Vorbem. Veröffentlichung der Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen 2023/1 (MVV TB 2023/01) mit Druckfehlerberichtigung vom 10. Mai 2023, 
Ausgabe 2, 17. April 2023, S. 7; Hofer, in Busse/Kraus, Bayerische Bauordnung, 152. EL Oktober 2023, Art. 
81a Rn. 29; Hornmann, Hessische Bauordnung, 4. Aufl. 2022, § 90 Rn. 2. 
130 Muster-Richtlinie über bauaufsichtliche Anforderungen an Schulen (Muster-Schulbau-Richtlinie – 
MSchulbauR) in der Fassung von April 2009. 
131 Für NRW Hanne/Bökamp-Gerdemann, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW 
– Kommentar, 14. Aufl. 2023, § 50 Rn. 13. 
132 Wenzel, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, 
§ 59 Rn. 2; zu § 89 HBO Hornmann, Hessische Bauordnung, 4. Aufl. 2022, § 89 Rn. 36. 
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Baubestimmungen soll den am Bau Beteiligten die Aufgabe abnehmen, zu prüfen, 
welche Regeln tatsächlich allgemein anerkannt sind.133  

Eine Aufnahme in die Technischen Baubestimmungen ist aber nicht zwingend dafür, 
dass technische Sollenssätze und Normen zur Ausfüllung unbestimmter 
Rechtsbegriffe herangezogen werden können. In die Technischen Baubestimmungen 
sollen grundsätzlich nur solche Inhalte aufgenommen werden, die zur Erfüllung der 
Anforderungen der Bauordnungen an bauliche Anlagen, Bauprodukte und andere 
Anlagen und Einrichtungen unerlässlich sind.134 Zur Ausfüllung unbestimmter 
Rechtsbegriffe kann darüber hinaus z.T. auch auf allgemein anerkannte Regeln der 
Technik zurückgegriffen werden, die keine Technischen Baubestimmungen sind.135 
Dies folgt für Nordrhein-Westfalen auch aus § 3 Abs. 2 BauO NRW, nach dem die 
allgemein anerkannten Regeln, die der Wahrung der Belange aus § 3 Abs. 1 BauO 
NRW dienen (öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit 
und die natürlichen Lebensgrundlagen) zu beachten sind. Dies stellt systematisch 
einen Bruch zum Konzept der Technischen Baubestimmungen dar, durch deren 
Einführung dem Bauherrn gerade die Prüfung abgenommen werden sollte, welche 
Regeln der Technik allgemein anerkannt sind. Auf eine solche ausdrückliche 
Inbezugnahme wird daher in der Musterbauordnung seit ihrer Fassung von 1997 
verzichtet.136  

Ansonsten bieten die allgemein anerkannten Regeln der Technik nach § 16a Abs. 2 
Satz 1 bzw. § 17 Abs. 1 MBO einen Anknüpfungspunkt für die Anwendung von 
Bauarten bzw. die Verwendung von Bauprodukten, bei denen technische Sollenssätze 
und Normen nicht bauaufsichtlich bekannt gemacht wurden. Es handelt sich hier 
maßgeblich um Bereiche, in denen bauaufsichtlich auf eigene Regelungen zugunsten 
normerisch tätiger Spezialvereinigungen verzichtet wird.  

Da die Technischen Baubestimmungen entsprechend § 85a Abs. 1 Satz 3 MBO 
Planungs-, Bemessungs- und Ausführungsregelungen enthalten, richten sie sich an 

 

133 Vgl. Gesetzentwurf der Landesregierung zur Novellierung der Landesbauordnung für Baden-Württemberg, 
LT-Drs. 11/5337, S. 78 f.  
134 Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt), Vorbem. Veröffentlichung der Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen 2023/1 (MVV TB 2023/01) mit Druckfehlerberichtigung vom 10. Mai 2023, 
Ausgabe 2, 17. April 2023, S. 7. 
135 Deutsches Institut für Bautechnik (DIBt), Vorbem. Veröffentlichung der Muster-Verwaltungsvorschrift 
Technische Baubestimmungen 2023/1 (MVV TB 2023/01) mit Druckfehlerberichtigung vom 10. Mai 2023, 
Ausgabe 2, 17. April 2023, S. 7. 
136 Johlen, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, 
§ 3 Rn. 93. 
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einen weiten Kreis von Personen, die in den verschiedenen Phasen des Baus beteiligt 
sind. So etwa die Bauherren, Entwurfsverfasser, Fachplaner, ausführende 
Unternehmen und Bauleitende. Genauso sind sie als normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschrift von der zuständigen Bauaufsichtsbehörde zu beachten. 

aa) Verbindlichkeit  

Die Technischen Baubestimmungen sind gemäß § 85a Abs. 1 Satz 2 MBO im 
Gegensatz zu den ASR nicht nur zu berücksichtigen, sondern zu beachten. Sie sind 
unabhängig von ihrer allgemeinen Anerkennung verbindlich. Mit der Anordnung, dass 
die Technischen Baubestimmungen zu beachten sind, wird eine grundsätzlich 
umfängliche Verbindlichkeit begründet, d.h. ihre Verbindlichkeit geht über eine reine 
Vermutungswirkung wie sie das Arbeitsstättenrecht für ASR vorsieht (s.o. 
C.II.1.a)bb)), hinaus. 

Als normkonkretisierende Verwaltungsvorschriften entfalten die Technischen 
Baubestimmungen unter den vom BVerwG entwickelten Grundsätzen (hierzu s.o. 
C.I.2.a)bb)) eine gewisse Bindungswirkung gegenüber den Verwaltungsgerichten.137 
Sie sind grundsätzlich Maßstab der gerichtlichen Kontrolle bei der Prüfung, ob die 
bauaufsichtlichen Anforderungen erfüllt sind. Ihre normenkonkretisierende Wirkung 
und damit ihre Verbindlichkeit verlieren sie jedoch insbesondere dann, wenn die 
Verwaltungsvorschrift durch Erkenntnisfortschritte in Wissenschaft und Technik 
überholt ist.138 

bb) Abweichungsmöglichkeit i.S.d. § 85a Abs. 1 Satz 3 MBO 

Nach § 85a Abs. 1 Satz 3 MBO kann von den in den Technischen Baubestimmungen 
enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und Ausführungsregelungen abgewichen 
werden, wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die Anforderungen des § 3 
MBO erfüllt werden und in der Technischen Baubestimmung eine Abweichung nicht 
ausgeschlossen ist, wobei §§ 16a Abs. 2, 17 Abs. 1 und 67 Abs. 1 MBO unberührt 
bleiben. Eine Abweichung ist somit zunächst nur möglich, wenn das von den 
Technischen Baubestimmungen festgesetzte Mindestschutzniveau auch auf anderem 
Wege erreicht werden kann.  

 

137 BVerwG, Urteil vom 19.12.1985 – 7 C 65/82 – juris Rn. 44; Hofer, in: Busse/Kraus, Bayerische 
Bauordnung, 152. EL Oktober 2012, Art. 81a Rn. 45; a.A. Kaiser, in: 
Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, § 88 Rn. 11. 
138 BVerwG, Urteil vom 28.10.1998 – 8 C 16/96 – juris Rn. 17. 
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Die Abweichungen bedürfen darüber hinaus regelmäßig einer behördlichen 
Entscheidung. Soweit hinsichtlich einer Bauart von den Technischen 
Baubestimmungen wesentlich abgewichen wird, steht ihre Anwendung gemäß § 16a 
Abs. 2 MBO unter der Bedingung, dass für sie eine allgemeine oder vorhabenbezogene 
Bauartgenehmigung erteilt wird. Für Bauprodukte ist gemäß § 17 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
MBO in diesen Fällen ein Verwendbarkeitsnachweis, also hier eine allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung oder eine Zustimmung im Einzelfall, erforderlich.  

Daneben kann sich für bauliche Maßnahmen, die nicht als Bauart einzustufen sind, das 
Erfordernis einer Abweichungsgenehmigung aus § 67 MBO ergeben. Die 
Technischen Baubestimmungen können jedoch das Erfordernis einer Genehmigung 
nach § 67 MBO für den Einzelfall gesondert anordnen.139  

Wenn die Gleichwertigkeit der alternativen Maßnahme nicht schon im Rahmen der 
Verfahren nach §§ 16a Abs. 2, 17 Abs. 1 oder 67 Abs. 1 MBO geprüft wird, kann dies 
jedenfalls Gegenstand der Prüfung im Baugenehmigungsverfahren werden, wenn die 
gewählten Maßnahmen in den Bauvorlagen beschrieben sind. Enthalten die 
Bauvorlagen noch nicht die Details der geplanten Ausführungen, können 
Nachrüstungen erforderlich werden, wenn die Bauaufsichtsbehörde die anderweitige 
Lösung im Rahmen der Bauüberwachung im Sinne des § 81 MBO nicht als 
gleichwertig einstuft.140 

3. Behördliche Einbindung  

Ein wesentlicher Aspekt für die Betrachtung des Regelungshintergrundes und des 
Zusammenspiels von Arbeitsstätten- und Bauordnungsrecht ist zudem die Einbindung 
der Arbeitsschutz- und Bauaufsichtsbehörden in ein konkretes 
Genehmigungsverfahren einer Arbeitsstätte und bei Überwachung der baulichen 
Anlagen. Dabei ist zunächst relevant, welche Behörden im Arbeitsschutz- bzw. 
Bauordnungsrecht jeweils zuständig sind (unter a)). Weiterhin stellt sich die Frage, 
inwieweit die Behörden in ein Genehmigungsverfahren einer Arbeitsstätte 
miteinbezogen werden und wie weit der Prüfungsumfang der Bauaufsichtsbehörden 
reicht (unter b) und c)). Hier soll auch beleuchtet werden, ob und inwieweit die 

 

139 So ordnet z.B. Anlage A 1.2.1/3 der MVV TB (2023/01), S. 18 an, dass das Ergebnis der 
Feuerwiderstandsbemessung auf der Grundlage von Naturbrandmodellen einer Abweichungsgenehmigung 
nach § 67 Abs. 1 MBO bedarf.  
140 So zu NRW Wenzel, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. 
Aufl. 2023, § 88 Rn. 25. 
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Bauaufsichtsbehörden innerhalb des Baugenehmigungsverfahrens auch 
Arbeitsstättenrecht zu prüfen haben. 

a) Zuständige Behörden  

Gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 ArbSchG ist die Überwachung des Arbeitsschutzes staatliche 
Aufgabe. Die Zuständigkeit für die Überwachung des Arbeitsschutzes ist in den 
einzelnen Bundesländern uneinheitlich geregelt.141 So sind in Nordrhein-Westfalen 
und Bayern beispielsweise die jeweiligen Landesmittelbehörden, in Baden-
Württemberg jedoch die Städte und Landkreise für die Überwachung des 
Arbeitsschutzes zuständig.142 

Der Behördenaufbau im Bereich des Bauordnungsrechts obliegt ebenfalls den 
Ländern. Diese orientieren sich dabei an der Vorgabe aus § 57 Abs. 1 Satz 1 MBO: 

„Bauaufsichtsbehörden sind 
1. die untere Verwaltungsbehörde als untere 
Bauaufsichtsbehörde, 
2. die höhere Verwaltungsbehörde als höhere 
Bauaufsichtsbehörde, 
3. das Ministerium …143 als oberste 
Bauaufsichtsbehörde.“ 

Soweit nichts anderes bestimmt ist, ist die untere Bauaufsichtsbehörde zuständig, § 57 
Abs. 1 Satz 2 MBO. Als untere Bauaufsichtsbehörden fungieren in der Regel das 
Landratsamt bzw. die Kreisverwaltung, kreisfreie Städte sowie weitere Städte und 
Gemeinden, denen die Aufgabe der Bauaufsicht durch Landesrecht übertragen ist.  

Abweichende Zuständigkeiten für die gegebenenfalls erforderliche Genehmigung von 
Bauarten und Bauprodukten ergeben sich aus den §§ 16a ff. MBO. So regelt § 16a 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 MBO, dass für eine allgemeine Bauartgenehmigung das DIBt, und 
§ 16a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 MBO, dass für eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung 
die oberste Bauaufsichtsbehörde zuständig ist. Auch im Bereich des 

 

141 Vgl. Schucht, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG, Rn. 7; 
Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL Dezember 2023, § 21 ArbSchG Rn. 8. 
142 Eine Übersicht findet sich bei Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL Dezember 2023, 
§ 21 ArbSchG Rn. 8; vgl. für die Zuständigkeit in NRW § 1 Zuständigkeitsverordnung Arbeits- und technischer 
Gefahrenschutz (ZustVO ArbtG); für Bayern § 1 Verordnung über gewerbeaufsichtliche Zuständigkeiten 
(ZustV-GA); für Baden-Württemberg § 1 Arbeitsschutzgesetz-Zuständigkeitsverordnung (ArbSchGZuVO). 
143 Nach Landesrecht. 
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Bauprodukterechts ist für den Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im 
Einzelfall nach § 20 Satz 1 MBO die oberste Bauaufsichtsbehörde, für die allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung nach § 18 Abs. 1 MBO das DIBt zuständig. 

Festzuhalten bleibt aber vor allem, dass die Arbeitsschutzbehörden in den wenigsten 
Fällen mit den zuständigen Bauaufsichtsbehörden identisch sein werden.144 Dies wirft 
die Frage auf, ob und wie sichergestellt ist, dass Arbeitsstättenrecht und 
Bauordnungsrecht gleichermaßen berücksichtigt werden. 

b) Einbindung der Arbeitsschutzbehörden vor Baubeginn  

Eine Einbindung der zuständigen Arbeitsschutzbehörde vor Baubeginn ist gesetzlich 
grundsätzlich nicht vorgesehen. 

Die Arbeitsschutzbehörden haben zwar die Pflicht, den Arbeitgeber bei der Erfüllung 
seiner arbeitsschutzrechtlichen Pflichten zu beraten, § 21 Abs. 1 Satz 2 ArbSchG a.E. 
Diese Beratung stellt aber nicht die Einhaltung der arbeitsschutzrechtlichen Vorgaben 
durch ein Bauvorhaben sicher. Die Beratung soll dem Arbeitgeber bei der Beurteilung 
helfen, welche Pflichten ihm obliegen, wie er diesen nachkommen kann, welche 
Konsequenzen bei Rechtsverletzungen drohen und welche Optionen der Arbeitgeber 
zur Durchsetzung von Schutzmaßnahmen hat.145 Insbesondere bei Neubauprojekten 
kommt eine solche Beratung in Betracht.146 Mit der Pflicht der Behörde zur Beratung 
korrespondiert auch ein Anspruch des Arbeitgebers auf Beratung.147 

Zu beachten ist jedoch, dass die Beratung der Arbeitsschutzbehörde gerade keine 
Rechts- bzw. umfassende wissenschaftliche oder technische Fachberatung darstellt – 
also keine Lösungsvorschläge für konkrete Probleme aufzeigt –, sondern eher eine 
allgemeine Rechtsaufassung der Behörde losgelöst vom konkreten Einzelfall 
darstellt.148 Eine Beratung erfolgt zudem nur im Rahmen der personellen Kapazitäten 

 

144 Dies ist nur in Baden-Württemberg der Fall. 
145 Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI), Überwachungs- und Beratungstätigkeit 
der Arbeitsschutzbehörden der Länder – Grundsätze und Standards (LV 1), 3. Aufl. Mai 2020, S. 44. 
146 Schucht, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 19. 
147 Schucht, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 21; Wiebauer, 
in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 21 ArbSchG Rn. 29. 
148 Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 21 ArbSchG Rn. 35; Schucht, 
in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 24; Länderausschuss für 
Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI), Überwachungs- und Beratungstätigkeit der 
Arbeitsschutzbehörden der Länder – Grundsätze und Standards (LV 1), 3. Aufl. Mai 2020, S. 44. 
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der Arbeitsschutzbehörde.149 Eine rechtsverbindliche Überprüfung der zu errichtenden 
Arbeitsstätte hinsichtlich der Anforderungen aus der Arbeitsstättenverordnung erhält 
der Arbeitgeber durch die Beratung nach § 21 Abs. 1 Satz 2 ArbSchG folglich nicht. 

Die Arbeitsstättenverordnung enthält ebenfalls keine Vorgaben zur verpflichtenden 
Einbindung der Arbeitsschutzbehörde vor Baubeginn. In Ausnahmefällen kann sich 
eine Befassung der Arbeitsschutzbehörde vor Baubeginn aus anderen aufgrund des 
Arbeitsschutzgesetzes erlassenen Verordnungen ergeben. So regelt z.B. § 15 
BioStoffV150, dass vor Beginn mit Tätigkeiten der Schutzstufe 3 oder 4 in 
Laboratorien, in der Versuchstierhaltung oder in der Biotechnologie eine Erlaubnis der 
zuständigen Behörde erforderlich ist. Für die Erteilung einer solchen Erlaubnis werden 
auch die baulichen Anforderungen der Biostoffverordnung geprüft (§ 15 Abs. 1 Satz 1 
und 2 BioStoffV). Aus dem Wortlaut der Vorschrift geht nicht eindeutig hervor, dass 
eine solche Erlaubnis auch vor dem Bau z.B. des Labors einzuholen ist. Dies dürfte 
aber jedenfalls dann, wenn von vorneherein eine entsprechende Nutzung der baulichen 
Anlage geplant ist, sinnvoll sein. Auch § 18 BetrSichV sieht für bestimmte Anlagen 
eine Erlaubnispflicht vor. Die Errichtung und Änderung dieser Anlagen können ggf. 
auch zur Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen führen. Im Anwendungsbereich 
dieser Regelungen kommt es dann ausnahmsweise zu einer Befassung der 
Arbeitsschutzbehörde vor Errichtung der baulichen Anlage. Eine Prüfung der 
Vorgaben der Arbeitsstättenverordnung ist für beide Erlaubnisse aber nicht 
vorgesehen. Eine Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die Vorgaben der jeweiligen 
Verordnung eingehalten werden bzw. bei § 18 BetrSichV noch zusätzlich die 
Vorgaben der Gefahrstoffverordnung hinsichtlich des Explosions- und Brandschutzes 
(§ 18 Abs. 4 BetrSichV, § 15 Abs. 4 BioStoffV). Demzufolge erfolgt auch dort, wo 
eine vorherige Befassung der Arbeitsschutzbehörden durch ein Erlaubniserfordernis 
vorgesehen ist, grundsätzlich keine umfassende arbeitsschutzrechtliche Prüfung. 
Vielmehr wird die Arbeitsschutzbehörde nur in Ausnahmefällen und auch nur sehr 
bereichsspezifisch vor Baubeginn befasst. 

Dem dualistischen Arbeitsschutzsystem folgend sieht § 17 Abs. 1 SGB VII auch für 
die Unfallversicherungsträger eine Beratungspflicht gegenüber den ihnen angehörigen 
Unternehmern und Versicherten vor. Für die Beratung sind die von den 
Unfallversicherungsträgern gemäß § 18 Abs. 1 SGB VII beschäftigten 

 

149 Schucht, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 20; Wiebauer, 
in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 21 ArbSchG Rn. 9. 
150 Eine Genehmigungspflicht sieht § 8 Abs. 1 GenTG auch für bestimmte gentechnische Anlagen vor. Hier ist 
die Einhaltung auch (baulicher) Arbeitsschutzvorgaben Genehmigungsvoraussetzung (s.o. C.II.1.c)). 
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Aufsichtspersonen zuständig. Es handelt sich hierbei zumeist um Fachpersonal aus den 
betroffenen Bereichen, zum Beispiel Arbeitsmediziner, Physiker oder Chemiker.151 
Die Beratung kann sowohl auf Anfrage des Unternehmers als auch auf Initiative des 
Unfallversicherungsträgers erfolgen und auch konkrete Vorschläge zur Prävention 
enthalten, sie hat jedoch nicht die Qualität einer rechtsverbindlichen Anordnung.152 
Eine Prüfung der Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Anforderungen durch ein 
Bauvorhaben wird auch hierdurch nicht sichergestellt. 

Zusammenfassend lässt sich hier festhalten, dass die Einbindung der 
Arbeitsschutzbehörden bzw. der Unfallversicherungsträger – abgesehen davon, dass 
eine umfassende Prüfung arbeitsschutzrechtlicher Anforderungen für das konkrete 
Vorhaben nicht sichergestellt ist – in der Regel von einer entsprechenden Anfrage des 
Arbeitgebers abhängig sein wird. Dieser ist aber nicht verpflichtet, eine Anfrage zu 
stellen, sodass insoweit schon eine entsprechende Sensibilität für 
arbeitsschutzrechtliche Themen bestehen muss. Besonders problematisch dürfte dies 
sein, wenn der Bauherr nicht gleichzeitig der Arbeitgeber ist. 

c) Prüfungsumfang der Bauaufsichtsbehörden  

Grundsätzlich zwingend vor Beginn eines Bauvorhabens einzubinden sind die 
Bauaufsichtsbehörden, soweit eine Genehmigungspflicht besteht. Insoweit gilt es zu 
beleuchten, ob und inwieweit eine rechtsverbindliche Prüfung im Hinblick auf die 
Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung bzw. des Arbeitsschutzrechts durch die 
untere Bauaufsichtsbehörde im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erfolgt. 

Das Landesbauordnungsrecht bestimmt, was Gegenstand der Prüfung im 
Baugenehmigungsverfahren ist.153 Durch diese den Ländern zustehende Autonomie 
kann der Prüfungsumfang der unteren Bauaufsichtsbehörde von Land zu Land 
variieren, was unter Umständen zu gravierenden Unterschieden hinsichtlich der 
Prüfung von Arbeitsstättenrecht im Baugenehmigungsverfahren führt. Der 
Prüfungszuständigkeit der unteren Bauaufsichtsbehörden entzogen sind jedoch die 
Prüfung der Verwendung von Bauprodukten bzw. der Anwendbarkeit von Bauarten. 
Für derartige Prüfungen ist die untere Bauaufsichtsbehörde nicht zuständig. 

 

151 Kunkel, in: Ehmann/Karmanski/Kuhn-Zuber, Gesamtkommentar Sozialrechtsberatung, 3. Aufl. 2023, § 17 
SGB VII Rn. 3. 
152 Kanzenbach/Zakrzewski, in: Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 6. Aufl. 2024, 
§ 17 Rn. 12. 
153 BVerwG, Beschluss vom 25.10.1995 – 4 B 216/95 – juris Rn. 7. 
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Gem. § 72 Abs. 1 Satz 1 MBO ist die Baugenehmigung zu erteilen, wenn dem 
Bauvorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen, die im 
bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prüfen sind. Welches die im 
Baugenehmigungsverfahren zu prüfenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften sind, 
regelt § 64 Satz 1 MBO: 

„Bei genehmigungsbedürftigen baulichen Anlagen, die 
nicht unter § 63 fallen, prüft die Bauaufsichtsbehörde 
1. die Übereinstimmung mit den Vorschriften über die 
Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 
bis 38 BauGB, 
2. Anforderungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
oder aufgrund dieses Gesetzes, 
3. andere öffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit 
wegen der Baugenehmigung eine Entscheidung nach 
anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften entfällt oder 
ersetzt wird.“ 

§ 63 MBO regelt das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren. Auch im Rahmen des 
vereinfachten Baugenehmigungsverfahrens sind die Übereinstimmung mit den 
Vorschriften über die Zulässigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29 bis 38 
BauGB sowie sonstige öffentlich-rechtliche Anforderungen zu prüfen, soweit wegen 
der Baugenehmigung eine Entscheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften entfällt oder ersetzt wird.  

Die Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung an bauliche Anlagen stellen 
grundsätzlich andere öffentlich-rechtliche Anforderungen nach § 64 Satz 1 Nr. 3 bzw. 
§ 63 Satz 1 Nr. 3 MBO dar. Die Baugenehmigung ersetzt aber keine Entscheidung 
nach der Arbeitsstättenverordnung bzw. lässt diese entfallen. Eine verpflichtende 
Prüfung durch die Arbeitsschutzbehörden vor Baubeginn oder gar eine positive 
Behördenentscheidung finden, wie erläutert (s.o. C.II.3.b)), grundsätzlich nicht statt. 
Das Wort „andere“ bezieht sich dabei systematisch auf die vorangestellten Nummern; 
gemeint sind also andere öffentlich-rechtliche Vorschriften als diejenigen der §§ 29 
bis 38 BauGB oder der Musterbauordnung.154 Das trifft auf die 
Arbeitsstättenverordnung zwar zu. Dadurch, dass die Arbeitsschutzbehörden aber 
keine Vorabprüfungen hinsichtlich der Einhaltung arbeitsschutzrechtlicher Vorgaben 

 

154 Vgl. zum insoweit wortgleichen § 63 SächsBO Jäde/Dirnberger/Böhme, Bauordnungsrecht Sachsen, Stand: 
91. AL 2023, § 63 SächsBO Rn. 39. 
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vornehmen, ersetzt die Baugenehmigung bzw. entfällt wegen der Baugenehmigung 
keine Entscheidung nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften. Die 
Bauaufsichtsbehörden haben Arbeitsstättenrecht somit nach der Musterbauordnung 
nicht zu prüfen. 

Eine Regelung, wie §§ 63 Satz 1 Nr. 3 bzw. 64 Satz 1 Nr. 3 MBO sie treffen, ist aber 
keineswegs zwingend. Die Länder sind vielmehr frei, eigene Ausgestaltungen des 
bauaufsichtlichen Prüfungsumfangs festzulegen. Vor diesem Hintergrund variiert der 
bauaufsichtliche Prüfungsumfang stark. Die Variationsbreite reicht von einer 
grundsätzlichen Prüfung arbeitsschutzrechtlicher Vorschriften bis zu einem 
gänzlichen Ausschluss der Prüfung. 

§ 58 Abs. 1 Satz 1 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO BW) schreibt 
z.B. vor, dass die Baugenehmigung zu erteilen ist, wenn dem 
genehmigungspflichtigen Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfenden 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. Außer im vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren nach § 52 LBO BW sind dabei alle Vorschriften zu 
prüfen, die Anforderungen an das Bauvorhaben enthalten und über deren Einhaltung 
nicht eine andere Behörde in einem gesonderten Verfahren durch Verwaltungsakt 
entscheidet, § 58 Abs. 1 Satz 2 LBO BW. Nur wenn eine andere Behörde als die 
Baurechtsbehörde über die Einhaltung sonstiger öffentlich-rechtlicher Vorschriften in 
einem gesonderten Verfahren durch Verwaltungsakt zu entscheiden hat, sind diese 
Vorschriften nicht von der Baurechtsbehörde zu prüfen.155 Da über die Einhaltung der 
Anforderungen nach der Arbeitsstättenverordnung nicht im Vorhinein in einem 
gesonderten Verfahren durch Verwaltungsakt entschieden wird, obliegt folglich die 
Prüfung des Arbeitsstättenrechts in Baden-Württemberg der zuständigen 
Baurechtsbehörde. Ein anderes Beispiel ist Niedersachsen, wo nach § 64 Satz 2 der 
Niedersächsischen Bauordnung die Vereinbarkeit der Bauvorlage mit den 
Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung nur auf Verlangen des Bauherrn geprüft 
wird.156 

Im Gegensatz dazu schließen beispielsweise die §§ 64 Abs. 1 Satz 2 und 65 Satz 2 
BauO NRW die Überprüfung arbeitsstättenrechtlicher Anforderung durch die 
zuständige Bauaufsichtsbehörde ausdrücklich aus. Die Überwachung der 

 

155 Sauter, Landesbauordnung für Baden-Württemberg, 63. AL Juli 2023, § 58 Rn. 57. 
156 Inwieweit in diesen Fällen die Anhörung der Arbeitsschutzbehörden im Baugenehmigungsverfahren (Siehe 
§ 53 Abs. 4 LBO BW bzw. § 69 Abs. 3 der Niedersächsischen Bauordnung) erforderlich ist und in der Praxis 
auch erfolgt, erscheint dabei zweifelhaft. 
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Anforderungen des baulichen Arbeitsschutzes erfolgt hier durch den zuständigen 
Unfallversicherungsträger.157 Auch in Bremen erfolgt ausdrücklich keine Überprüfung 
der Anforderungen des Arbeitsstättenrechts im Baugenehmigungsverfahren, § 64 
Satz 1 Nr. 3 Bremische Landesbauordnung. Im Saarland sind im vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren die Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung 
ausdrücklich der Prüfung im Baugenehmigungsverfahren entzogen, § 64 Abs. 2 Nr. 1 
Landesbauordnung Saarland. Im ordentlichen Baugenehmigungsverfahren existiert 
ein solcher Ausschluss allerdings nicht, vgl. § 65 LBO Saarland.  

Auf die Frage, ob die Anforderungen des Arbeitsstättenrechts im 
Baugenehmigungsverfahren durch die Bauaufsichtsbehörde zu überprüfen sind, kann 
folglich keine einheitliche Antwort gegeben werden. Da auch eine Prüfung durch die 
Arbeitsschutzbehörden nicht im Vorhinein erfolgt, ist dort, wo die 
Bauaufsichtsbehörde kein Arbeitsschutzrecht prüft, das Risiko, dass 
arbeitsstättenrechtswidrig gebaut wird – z.B. weil Anforderungen des 
Arbeitsstättenrechts gar nicht erst gesehen werden – besonders hoch. 

4. Normierte Kollisionsregeln  

Da sowohl das Arbeitsstättenrecht als auch das Bauordnungsrecht Regelungen in 
Bezug auf bauliche Anlagen enthalten, kann sich die Situation ergeben, dass die beiden 
Materien unterschiedliche oder sich widersprechende Anforderungen stellen, die vom 
Arbeitgeber bzw. Bauherrn erfüllt werden müssen. Zu untersuchen ist, ob diese 
Kollisionen schon normativ einer Lösung zugeführt werden können. Beleuchtet 
werden sollen daher die verfassungsrechtlich normierte Kollisionsnorm des Art. 31 
GG (unter a)), die durch die für das Arbeitsstättenrecht zentrale Kollisionsnorm des 
§ 3a Abs. 4 ArbStättV modifiziert wird (unter b)) sowie eine Auswahl von sonstigen 
Kollisionsnormen, die im Bereich von Bauordnungs- und Arbeitsstättenrecht 
einschlägig sein können (unter c)). 

a) Art. 31 GG 

Die zentrale Kollisionsnorm im Grundgesetz stellt Art. 31 GG dar. Sie lautet  

„Bundesrecht bricht Landesrecht.“ 

 

157 Wenzel, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, 
§ 64 Rn. 27. 
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Art. 31 GG ist eine Kollisionsregel und keine eigene Kompetenzvorschrift, sie gilt 
vielmehr in Ergänzung der Gesetzgebungskompetenzen in Art. 70 ff. GG. 
Grundsätzlich sollen die Regelungen zu den Gesetzgebungszuständigkeiten für eine 
überschneidungsfreie Zuordnung der zu regelnden Materien sorgen, d.h. eine 
Gesetzgebungskompetenz ist entweder dem Bund oder den Ländern zugewiesen. Wird 
also eine Norm erlassen, obwohl dem erlassenden Bund oder Land die 
Gesetzgebungskompetenz nicht zusteht, ist sie wegen dieses Verfassungsverstoßes 
verfassungswidrig.158 Einer Kollisionsregel bedarf es in diesem Fall nicht.  

Zur Anwendung kann Art. 31 GG daher nur kommen, wenn sowohl das betroffene 
Bundesrecht als auch das betroffene Landesrecht im Rahmen der zugeteilten 
Kompetenzen erlassen wurde. Dieser Fall kann dann auftreten, wenn sich 
Kompetenzbereiche überschneiden. Die Begriffe Bundesrecht und Landesrecht 
umfassen Rechtsnormen eines staatlichen Normgebers jeder Rangstufe. Eine Kollision 
im Sinne des Art. 31 GG liegt vor, wenn die betreffenden Normen des Bundes- und 
Landesrechts auf denselben Sachverhalt anwendbar sind und ihre Anwendung zu 
unterschiedlichen Rechtsfolgen führt.159 Ein Bereich, in dem es grundsätzlich zu 
solchen Kollisionen kommen kann, ist das Zusammenspiel von Arbeitsschutzrecht und 
Bauordnungsrecht. 

Das Arbeitsschutzrecht ist gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG Gegenstand der 
konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes. Im Bereich der konkurrierenden 
Gesetzgebung haben die Länder nach Art. 72 Abs. 1 GG die Befugnis zur 
Gesetzgebung, solange und soweit der Bund von seiner Gesetzgebungszuständigkeit 
nicht durch Gesetz Gebrauch gemacht hat. Im Bereich des Arbeitsschutzes hat der 
Bund diese Gesetzgebungskompetenz mit Erlass des Arbeitsschutzgesetzes in 
Anspruch genommen. Unter den Bereich des Arbeitsschutzes sind die öffentlich-
rechtlichen Regelungen zu fassen, die dem Schutz der Beschäftigten vor Gefahren im 
Zusammenhang mit der Arbeit und an ihrem Arbeitsplatz dienen.160 Es handelt sich 
hierbei um eine Querschnittsmaterie. Arbeitsschutzrechtliche Regelungen haben also 
häufig auch Berührungspunkte mit anderen Bereichen, was die Anforderungen an 
Arbeitsstätten zeigen, die sich wie das Bauordnungsrecht auf bauliche Anlagen 

 

158 Korioth, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, 102. EL August 2023, Art. 31 Rn. 1. 
159 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 15.10.1997 – 2 BvN 1-95 – juris 1. Leitsatz. 
160 Seiler, in: Epping/Hillgruber, BeckOK Grundgesetz, 56. Ed. Stand: 15.08.2023, Art. 74 Rn. 49. 
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beziehen. Dennoch können die enthaltenen Regelungen zum Schutz vor Gefahren am 
Arbeitsplatz in diesem Fall auf Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG gestützt werden.161  

Das Bauordnungsrecht, das dem Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
dient162, liegt mangels Zuweisung an den Bund gemäß Art. 70 Abs. 1 GG in der 
Zuständigkeit der Länder.163 Soweit das Bauordnungsrecht Regelungen enthält, die 
dem Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren dienen, die sich auch am Arbeitsplatz 
verwirklichen können, aber nicht spezifisch arbeitsplatzbezogen sind, greift die 
Sperrwirkung des Art. 72 Abs. 1 GG nicht, da das Land insoweit keine Regelungen im 
Bereich des Arbeitsschutzrechts erlässt, d.h. das Land darf solche Regelungen 
grundsätzlich erlassen.164  

Wenn Regelungen des Bundes- und des Landesrechts allerdings auf denselben 
Sachverhalt anwendbar sind und ihre Anwendung zu verschiedenen Ergebnissen führt, 
geht das Bundesrecht dem Landesrecht nach Art. 31 GG grundsätzlich vor.165 
Landesrecht, das dieses Rangverhältnis missachtet, ist wegen Verstoßes gegen Art. 31 
GG grundsätzlich verfassungswidrig und damit nichtig.166 

Wo sich Vorschriften aus dem Arbeitsstättenrecht und dem Bauordnungsrecht also auf 
den identischen Regelungsgegenstand beziehen und miteinander unvereinbare 
Anforderungen stellen, würde nach Art. 31 GG die arbeitsstättenrechtliche 
Anforderung aufgrund ihrer Qualität als Bundesrecht dem Bauordnungsrecht als 
Landesrecht grundsätzlich vorgehen. Zu diesem grundsätzlichen Rangverhältnis trifft 
§ 3a Abs. 4 ArbStättV deswegen eine speziellere Kollisionsregel. 

 

161 BVerwG, Urteil vom 23.06.2016 – 2 C 18/15 – juris Rn. 44. 
162 Vgl. § 3 Abs. 1 MBO. 
163 Dies gilt mit Ausnahme des Bodenrechts, das nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG Gegenstand der konkurrierenden 
Gesetzgebung ist; vgl. Decker, in: Busse/Kraus, Bayerische Bauordnung, 152. EL Oktober 2023, Art. 81, 
Rn. 9. 
164 Uhle, in: Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, 102. EL August 2023, Art. 74 Rn. 293. 
165 BVerfG, Urteil vom 30.07.2008 – 1 BvR 3262/07 – juris Rn 99. 
166 Näher zur Diskussion, ob Art. 31 GG einen Geltungs- oder Anwendungsvorrang des Bundesrechts normiert, 
Hellermann, in: Epping/Hillgruber, BeckOK GG, 56. Ed. Stand: 15.8.2023, Art. 31 Rn. 15; Korioth, in: 
Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz-Kommentar, 102. EL August 2023, Art. 31 Rn. 20; Dreier, in: Dreier, 
Grundgesetz Kommentar, Band 2, 3. Aufl. 2015, Art. 31 Rn. 42. 
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b) § 3a Abs. 4 ArbStättV 

Die Arbeitsstättenverordnung enthält eine spezielle Kollisionsregel bezogen auf die 
Anforderungen an Arbeitgeber beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten (§ 3a 
Abs. 1 Satz 1 ArbStättV). § 3a Abs. 4 ArbStättV regelt:  

„Anforderungen in anderen Rechtsvorschriften, 
insbesondere dem Bauordnungsrecht der Länder, gelten 
vorrangig, soweit sie über die Anforderungen dieser 
Verordnung hinausgehen.“ 

Ziel der Regelung ist die Klarstellung des Verhältnisses der Arbeitsstättenverordnung 
zu anderen Vorschriften. Der Norm wird die Aussage entnommen, dass die jeweils 
weitergehende Vorschrift gelten soll167, das Bauordnungsrecht also gegebenenfalls 
hinter der Arbeitsstättenverordnung zurücktritt. Damit werden Kollisionen zwischen 
Bundes- und Landesrecht auf einfachgesetzlicher Ebene geregelt, sodass es einer 
unmittelbaren Anwendung von Art. 31 GG gar nicht bedarf: Für den Fall, dass das 
Bauordnungsrecht weitergehenden Schutz gewährt als die Arbeitsstättenverordnung, 
regelt § 3a Abs. 4 ArbStättV das Zurücktreten der Arbeitsstättenverordnung. Gäbe es 
diese Regelung nicht, würde sich nach Art. 31 GG die Regelung der 
Arbeitsstättenverordnung stets durchsetzen, auch wenn diese einen geringeren Schutz 
gewährleistet. Demgegenüber bedarf die Kollision „in die andere Richtung“, d.h. dass 
die Arbeitsstättenverordnung einen weitergehenden Schutz gewährleistet als eine 
Landesbauordnung, keiner expliziten Kollisionsregelung. In diesen Fällen werden die 
Anforderungen der Landesbauordnungen gewissermaßen von der 
Arbeitsstättenverordnung konsumiert, da sie von deren weitergehenden 
Anforderungen mit umfasst sind. Damit wird mit Einhaltung der weitergehenden 
Vorschrift der Arbeitsstättenverordnung in diesem Fall einerseits der Geltungsvorrang 
nach Art. 31 GG beachtet, andererseits liegt kein Verstoß gegen die 
Landesbauordnung vor, da durch Erfüllung der weitergehenden Anforderungen der 
Arbeitsstättenverordnung jedenfalls auch die Anforderungen der Landesbauordnung 
erfüllt sind. 

Dieser grundsätzliche Vorrang der jeweils weitergehenden Vorschrift stellt aber 
gleichzeitig den ersten Schwachpunkt der Kollisionsregel, nach der immer die 
weitergehende Vorschrift Vorrang hat, heraus: Die Kollisionsegel hilft nur dort weiter, 

 

167 BR-Drs. 506/16, S. 43; N. Kollmer/Wiebauer, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 
2021, § 3a ArbStättV Rn. 22. 
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wo Arbeitsstättenverordnung oder Bauordnung eine weitergehende Regelung treffen, 
z.B. bei unterschiedlichen Vorgaben zur Mindesthöhe eines Geländers. In den Fällen, 
in denen sich Vorgaben von Bauordnung und Arbeitsstättenverordnung diametral 
gegenüberstehen, hilft die Kollisionsregel nicht weiter. 

Aber auch dort, wo Arbeitsstättenrecht und Bauordnungsrecht unterschiedlich 
weitgehende Anforderungen stellen, hilft die Kollisionsregel nicht in allen Fällen 
weiter. 

Konflikte zwischen Arbeitsstättenrecht und Bauordnungsrecht ergeben sich besonders 
häufig auf der Ebene der technischen Sollenssätze und Normen, beispielsweise 
zwischen ASR und DIN-Normen aus den Technischen Baubestimmungen. Die 
technischen Sollenssätze und Normen stellen sehr konkrete Anforderungen an 
Gebäude, es wird beispielsweise konkret normiert, wie hoch ein Geländer oder wie 
breit ein Gang sein muss. Auf dieser Regelungsebene kommt es zu Schwierigkeiten 
bei der Anwendung der Kollisionsnorm. Zunächst ist festzustellen, dass § 3a Abs. 4 
ArbStättV den Vorrang weitergehender „Rechtsvorschriften“ regelt, es sich bei den 
ASR bzw. den Technischen Baubestimmungen isoliert betrachtet jedoch nicht um 
verbindliche Rechtsnormen handelt (s.o. C.II.1.a)bb) und C.II.2.b)). Eine 
Anwendbarkeit des § 3a Abs. 4 ArbStättV ist somit nur möglich, wenn man die 
technischen Sollenssätze und Normen nicht isoliert, sondern in Verbindung mit der 
jeweiligen Inbezugnahme durch die Arbeitsstättenverordnung bzw. Bauordnung 
betrachtet. Während die ASR nach § 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStättV lediglich zu 
„berücksichtigen“ sind, sind die Technischen Baubestimmungen gemäß § 85a Abs. 1 
Satz 2 MBO zu „beachten“. Sie sind somit in ihrer Verbindlichkeit nicht gleichwertig. 
Die Arbeitsstättenverordnung räumt dem Arbeitgeber insoweit einen deutlich weiteren 
Spielraum ein, da er sich bei der Festlegung der Schutzmaßnahmen zwar mit den 
Vorgaben der ASR auseinandersetzen muss, aber nicht verpflichtet ist, seine 
betrieblichen Schutzmaßnahmen anhand der ASR vorzunehmen, solange gleiche 
Sicherheit und gleicher Schutz der Beschäftigten sichergestellt sind (§ 3a Abs. 1 Satz 4 
ArbStättV). Demgegenüber beanspruchen die Technischen Baubestimmungen eine 
umfassende Verbindlichkeit. Eine Abweichung ist regelmäßig nur möglich, wenn eine 
stattgebende Behördenentscheidung vorliegt (dazu s.o. C.II.2.b)bb)). Die 
unterschiedliche Verbindlichkeit bedeutet jedoch nicht, dass andere technische 
Sollenssätze und Normen, wie ASR oder DGUV Regeln, sicherheitstechnisch 
nachrangig sind. 

§ 3a Abs. 4 ArbStättV dürfte vor diesem Hintergrund bei Kollisionen auf Ebene der 
durch die Arbeitsstättenverordnung bzw. die Bauordnung in Bezug genommenen 
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technischen Sollenssätze und Normen keine Anwendung finden.168 § 3a Abs. 4 
ArbStättV greift dort ein, wo die Arbeitsstättenverordnung ein geringeres 
Schutzniveau bietet als die Bauordnung, wegen Art. 31 GG aber grundsätzlich 
Geltungsvorrang beanspruchen würde. Hier ordnet § 3a Abs. 4 ArbStättV das 
Zurücktreten „dieser Verordnung“ an. Die Arbeitsstättenverordnung verlangt aber 
eben nur eine Berücksichtigung der ASR. Ihre Einhaltung ist gerade nicht zwingend, 
sondern kann auch durch andere Maßnahmen erreicht werden, wenn sie das gleiche 
Schutzniveau gewährleisten (§ 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV). Von einem gleichen 
Schutzniveau ist aber jedenfalls dann auszugehen, wenn die jeweilige Bauordnung 
weitergehende Anforderungen stellt. Damit löst sich eine Kollision zwischen geringer 
schützender ASR und weitergehend schützender Technischer Baubestimmung schon 
auf der Ebene des § 3a Abs. 1 ArbStättV, sodass es des § 3a Abs. 4 ArbStättV nicht 
bedarf. 

Problematisch wird der Kollisionsfall, wenn die weitergehende Regelung sich in den 
ASR findet. Die Lösung, dass beide Vorgaben nebeneinander anwendbar sind und die 
weitergehende Anforderung des Arbeitsstättenrechts die Anforderung des 
Bauordnungsrechts gewissermaßen konsumiert, lässt sich auf diese Konstellation nicht 
ohne Weiteres übertragen. Die ASR ist insoweit weniger verbindlich als die 
Technischen Baubestimmungen. Dies hindert den Rechtsanwender natürlich nicht 
daran, die weitere ASR einzuhalten und so auch gleichzeitig der Technischen 
Baubestimmung gerecht zu werden. Vor diesem Hintergrund erscheint dieser 
Kollisionsfall auf den ersten Blick auch nicht besonders problematisch, da auch hier 
mit der Befolgung der weitergehenden Regelung eine einfache Lösung gegeben ist. 
Eine solche Lösung setzt allerdings zunächst voraus, dass die weitergehende ASR 
durch den Bauherrn, Architekten o.ä. überhaupt gesehen wird. Darüber hinaus muss 
die Bereitschaft bestehen, die weitergehende ASR zu befolgen. Hieran kann es aus 
unterschiedlichen Gründen fehlen, z. B. weil Unsicherheit besteht, ob nicht eher das 
„zwingende“ Baurecht zu befolgen ist, oder schlicht weil die Ansicht vertreten wird, 
dass durch die Befolgung der Technischen Baubestimmungen ein gleichwertiger 
Schutz sichergestellt wird. Diese mit der geringeren Verbindlichkeit der ASR 
verbundenen Unsicherheiten spiegeln sich auch in den Möglichkeiten behördlichen 
Einschreitens wider. Die Hürden für ein behördliches Einschreiten sind grundsätzlich 
höher, da die ASR eben nicht zwingend einzuhalten sind (dazu sogleich s.u. 
C.IV.2.c)aa)). Darüber hinaus müssen die Arbeitsschutzbehörden vor Baubeginn nicht 

 

168 Kohte, in: BAuA (Hrsg.), Rechtsgutachten zum Zusammenwirken von Arbeitsstättenrecht und 
Bauordnungsrecht, S. 92. 
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zwingend beteiligt werden und die Baubehörden prüfen im Zweifel nicht die 
Einhaltung des Arbeitsschutzrechts (dazu s.o. C.II.3). Insofern besteht ein hohes 
Risiko, dass gerade nicht die weitergehende Vorschrift angewendet wird. 

Somit helfen die normierten Kollisionsregeln nur sehr bedingt weiter, wenn 
Technische Baubestimmungen und ASR kollidieren. Dies ist gerade dann 
problematisch, wenn die ASR weitergehende Regelungen enthalten. Hinzu kommt, 
dass nicht immer eine klare Identifizierung gelingt, welche Vorschrift die 
„weitergehende“ ist, soweit man dem Begriff die Auslegung zugrunde legt, dass damit 
die Vorschrift gemeint ist, die den Beschäftigten ein höheres Schutzniveau bietet. Als 
Beispiel hierfür lässt sich die Auftrittstiefe von Stufen nennen. Ob eine Auftrittstiefe 
von 29 cm dem Beschäftigten einen höheren Schutz bietet als eine Stufe von 28 cm 
Tiefe lässt sich ohne sachverständige Kenntnis nicht feststellen. Diese Unsicherheit 
wird zusätzlich dadurch gefördert, dass eine Auftrittstiefe von 29 cm als „besonders 
sicher“ angesehen wird, was die Frage mit sich bringt, ob „sicher“ nicht ausreicht. 

Ein Rückgriff auf die normierten Kollisionsregeln scheidet vollends aus, wenn die 
technischen Sollenssätze und Normen nicht von Technischen Baubestimmungen oder 
anderen Rechtsvorschriften in Bezug genommen sind. Dann sind sie rechtlich 
unverbindlich und ihre Anwendung freiwillig, sodass ein etwaiger Konflikt mit von 
verbindlichen Rechtsvorschriften in Bezug genommenen technischen Sollenssätzen 
oder Normen (z.B. Kollision einer nicht in Bezug genommenen DIN-Norm mit einer 
bekannt gemachten ASR) im Zweifel zu Gunsten des in Bezug genommenen 
technischen Sollenssatzes oder der in Bezug genommenen Norm, im Beispiel hier also 
der bekannt gemachten ASR, zu lösen wäre. Dies lässt jedoch außer Acht, dass die am 
Bau Beteiligten sich bei ihrer Bauausführung in der Praxis überwiegend nach 
technischen Sollenssätzen und Normen richten. Eine besondere Rolle spielt hier die 
Einhaltung der DIN-Normen, unabhängig davon, ob sie durch Technische 
Baubestimmungen in Bezug genommen werden.  

Der Fall, dass eine ASR nicht bekannt gemacht ist, dürfte eher theoretischer Natur 
sein, da zwar rechtlich die Möglichkeit besteht, dass eine ASR durch den ASTA 
erarbeitet und dann nicht durch das BMAS bekannt gemacht wird. ASR werden aber 
erst dann auf der Homepage der BAuA veröffentlicht, wenn sie bekannt gemacht 
wurden. D.h. eine nicht bekannt gemachte ASR ist grundsätzlich nicht verfügbar,169 
sodass mangels Kenntnis ihre Einhaltung auch nicht erwartet werden kann. Dennoch 

 

169 Nach § 6 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 GO ASTA ist die Arbeit des ASTA vertraulich und eine Veröffentlichung 
von den Ergebnisniederschriften der Ausschusssitzungen findet nicht statt.  
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besteht nach den Vorgaben der Arbeitsstättenverordnung grundsätzlich die 
Möglichkeit, dass ASR durch den ASTA ermittelt werden (§ 7 Abs. 3 Nr. 2 
ArbStättV), das BMAS sie dann aber nicht bekannt macht (§ 7 Abs. 4 ArbStättV).170 
Da dieser Fall, soweit ersichtlich, tatsächlich wahrscheinlich nicht auftreten wird, soll 
er hier nicht weiter betrachtet werden. 

Diese Diskrepanz von rechtlicher Bewertung und praktischer Handhabung erhält 
besondere Bedeutung, wenn man in den Blick nimmt, dass den DIN-Normen und 
weiteren technischen Normen privater Normgeber die Vermutung zugutekommt, 
allgemein anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben (s.o. C.I.2.b)aa)). Der 
Maßstab der allgemein anerkannten Regeln der Technik ist für den Anwender auch 
zivilrechtlich und strafrechtlich relevant.  

Zusammenfassend lässt sich hier festhalten, dass eine Kollision von Technischen 
Baubestimmungen und ASR gerade im Hinblick auf weitergehende ASR zu 
erheblichen Unsicherheiten dahingehend führt, welcher technische Sollenssatz oder 
welche technische Norm anzuwenden ist. Die Kollisionsregel, dass die jeweils 
weitergehende Vorschrift anzuwenden ist, hilft nur sehr bedingt weiter. Gleichzeitig 
besteht ein großes Risiko, dass weitergehende ASR schlicht übersehen oder gar 
bewusst nicht angewendet werden. Für den Fall, dass kollidierende technische 
Sollenssätze und Normen sich diametral gegenüberstehen, gibt es gar keine 
Kollisionsregel. Gleiches gilt für den Fall, dass technische Sollenssätze oder Normen 
nicht von rechtsverbindlichen Vorschriften wie den Bauordnungen oder der 
Arbeitsstättenverordnung in Bezug genommen werden. 

Dieser Unsicherheit steht eine hohe praktische Relevanz der technischen Sollenssätzen 
und Normen gegenüber. In der Praxis werden sie – auch wenn sie das keinesfalls sind 
– häufig wie unmittelbar verbindliche Rechtsnormen behandelt und in ihrer 
Anwendung als zwingend einzuhalten betrachtet. Damit kommt einer Kollision 
technischer Sollenssätze und Normen in der Praxis erhebliche Bedeutung zu.  

Hier mag es möglich und juristisch gut vertretbar sein, Kollisionen im Rahmen der 
(unionsrechtskonformen) Auslegung der jeweiligen technischen Sollenssätze oder 
Normen zu lösen.171 Allerdings birgt eine solch argumentative Lösung im Wege der 

 

170 N. Kollmer/Wiebauer, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 3a ArbStättV 
Rn. 10; Kollmer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 7 Rn. 9; 
Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 7 ArbStättV Rn. 17. 
171 Kohte, in: BAuA (Hrsg.), Rechtsgutachten zum Zusammenwirken von Arbeitsstättenrecht und 
Bauordnungsrecht, S. 145 ff. 
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Auslegung immer das Risiko, dass Behörden oder Gerichte eine andere Auslegung für 
richtig halten. Damit geht für den Rechtsanwender, d.h. den Bauherrn, Arbeitgeber, 
Architekten o.ä. eine erhebliche Unsicherheit einher. Diese Kollisionslösung dürfte 
deswegen für die Praxis nur einen sehr geringen Mehrwert haben, solange es keine 
verbindlichen gerichtlichen Entscheidungen zu den jeweiligen Auslegungsfragen gibt. 

c) Sonstige Kollisionsregeln  

Neben der verfassungsrechtlichen Kollisionsregel des Art. 31 GG und der – für das 
Verhältnis von Baurecht und Arbeitsstättenrecht zentralen – Kollisionsnorm des § 3a 
Abs. 4 ArbStättV können noch weitere Kollisionstatbestände ausgemacht werden, die 
der Klärung des Verhältnisses unterschiedlicher baulicher Anforderungen an bauliche 
Anlagen dienen sollen. 

So entstehen beispielsweise im Bereich der Energieeffizienz von Gebäuden, die im 
Gebäudeenergiegesetz geregelt wird, zahlreiche Konflikte zu Anforderungen an 
bauliche Anlagen aus anderen Gesetzen. Im Zuge der Sicherstellung eines 
sommerlichen Wärmeschutzes kann es angebracht sein, keine bis kleine Fenster in 
einem Gebäude zu verbauen, wohingegen es zum Schutz der Gesundheit der 
Beschäftigten nach der Arbeitsstättenverordnung geboten sein kann, große Fenster für 
ausreichend Tageslicht einzulassen.172 § 14 Abs. 1 Satz 2 GEG regelt, dass bei der 
Ermittlung des sommerlichen Wärmeschutzes die öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
über die erforderliche Tageslichtversorgung unberührt bleiben. Eine ähnliche 
Regelung findet sich in Bezug auf den Konflikt zwischen der Dichtheit 
wärmeübertragender Umfassungsflächen und dem zum Zwecke der Gesundheit und 
Beheizung erforderlichen Mindestluftwechsel in § 13 Satz 2 GEG. Diese Vorschriften 
stellen besondere Kollisionsnormen dar, die die allgemeine Kollisionsnorm des § 10 
Abs. 3 GEG konkretisieren.173 Als allgemeine Kollisionsregel des 
Gebäudeenergiegesetzes besagt § 10 Abs. 3 GEG, dass die Anforderungen an die 
Einrichtung von einem Gebäude nach dem Gebäudeenergiegesetz keine Anwendung 
finden, soweit ihre Erfüllung anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften zur 
Standsicherheit, zum Brandschutz, zum Schallschutz, zum Arbeitsschutz oder zum 
Schutz der Gesundheit entgegensteht. Kommt es folglich zu einem Konflikt der 
Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes etwa mit Anforderungen des Baurechts 
oder des Arbeitsschutzrechts, tritt das Gebäudeenergiegesetz stets zurück. Der 

 

172 BT-Drs. 19/16716 S. 115. 
173 Sahle, in: Knauff, GEG/GEIG, 1. Aufl. 2022, § 14 GEG Rn. 7. 
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Gesetzgeber räumt damit dem Schutz von körperlicher Unversehrtheit und Leben, um 
den es beispielsweise im Bau- und Arbeitsschutzrecht geht, den Vorrang vor dem Ziel 
der Energieeffizienz ein.174 

Bei Kollisionsregeln aus anderen Rechtsmaterien ist allerdings – wie das Beispiel des 
GEG auch zeigt – zu berücksichtigen, dass hier eine Auflösung für Kollisionen dieses 
Gesetzes mit anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften, zu denen sowohl das 
Arbeitsschutzrecht als auch das Bauordnungsrecht gehören, erfolgt. Eine Lösung für 
Kollisionen von Bauordnungsrecht und Arbeitsschutzrecht bzw. der zugehörigen 
technischen Sollenssätze und Normen wird hier nicht getroffen. D.h. für den weit 
überwiegenden Teil der Kollisionsfälle wird sich hieraus keine Lösung ergeben. 

III. Fallgruppen möglicher Konflikte  

Die – häufig unbefriedigenden und unzureichenden – Lösungsmöglichkeiten für 
Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen aus den Bereichen des 
Bauordnungsrechts oder des Arbeitsstättenrechts, sollen im Folgenden anhand von 
Beispielen näher beleuchtet werden. Insbesondere soll verdeutlicht werden, an 
welchen Stellen die Kollisionsregel an ihre Grenzen kommt. Es lassen sich abstrakt 
diverse Fallgruppen bilden, in denen technische Sollenssätze und Normen aus dem 
Bau- und dem Arbeitsschutzrecht miteinander in Konflikt treten. Diese Fallgruppen 
sollen nachfolgend erläutert und eine mögliche Handhabung mit Blick auf § 3a Abs. 4 
ArbStättV bzw. den Vorrang der jeweils weitergehenden Vorgabe dargelegt werden. 

1. Konflikt von konkret in Bezug genommenen technischen Sollenssätzen oder Normen 

mit einer bekannt gemachten ASR 

Den Grundfall eines Konflikts von technischen Sollenssätzen oder Normen aus dem 
Bau- und dem Arbeitsschutzrecht – insbesondere dem Arbeitsstättenrecht – bildet 
wohl die Konstellation, dass verbindliche Technische Baubestimmungen durch 
Verweisung auf einen technischen Sollenssatz oder eine technische Norm, in der Regel 
auf eine DIN-Norm, Bezug nehmen, die mit einer bekannt gemachten ASR kollidiert. 
Durch die Verweisung in einer rechtsverbindlichen Norm wird auch der Inhalt des 
technischen Sollenssatzes bzw. der technischen Norm rechtsverbindlich (s.o. 
C.I.2.a)aa)). Die bekannt gemachte ASR entfaltet im Rahmen der 

 

174 Sahle, in: Knauff, GEG/GEIG, 1. Aufl. 2022, § 10 GEG Rn. 4. 
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Vermutungsregelung aus § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV Rechtswirkung. Wie oben 
dargelegt, gestaltet sich hier eine konsequente Anwendung der Kollisionsregel 
schwierig. Dies beginnt damit, dass die Technischen Baubestimmungen „zu 
beachten“, d.h. grundsätzlich umfassend anzuwenden, und die ASR nur „zu 
berücksichtigen“ sind (s.o. C.II.4.b)). Wegen dieser unterschiedlichen Verbindlichkeit 
dürfte schon keine Kollision im eigentlichen Sinne vorliegen. Dies macht es schwierig, 
eine rechtliche eindeutige Lösung zu finden, wenn ein technischer Sollenssatz oder 
eine technische Norm einen weitergehenden Schutz erfordert als der jeweils andere. 

Deutlich komplizierter wird der Fall dann, wenn der technische Sollenssatz oder die 
technische Norm nicht nur von einer, sondern von mehreren Rechtsnormen durch 
Verweisung in Bezug genommen wird. In diesem Fall ist genau zu prüfen, wann 
welche Regelung hinter einer anderen zurücktritt bzw. ob es spezielle 
Kollisionsnormen gibt. 

Überhaupt keine Kollisionslösung gibt es für den Fall, in dem weder die ASR noch 
der durch Verweisung in Bezug genommene technische Sollenssatz bzw. die in Bezug 
genommene technische Norm eine „weitergehende“ Anforderung an eine Arbeitsstätte 
stellen, sondern diese sich diametral gegenüberstehen. Das ist der Fall, wenn 
technischer Sollenssatz oder technische Norm und ASR unterschiedliche 
Anforderungen aufstellen, die miteinander unvereinbar sind. In diesem Fall kann man 
die ASR nicht befolgen, ohne den technischen Sollenssatz oder die technische Norm 
zu verletzen (und andersherum). Hier gibt es keine „weitergehende“, sondern nur eine 
„andere unvereinbare“ Vorschrift. 

RSD Anmerkung: All diese Probleme finden sich in dem Konflikt zwischen der 
technischen Norm DIN 4108-2:2013-02 mit der ASR A3.4. Die 
DIN-Norm regelt Anforderungen an Gebäude hinsichtlich des 
sommerlichen Wärmeschutzes aus der Perspektive der 
Energieeffizienz. Die in ihr niedergelegten 
Berechnungsverfahren können dazu führen, dass kleinere 
Fenster verbaut werden müssen. Die ASR A3.4 regelt 
demgegenüber den Einbau größerer Fenster, um für die 
Arbeitnehmer eine ausreichende Tageslichtversorgung zu 
gewährleisten. Sie nimmt die Perspektive der Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeitnehmer ein. 
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Die ASR A3.4 wurde im Ministerialblatt bekannt gemacht.175 
Auf die DIN-Norm wird sowohl in § 14 Abs. 2 GEG als auch in 
Abschnitt A 6.2.1 der MVV TB verwiesen. Das 
Gebäudeenergiegesetz regelt jedoch in § 14 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. 
§ 10 Abs. 3 GEG sein eigenes Zurücktreten hinter „öffentlich-
rechtlichen Vorschriften über die erforderliche 
Tageslichtversorgung“. Die Formulierung ist hier weiter 
gewählt als in § 3a Abs. 4 ArbStättV („andere 
Rechtsvorschriften“), sodass nicht nur die 
Arbeitsstättenverordnung bzw. die Bauordnung selbst, sondern 
auch die in Bezug genommenen technischen Sollenssätze und 
Normen unter diese Vorrangregelung gefasst werden können.176 
Damit lässt sich der Konflikt des GEG mit der ASR A3.4 über 
diese Kollisionsnorm lösen. 
Es bleibt folglich nur der Konflikt der ASR mit der MVV TB. 
Abgesehen von den grundsätzlichen Problemen der Anwendung 
der Kollisionsregel, dass die jeweils weitergehende Vorschrift 
den Vorrang erhält (dazu s.o. C.II.4.b)), hilft diese 
Kollisionsregel hier nicht weiter, da hier die eine Anforderung 
nicht erfüllt werden kann, ohne gegen die andere zu verstoßen – 
es also keine weitergehende, sondern nur eine andere 
unvereinbare Vorschrift gibt. 

2. Konflikt von nicht konkret in Bezug genommenen technischen Sollenssätzen oder 

Normen mit einer bekannt gemachten ASR 

Eine zweite Fallgruppe bildet die Konstellation, dass ein Konflikt eines nicht konkret 
in Bezug genommenen technischen Sollenssatzes oder einer nicht in Bezug 
genommenen Norm mit einer bekannt gemachten ASR besteht. 

RSD Anmerkung: Dies ist beispielsweise bei einem Aufeinandertreffen von DIN 
EN 14056:2003 und DIN EN 12128:1998 mit der ASR A1.2177 
der Fall. Die DIN-Normen und die ASR enthalten allesamt 

 

175 GMBl. 2023, S. 679 (Ausgabe 32/2023). 
176 Vgl. hierzu BT-Drs. 19/16716 S. 115: Bei Abfassung des GEG hatte der Gesetzgeber genau die hier 
beschriebene Kollision von DIN-Norm und ASR vor Augen. 
177 Bekannt gemacht in GMBl. 2013, S. 910 (Ausgabe 46/2013), zuletzt geändert durch GMBl. 2022, S. 241. 
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Vorgaben für die erforderlichen Bewegungsflächen an einem 
Arbeitsplatz, d.h. z.B. dazu, wie viel Abstand zwischen einem 
Arbeitsplatz und der Wand oder dem nächsten Arbeitsplatz 
eingehalten werden muss. Die DIN-Normen, die speziell für 
Laboratorien konzipiert sind, lassen insoweit insgesamt 
geringere Abstände zu, als dies die ASR tut, die aber für 
Arbeitsplätze insgesamt gilt und ausweislich der bebilderten 
Anhänge vornehmlich Büroarbeitsplätze vor Augen hat. 

Wenn und weil auf die technischen Sollenssätze oder Normen nicht durch 
Rechtsnormen verwiesen wird und ihnen daher keine unmittelbare Rechtswirkung 
zukommt, ist schon zu bezweifeln, dass überhaupt eine Kollision vorliegt, die durch 
§ 3a Abs. 4 ArbStättV aufgelöst werden kann. § 3a Abs. 4 ArbStättV setzt nämlich 
ausweislich seines Wortlauts einen Konflikt der Arbeitsstättenverordnung mit 
Rechtsvorschriften voraus, was technische Sollenssätze oder Normen für sich 
genommen gerade nicht sind (s.o. C.I.2). 

Gleichzeitig können die technischen Sollenssätze und Normen rechtliche Relevanz 
dadurch entfalten, dass sie zur Ausfüllung unbestimmter Rechtsbegriffe wie den 
„allgemein anerkannten Regeln der Technik“ oder den „erforderlichen Maßnahmen“ 
herangezogen werden. Ihre Nichtbeachtung kann deswegen dazu führen, dass 
Pflichten aus unterschiedlichen Rechtsgebieten nicht eingehalten werden. Deswegen 
kommt ihnen auch ohne konkrete Inbezugnahme z.B. durch Technische 
Baubestimmungen erhebliche praktische Relevanz zu. So wird z.B. ein 
Bauunternehmer die DIN-Norm – auch wenn sie nicht konkret in Bezug genommen 
wurde – dennoch beachten, da er grundsätzlich den Bau nach allgemein anerkannten 
Regeln der Technik schuldet, die widerlegbar vermutet in DIN-Normen 
wiedergegeben werden (s.o. C.I.2.b)aa)). Um sich also keiner werkvertraglichen 
Haftung auszusetzen, kann die Beachtung technischer Normen dennoch geboten sein. 
Dass ein Bauunternehmer oder Architekt einer ASR ein ähnliches Gewicht beimessen 
wird, auch wenn sie entsprechend bekannt gemacht ist und deswegen die 
Vermutungswirkung nach § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbSchG entfaltet, ist aus mehreren 
Gründen unwahrscheinlich: Zunächst fehlt häufig die Sensibilität für das 
Vorhandensein baulicher Vorgaben aus dem Arbeitsstättenrecht. Außerdem ist die 
Geltungsanordnung der ASR auf die Vermutungswirkung beschränkt, sodass sie 
gerade nicht zwingend einzuhalten sind. Demgegenüber wird DIN-Normen gerade 
auch wegen ihrer Auswirkungen im Vertragsrecht faktisch ein zwingender Charakter 
beigemessen.  
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Unter Berücksichtigung dieser Konfliktlage bedürfte es grundsätzlich einer 
eindeutigen Kollisionsregel, die den hier beschriebenen Konflikt für die Anwender der 
technischen Sollenssätze und Normen rechtssicher auflöst. Eine solche Kollisionsregel 
gibt es aber nicht. Der Grundsatz, dass die jeweils weitergehende Regelung den 
Vorrang beansprucht, lässt sich hier mangels rechtlicher Verbindlichkeit nicht 
anwenden. Hinzu kommt, dass hier auch nicht ohne Weiteres erkennbar ist, welcher 
technische Sollenssatz oder welche technische Norm den weitergehenden Schutz 
gewährt. Zunächst könnte man hier meinen, dass größere Bewegungsflächen, wie sie 
die ASR vorsieht, grundsätzlich besser für Sicherheit und Gesundheit sind, sodass die 
ASR einen weitergehenden Schutz gewähren. Betrachtet man aber demgegenüber die 
besonderen Umstände in einem Labor, die z.B. den Umgang mit heißen Gefäßen o.ä. 
erfordern, können auch kleinere Bewegungsflächen einen weitergehenden Schutz 
gewährleisten, indem z.B. der Abstand von der Arbeits- zur Abstellfläche möglichst 
klein gehalten wird, damit heiße Gefäße auf kürzestem Wege transportiert werden 
müssen. Dieses Argument lässt sich aber genauso dahingehend umkehren, dass bei 
geringeren Gangbreiten eine höhere Gefährdung dadurch besteht, dass es z.B. leichter 
zu Gefährdungen entgegenkommender Personen kommen kann, wenn heiße Gefäße 
transportiert werden. Ein Argument gegen die Heranziehung der weitergehenden 
Anforderungen könnte hier zudem sein, dass die DIN-Normen als die spezielleren 
Regelungen einzustufen sind, da sie sich konkret auf Labore beziehen. Selbst wenn 
man also die Kollisionsregel des Vorrangs des jeweils weitergehenden technischen 
Sollenssatzes bzw. weitergehender Norm anwenden wollte, würde diese hier nicht 
weiterhelfen. 

Auch hier ist die Kollision somit mit erheblichen Unsicherheiten verknüpft, für die es 
keine eindeutige rechtliche Lösung gibt. Letztlich muss der Rechtsanwender hier 
eigenverantwortlich entscheiden, welchem technischen Sollenssatz oder welcher 
technischen Norm er den Vorrang einräumt. Diese Entscheidung ist stets mit 
rechtlichen Risiken wegen der Missachtung der jeweils anderen Vorgabe verbunden 
(dazu sogleich s.u. C.IV.2) 

Eine Erweiterung dieser Fallgruppe ergibt sich dann, wenn der Inhalt des nicht durch 
Verweisung in Bezug genommenen technischen Sollenssatzes oder der nicht durch 
Verweisung in Bezug genommenen technischen Norm wortgleich in eine andere 
Regelung, beispielsweise in eine Unfallverhütungsvorschrift, überführt wurde. 

RSD Anmerkung: Dies ist z.B. bei Kapitel 3.5.1 der DIN 58125:2002 der Fall, das 
sich wortgleich in § 9 der DGUV Vorschrift 81 wiederfindet. 
Beide Vorschriften sehen einen Auftritt von 28 cm Tiefe für 
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Treppenstufen in Schulen vor. Eine zusätzliche Besonderheit ist 
hier, dass die MVV TB die DIN 58125:2002 nicht direkt in 
Bezug nimmt. Die MVV TB verweist aber in Abschnitt A 2.2.2.5 
auf die Muster-Schulbau-Richtlinie (MSchulbauR), die 
wiederum in den Erläuterungen in ihrer Anlage 
DIN 58125:2002 erwähnt. Hier wird die DIN-Norm als Beispiel 
für eine allgemein anerkannte Regel der Technik für die 
Errichtung und den Betrieb von Schulen genannt. Die 
Erwähnung erfolgt demzufolge auch nicht zur Erläuterung einer 
konkreten Regelung der MSchulbauR. Eine solche Erwähnung 
stellt keinen direkten Verweis dar. Es besteht folglich keine 
lückenlose Verweiskette der MVV TB auf DIN 58125:2002, 
sodass die DIN-Norm nicht die Geltungskraft der MVV TB 
erhält und daher rechtlich nicht verbindlich ist. Die DIN-Norm 
könnte die gleiche Geltungskraft wie die MVV TB (also 
Außenwirkung) entfalten, wenn zwischen der MVV TB und 
DIN 58125:2002 eine lückenlose Verweiskette bestünde, d.h. 
wenn die MSchulbauR die Geltung der DIN-Norm konkret 
anordnen würde. Dieser Fall macht deutlich, dass für den 
Rechtsanwender zusätzlich die Schwierigkeit besteht, dass er 
ermitteln muss, wann auf einen technischen Sollenssatz oder 
eine technische Norm verwiesen wird, sodass sie die rechtliche 
Wirkung ihres Verweisungssubjekts teilt; dies ist nicht schon bei 
jeder Erwähnung des technischen Sollenssatzes oder der 
technischen Norm der Fall, sondern immer auch abhängig von 
der Art und Weise, wie der technische Sollenssatz oder die 
technische Norm in den Gesamtkontext der rechtlichen 
Regelung eingebettet ist. Die einschlägige ASR A1.8178 
deklarierte bisher – anders als DIN 58125:2002 und § 9 der 
DGUV Vorschrift 81 – Treppenstufen mit einem Auftritt von 29 
cm als „besonders sicher begehbar“, für Schulen war eine 
Auftrittstiefe zwischen 29 und 32 cm vorgegeben. Die ASR sah 
also mit einer Mindesttiefe von 29 cm tiefere Stufen vor als die 
nicht konkret in Bezug genommene DIN-Norm und die DGUV 
Vorschrift. In einem aktuellen Entwurf der DIN-Norm (DIN 

 

178 Bekannt gemacht in GMBl. 2022, S. 214; zuletzt geändert GMBl 2024, S. 412. 
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58125:2023) wird die geforderte Auftrittsbreite auf 29 cm 
angehoben. Die DGUV Vorschrift 81 scheint demgegenüber 
zunächst unverändert zu bleiben. Die ASR 1.8 ist mit Wirkung 
zum 17.06.2024 geändert worden und gibt für Treppen in 
Schulen nunmehr eine Auftrittstiefe von 28 bis 32 cm vor. Auch 
wenn dieser Konflikt also vorerst gelöst ist, soll er zur 
Veranschaulichung der nachfolgenden Ausführungen dienen. 

In diesem Fall kommt zu der Kollision zwischen (nicht in Bezug genommener) 
technischer Norm und ASR, eine Kollision zwischen DGUV Vorschrift und ASR 
hinzu. Für die Kollision zwischen der DIN-Norm und der ASR gilt im Wesentlichen 
das gerade Gesagte. 

Die Kollision von DGUV Vorschriften bzw. Unfallverhütungsvorschriften mit 
Bestimmungen der Arbeitsstättenverordnung bringt eine weitere Dimension der 
Kollisionsproblematik und damit eine weitere Unsicherheit auf. Der eingeschränkten 
Verbindlichkeit der ASR steht hier die eingeschränkte Verbindlichkeit der DGUV 
Vorschrift gegenüber. Die DGUV Vorschriften gelten als Satzungsrecht nur für die 
Mitglieder des jeweiligen Unfallversicherungsträgers und sind als Satzungsrecht 
grundsätzlich an sämtlichem höherrangigem Recht, d.h. auch an der 
Arbeitsstättenverordnung zu messen. Hier stellt sich somit bereits die Frage, ob die 
ASR wegen der Inbezugnahme durch die Arbeitsstättenverordnung den DGUV 
Vorschriften grundsätzlich vorgehen. Soweit die DGUV Vorschriften weitergehende 
Anforderungen enthalten, dürfte hier die Kollisionsregel nach § 3a Abs. 4 ArbStättV 
weiterhelfen. Auch die DGUV Vorschriften dürften „andere Rechtsvorschriften“ im 
Sinne der Norm sein, da § 2 Abs. 4 ArbSchG „sonstige Rechtsvorschriften“ als 
„Regelungen über Maßnahmen des Arbeitsschutzes in anderen Gesetzen, in 
Rechtsverordnungen und Unfallverhütungsvorschriften“ definiert. Demzufolge stellen 
auch die Unfallverhütungsvorschriften bzw. DGUV Vorschriften Rechtsvorschriften 
im Sinne des Arbeitsschutzgesetzes und damit auch der der Konkretisierung des 
Arbeitsschutzgesetzes dienenden Arbeitsstättenverordnung dar, sodass die 
Kollisionsregel des § 3a Abs. 4 ArbStättV grundsätzlich auf sie anwendbar ist. D.h. 
gegenüber weitergehenden DGUV Vorschriften tritt die Arbeitsstättenverordnung 
zurück. Dies dürfte erst recht gelten, wenn sich die konkreten Anforderungen erst aus 
einer ASR ergeben, die nach der Arbeitsstättenverordnung nur zu berücksichtigen ist. 
Der Fall, dass sich die weitergehenden Anforderungen in einer ASR finden, ist damit 
aber nicht gelöst. Den ASR kommt Verbindlichkeit eben nur im Rahmen der 
Vermutungswirkung nach § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV zu, weswegen sie nicht mit 
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einer unmittelbaren Normierung in der Arbeitsstättenverordnung gleichzusetzen sind. 
Demzufolge gibt es auch hier keine eindeutige Regelung für die Auflösung des 
Konflikts und der Rechtsanwender muss wiederum entscheiden, welchem technischen 
Sollenssatz er den Vorrang einräumt, sehend, dass er damit das Risiko der Missachtung 
des jeweils anderen technischen Sollenssatzes eingeht.  

3. Konflikt von technischen Sollenssätzen oder Normen mit einer 

Unfallverhütungsvorschrift  

Schließlich ist noch die Fallgruppe zu beleuchten, bei der ein technischer Sollenssatz 
oder eine technische Norm mit einer Unfallverhütungsvorschrift des jeweiligen 
Unfallversicherungsträgers in Konflikt tritt. Auch hier sind wiederum zwei 
Unterfallgruppen zu unterscheiden: Die Kollision einer Unfallverhütungsvorschrift 
mit einem nicht bekannt gemachten bzw. in Bezug genommenen technischen 
Sollenssatz oder mit einer nicht bekannt gemachten bzw. in Bezug genommenen 
technischen Norm und die Kollision mit einem in Bezug genommenen bzw. bekannt 
gemachten technischen Sollenssatz oder in Bezug genommenen bzw. bekannt 
gemachten technischen Norm. 

Im Falle von nicht bekannt gemachten bzw. in Bezug genommenen technischen 
Sollenssätzen oder Normen ist deren Befolgung zunächst freiwillig (dazu s.o. C.I.2), 
was für einen Vorrang der Unfallverhütungsvorschrift spricht, da die 
Unfallverhütungsvorschriften aus sich heraus für die Mitglieder des jeweiligen 
Unfallversicherungsträgers unmittelbar verbindlich sind. Gleichwohl können die 
Unternehmer trotz dieses zunächst eindeutigen Unterschieds in der Verbindlichkeit 
auch die nicht in Bezug genommenen technischen Sollenssätze oder Normen nicht 
gänzlich außer Acht lassen. Auch einem nicht in Bezug genommenen technischen 
Sollenssatz oder einer nicht in Bezug genommenen technischen Norm kommt 
rechtliche Relevanz beispielsweise dadurch zu, dass sie herangezogen werden kann, 
um unbestimmte Rechtsbegriffe auszulegen. Auch hier haben technische Sollenssätze 
oder Normen insofern große praktische Relevanz für den Anwender, sodass eine 
Kollisionslösung, die die Pflichten als Mitglied des jeweiligen 
Unfallversicherungsträgers zwar beachtet, aber gleichzeitig einen technischen 
Sollenssatz oder eine technische Norm gänzlich unberücksichtigt lässt, das Risiko 
impliziert, z.B. die allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht einzuhalten oder 
Sorgfaltspflichten zu verletzen. Dies kann u.a. zivilrechtliche Gewährleistungs- oder 
Schadensersatzansprüche nach sich ziehen.  
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RSD Anmerkung: Die grundsätzliche Problematik der Kollision nicht in Bezug 
genommener technischer Sollenssätze und Normen mit 
Unfallverhütungsvorschriften illustriert das Verhältnis der 
technischen Norm DIN EN 13031-1:2019 und des § 4 der 
Unfallverhütungsvorschrift VSG 2.6 der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau (SVLFG): Aufgrund der 
hohen Unfallgefahr bei der Reinigung und Reparatur von 
Dachflächen an Gewächshäusern sieht § 4 UVV VSG 2.6 vor, 
dass zum Besteigen der Gewächshausdächer geeignete 
Aufstiege und Arbeits-, Lauf- oder Dachleitern vorhanden sein 
müssen. Die DIN-Norm stellt Anforderungen an die Bemessung 
und Konstruktion von Produktionsgewächshäusern, sieht aber in 
ihren normativen Teilen originär weder zum Besteigen der 
Gewächshausdächer geeignete Aufstiege noch Arbeits-, Lauf- 
oder Dachleitern vor. Es liegt keine direkte Kollision von UVV 
und DIN-Norm vor; vielmehr stellt die UVV zusätzliche 
Anforderungen an Gewächshäuser, die durch den 
ursprünglichen Text der DIN-Norm nicht abgedeckt werden.  
Wegen der großen praktischen Relevanz der DIN-Normen 
impliziert dies das Risiko, dass bei der Errichtung der 
Gewächshäuser primär die DIN-Norm berücksichtigt wird, z.B. 
weil die UVV gar nicht gesehen wird. 
Eine gewisse Lösung des Problems enthält der nationale 
Anhang NA.15 zur DIN-Norm. Dieser legt in seinem Abs. 1 fest, 
dass der informative Anhang G der DIN-Norm, der 
Anweisungen für Wartung und Reparatur enthält, in 
Deutschland normativ gilt. Zusätzlich wird in Abs. 2 des 
Anhangs bestimmt, dass die UVV VSG 2.6 in Deutschland zu 
beachten ist. Damit sind die Anforderungen der UVV VSG 2.6 in 
die DIN-Norm inkorporiert. 
Zu beachten ist jedoch, dass die DIN EN 13031-1:2019 nur für 
Produktionsgewächshäuser gilt. Ob die konstruktiven 
Anforderungen des § 4 UVV VSG 2.6 auch Eingang in den 
Norm-Entwurf für Verkaufsgewächshäuser (Entwurf DIN EN 
13031-2:2023-11) finden, ist jedoch noch offen. Werden die 
Anforderungen der UVV VSG 2.6 nicht übernommen, würde 
sich dann das Problem stellen, dass die UVV über die 
Anforderungen der DIN-Norm hinausgeht. Wird in diesem Fall 
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streng nach DIN-Norm gebaut, droht also eine Missachtung der 
Anforderungen aus der UVV. 

Wenn eine Unfallverhütungsvorschrift mit einem durch Verweisung in Bezug 
genommenen technischen Sollenssatz oder einer durch Verweisung in Bezug 
genommenen technischen Norm in Konflikt tritt, beanspruchen zunächst beide 
Regelungen rechtliche Verbindlichkeit. § 3a Abs. 4 ArbStättV kann in diesem 
Kollisionsfall nur herangezogen werden, wenn es sich bei dem technischen Sollenssatz 
um eine ASR handelt und die Unfallverhütungsvorschrift den weitergehenden Schutz 
bietet. Stellt die ASR weitergehende Anforderungen, greift die Kollisionsregel nicht 
(dazu schon s.o. C.III.2). Auch im Falle einer Kollision mit einer in Bezug 
genommenen DIN-Norm als technische Norm kann § 3a Abs. 4 ArbStättV nicht 
weiterhelfen, weil weder die Unfallverhütungsvorschrift noch die technische Norm als 
Verweisungsobjekt „Anforderungen dieser Verordnung [der 
Arbeitsstättenverordnung]“ sind.  

IV. Folgen von Kollisionen  

Als Bauherr und Arbeitgeber hat der Rechtsanwender sowohl arbeitsstättenrechtliche 
als auch bauordnungsrechtliche Anforderungen gleichermaßen zu erfüllen. Im 
Spannungsfeld zwischen zwei kollidierenden Anforderungen stellt sich die Frage, mit 
welchen Maßnahmen die Pflichten erfüllt werden können. Eine Auflösung des 
Konflikts kann die Kollisionsregel des § 3a Abs. 4 ArbStättV bieten. Diese ist 
allerdings nicht bei allen Konflikten zwischen den verschiedenen Regelungsbereichen 
zielführend, wie die vorherigen Ausführungen gezeigt haben. Es kann somit durchaus 
Fälle geben, in denen der Rechtsanwender selbst zwei konfligierende Anforderungen 
in seine Planung und Ausführung des Baus der Arbeitsstätte mit einbeziehen muss. In 
dieser Situation ist er nicht nur in der Phase vor Errichtung der Arbeitsstätte (dazu 1.), 
sondern auch noch nach ihrer Fertigstellung (dazu 2.) diversen rechtlichen Risiken 
ausgesetzt.  

1. Vor Errichtung  

Es stellt sich die Frage, wie der Rechtsanwender, der sich sowohl 
arbeitsschutzrechtlichen als auch bauordnungsrechtlichen Anforderungen ausgesetzt 
sieht, schon vor Errichtung der Arbeitsstätte im Falle des Konflikts verschiedener 
Vorschriften verfahren kann, um das Risiko der Errichtung einer nicht den 
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Anforderungen entsprechenden Arbeitsstätte zu minimieren. In gewissem Umfang 
besteht die Möglichkeit, Beratungsangebote der Behörden wahrzunehmen (hierzu a)). 
Zudem bieten sowohl die Arbeitsstättenverordnung als auch die Musterbauordnung 
Optionen, von den technischen Sollenssätzen und Normen abzuweichen und andere 
Maßnahmen zu wählen (hierzu b)). 

a) Möglichkeiten der behördlichen Befassung  

Wird eine Kollision technischer Sollenssätze und Normen im Sinne der oben 
dargestellten Beispiele vor Errichtung der Arbeitsstätte erkannt, für die es keine 
rechtlich eindeutige Lösung aus der Regelungssystematik von Arbeitsstättenrecht und 
Bauordnungsrecht selbst gibt, bietet es sich an, die zuständigen Behörden zur 
Minimierung des rechtlichen Risikos einzubinden und eine Lösung zu suchen.  

Hinsichtlich der arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen sehen § 21 Abs. 1 Satz 2 
2. Alt. ArbSchG und § 17 Abs. 1 2. Alt SGB VII eine Beratung durch die 
Arbeitsschutzbehörden bzw. Aufsichtspersonen der Unfallversicherungsträger vor. 
Eine solche Beratung wird aber in der Regel keine verbindlichen Auskünfte der 
Behörde bezüglich der Zulässigkeit eines konkreten Vorhabens hervorbringen (dazu 
s.o. C.II.3.b)). 

Vereinzelt enthalten auch die Landesbauordnungen eine ausdrückliche Regelung zur 
Beratung durch die Bauaufsichtsbehörden, so etwa in Niedersachsen gemäß § 58 
Abs. 1 Satz 2 NBauO. Die dort normierte Beratungspflicht gilt umfassend im Rahmen 
der allgemeinen behördlichen Überwachungsaufgabe, d.h. auch bei 
genehmigungsfreien Vorhaben. Die zuständigen Behörden haben z. B. die Bauherren 
und andere, die die Beratung in Anspruch nehmen, auf Hindernisse und rechtliche 
Möglichkeiten zur Verwirklichung ihres Bauvorhabens hinzuweisen.179 Es sprechen 
gute Gründe dafür, eine solche Beratungspflicht unabhängig von einer ausdrücklichen 
Normierung gestützt auf die allgemeine Überwachungsaufgabe der Behörden 
anzunehmen.180 Eine allgemeine Beratungspflicht lässt sich auch aus § 25 VwVfG 
ableiten. Voraussetzung ist jedoch der Bezug zu einem Verwaltungsverfahren, das 
zwar noch nicht anhängig sein, aber jedenfalls hinreichend konkretisiert in Aussicht 
stehen muss.181 All diesen Beratungsmöglichkeiten ist aber gemein, dass an ihrem 

 

179 Mann, in: Große-Suchsdorf, Niedersächsische Bauordnung, 10. Aufl. 2020, § 58 Rn. 8, 10. 
180 Hierzu Shirvani, in: Busse/Kraus, Bayerische Bauordnung, 152. EL Oktober 2023, Art. 65 Rn. 105. 
181 Schwarz, in: Fehling/Kastner/Störmer, Verwaltungsrecht, 5. Aufl. 2021, § 25 VwVfG Rn. 5. 
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Ende in der Regel keine rechtsverbindliche Zusage einer Behörde steht,182 dass der 
Bauherr bzw. Arbeitgeber durch die gewählte Vorgehensweise seinen rechtlichen 
Pflichten ausreichend gerecht wird. D.h. durch die Beratung lassen sich die oben 
dargestellten Risiken idealerweise minimieren aber nicht ausschließen. Dies spiegelt 
sich auch darin wider, dass die Behörden eine solche Auskunft in der Regel mit dem 
Hinweis versehen, sie sei nicht rechtsverbindlich. 

Da die Arbeitsschutzbehörden in der Regel nicht verpflichtend in das 
Baugenehmigungsverfahren einbezogen werden, ist die Inanspruchnahme der 
Beratung der einzige Weg, mögliche Verstöße gegen arbeitsschutzrechtliche 
Vorschriften bzw. Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen aus dem Bereich 
des Arbeitsschutz- und des Bauordnungsrechts zu erkennen, soweit der Bauherr diese 
noch nicht selbst gesehen hat. Wie oben gezeigt, lässt sich in vielen Fällen keine 
eindeutige rechtliche Lösung für eine Kollision finden, sodass eine behördliche 
Beratung der einzige Weg ist, Anhaltspunkte für den Umgang mit der Kollision zu 
erhalten. Hierbei ist aber stets zu berücksichtigen, dass am Ende einer Beratung durch 
die Arbeitsschutzbehörde vor Errichtung eben keine behördliche Entscheidung mit 
formeller Legalisierungswirkung steht, d.h. der Arbeitgeber erhält keine behördliche 
Entscheidung, die ihm attestiert, dass er sein Vorhaben wie geplant umsetzen kann, 
ohne gegen arbeitsschutzrechtliche Pflichten zu verstoßen. Dies ist insbesondere aus 
der Perspektive des Arbeitgebers und Bauherrn eine große Schwachstelle, da dies stets 
das Risiko beinhaltet, dass nach Errichtung ein behördliches Einschreiten aufgrund 
arbeitsschutzrechtlicher Verstöße erfolgt.  

Außerdem liegt es in der Natur der Sache, dass bei Zuständigkeit unterschiedlicher 
Behörden grundsätzlich keine ganzheitliche Beratung, die sowohl das Arbeitsschutz- 
als auch das Bauordnungsrecht in den Blick nimmt, zu erhalten sein wird. 
Schlimmstenfalls mündet dies in gegensätzlichen Auskünften der Behörden, welche 
Vorgaben zu befolgen sind. Auch die vorherige behördliche Einbindung kann die 
entstandenen Rechtsrisiken daher voraussichtlich nicht gänzlich ausräumen.  

 

182 Eine Rechtsberatung wird durch die Behörde gerade nicht vorgenommen, vgl. VG Magdeburg, Urteil vom 
08.05.2013 – 9 A 55/13 – juris Rn. 21; Kallerhoff/Fellenberg, in: Stelkens/Bonk/Sachs, 
Verwaltungsverfahrensgesetz, 10. Aufl. 2023, § 25 Rn. 6; Schneider, in: Schoch/Schneider, Verwaltungsrecht, 
Band VwVfG, 3. EL August 2022, § 25 VwVfG Rn. 33; Herrmann, in: Bader/Ronellenfitsch, BeckOK 
VwVfG, 61. Ed. Stand: 01.10.2023, § 25 Rn. 9. 
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b) Abweichungen und Ausnahmen  

Sowohl § 85a Abs. 1 Satz 3 MBO als auch § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV bieten die 
Möglichkeit, von den Technischen Baubestimmungen abzuweichen bzw. die ASR 
nicht einzuhalten. Entscheidet sich der Bauherr oder Arbeitgeber für eine 
Abweichung, muss er die von der Arbeitsstättenverordnung bzw. Bauordnung 
gestellten Anforderungen mit einer alternativen Lösung in gleichem Maße erfüllen. 
Einem Konflikt zwischen ASR und Technischen Baubestimmungen könnte somit 
dadurch entgangen werden, von den ASR oder den Technischen Baubestimmungen 
abzuweichen und eine alternative Maßnahme zu wählen.  

An dieser Stelle ist wiederum der unterschiedliche Geltungsmaßstab der Technischen 
Baubestimmungen und der ASR zu beachten (s.o. C.II.4.b)). Für die Abweichung von 
Technischen Baubestimmungen ist regelmäßig eine positive behördliche 
Entscheidung erforderlich. Demgegenüber bedarf es einer solchen Entscheidung für 
die Abweichung von ASR nicht. Die Abweichung von Technischen 
Baubestimmungen ist zunächst nur möglich, wenn eine Abweichung in der 
betroffenen Vorschrift nicht ausdrücklich ausgeschlossen ist. Es können zudem 
vorherige behördliche Genehmigungen gem. §§ 16a Abs. 2, 17 Abs. 1 und 67 Abs. 1 
MBO erforderlich werden, was zu Verzögerungen führen kann. Dies gilt insbesondere 
für Anwendbarkeits- und Verwendbarkeitsnachweise für Bauarten und Bauprodukte, 
deren Erteilung aufgrund unterschiedlicher behördlicher Zuständigkeiten nicht im 
Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erfolgen kann. Für die am Bau Beteiligten 
bedeutet die Abweichung von den Technischen Baubestimmungen auch deshalb 
Mehraufwand, da der Behörde im Streitfall eine umfassende Dokumentation und 
technische Begründung der alternativen Maßnahme vorzulegen ist. Teils können auch 
unabhängige Sachverständigengutachten erforderlich sein.183 Sieht die 
Bauaufsichtsbehörde die gewählte Maßnahme nicht als gleichwertig an, kann sie die 
Erteilung der Baugenehmigung im Zweifel ablehnen. Im Falle eines Rechtsstreits 
dürfte sich das Bauvorhaben um mehrere Jahre verzögern, auch weil der Streit um 
technische Detailfragen nur über weitere Nachweise bzw. Sachverständigengutachten 
zu lösen sein dürfte. Dabei sind Rechtsstreitigkeiten nicht nur mit der 
Bauaufsichtsbehörde, sondern auch mit anderen am Bau Beteiligten oder 
Vertragspartnern zu befürchten. 

 

183 Kaiser, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, 
§ 88 Rn. 26. 
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Im Arbeitsstättenrecht sind demgegenüber vorgeschaltete behördliche Entscheidungen 
nicht erforderlich. Anders als bei den Technischen Baubestimmungen, bei denen eine 
Abweichung unter Umständen ausdrücklich ausgeschlossen sein kann, besteht für den 
Arbeitgeber immer die Möglichkeit, seine arbeitsschutzrechtlichen Pflichten auch 
ohne Einhaltung der ASR zu erfüllen. Die wesentliche Folge einer alternativen 
Maßnahme im Arbeitsstättenrecht im Sinne des § 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV, bei der 
die ASR nicht eingehalten werden, ist der Ausschluss der Vermutungswirkung nach 
§ 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV.  

Es bedarf insbesondere keiner Ausnahmegenehmigung gemäß § 3a Abs. 3 ArbStättV, 
da sich diese Ausnahmeregelung ausschließlich auf Abweichungen von Vorschriften 
der Arbeitsstättenverordnung selbst oder ihres Anhangs bezieht.184 Von diesen 
Vorschriften kann die zuständige Behörde auf schriftlichen Antrag des Arbeitgebers 
Ausnahmen zulassen, wenn der Arbeitgeber andere, ebenso wirksame Maßnahmen 
trifft oder die Durchführung der Vorschrift im Einzelfall zu einer unverhältnismäßigen 
Härte führen würde und die Abweichung mit dem Schutz der Beschäftigten vereinbar 
ist. Da die Arbeitsstättenverordnung und ihr Anhang überwiegend auf konkrete 
Vorgaben verzichten und zumeist abstrakte Schutzziele formulieren, ist der 
Anwendungsbereich der Ausnahmeregelung des § 3a Abs. 3 ArbStättV klein. Dieser 
ist nur eröffnet, wenn die betroffene Vorschrift konkrete Vorgaben enthält. Auch wenn 
für ein angegebenes abstraktes Schutzziel konkretisierende ASR existieren, findet § 3a 
Abs. 3 ArbStättV keine Anwendung.185 

Auch wenn die Arbeitsstättenverordnung eine auf den ersten Blick unkomplizierte 
Möglichkeit der Abweichung bietet, setzt sich der Arbeitgeber auch bei der 
Nichtbefolgung der ASR dem Risiko aus, dass die Behörde die 
Gefährdungsbeurteilung anders einschätzt und die vom Arbeitgeber gewählte 
Maßnahme als nicht gleichwertig einstuft.  

Möchte der Unternehmer von Unfallverhütungsvorschriften abweichen, ist 
diesbezüglich eine Ausnahmegenehmigung der Unfallversicherungsträger in § 14 der 
Muster-DGUV Vorschrift 1 vorgesehen, der inhaltlich dem § 3a Abs. 3 ArbStättV 
entspricht. Folglich dürfte eine Ausnahmegenehmigung nur dann erforderlich sein, 

 

184 Wiebauer, in Kollmann/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 3a Rn. 56. 
185 Wiebauer, in: Kollmann/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 3a Rn. 58; 
Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 132; N. Kollmer/Wiebauer, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 
4. Aufl. 2021, § 3a ArbStättV Rn. 16. 
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wenn die Unfallverhütungsvorschrift konkrete Anforderungen an die Errichtung der 
Arbeitsstätte stellt und sich nicht nur auf vage Schutzzielbestimmungen beschränkt.186 
Sofern die Regelung in der Unfallverhütungsvorschrift, von der abgewichen werden 
soll, zugleich Gegenstand staatlicher Arbeitsschutzvorschriften ist, muss der 
Unfallversicherungsträger eine Stellungnahme der zuständigen staatlichen 
Arbeitsschutzbehörde einholen und bei seiner Entscheidung berücksichtigen, § 14 
Abs. 3 der Muster-DGUV Vorschrift 1. Dadurch sollen die Vorschriften des 
staatlichen Arbeitsschutzrechts berücksichtigt werden.187 

Die gesetzlich vorgesehenen Abweichungsmöglichkeiten sind demzufolge allesamt 
für den Bauherrn und Arbeitgeber mit nicht unerheblichen Risiken verbunden. Neben 
den mit der Entscheidung für eine Abweichung selbst verbundenen Risiken und 
Unsicherheiten kommt hinzu, dass der Bauherr und Arbeitgeber keine klaren 
Vorgaben dazu hat, ob, wann und in welchem Umfang eine Abweichung bei 
kollidierenden technischen Sollenssätzen und Normen erforderlich wird. Zunächst 
liegt es nahe, in einem Kollisionsfall von der ASR abzuweichen, da die 
arbeitsstättenrechtliche Abweichungsmöglichkeit keine behördliche Entscheidung 
vorsieht. Dies beinhaltet aber stets das Risiko, dass die Behörde die ergriffene 
alternative Maßnahme als nicht ausreichend ansieht und dann entsprechend – im 
Zweifel erst nach Errichtung des Gebäudes – einschreitet. Dieses Risiko kann, wie 
bereits dargelegt, auch durch eine vorherige Befassung der Arbeitsschutzbehörden 
nicht gänzlich eliminiert werden. Eng mit dieser Problematik verbunden ist die Frage, 
inwiefern alternative Maßnahmen gleichen Schutzniveaus überhaupt in Betracht 
kommen, insbesondere dann, wenn die ASR weitergehende Vorgaben machen als die 
durch die Technischen Baubestimmungen in Bezug genommene DIN-Norm. Konkret 
wäre z.B. zu beantworten, wie ein gleiches Schutzniveau gewährleistet werden kann, 
wenn die von den ASR geforderte Geländerhöhe unterschritten wird.  

Denkt man andersherum über eine bauordnungsrechtliche Abweichung zugunsten der 
Einhaltung der Vorgaben der ASR nach, stellt sich schon zu Beginn die Frage, ob eine 
solche Abweichung überhaupt erforderlich ist, wenn die ASR doch einen geringeren 
Verbindlichkeitsanspruch haben als die Technischen Baubestimmungen, da die ASR 
„zu berücksichtigen“ sind, während die Technischen Baubestimmungen „zu beachten“ 
sind (s.o. C.II.4.b)). Dies wäre gegenüber der entscheidenden Behörde darzulegen. 

 

186 Vgl. für § 3a Abs. 3 ArbStättV Wiebauer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 
4. Aufl. 2019, § 3a Rn. 58. 
187 Wiebauer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Auflage 2019, § 3a Rn. 57. 
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Hieran knüpft dann wiederum die Frage an, inwieweit die zuständige Baubehörde 
Arbeitsschutzrecht überhaupt prüft und prüfen darf, gerade dann, wenn wie z.B. in 
NRW (§§ 64 Abs. 1 Satz 2, 65 Satz 2 BauO NRW) die Prüfung der Anforderungen 
des baulichen Arbeitsschutzes zumindest für das Baugenehmigungsverfahren explizit 
von der Prüfung ausgenommen sind. 

Eine rechtlich eindeutige Kollisionslösung ermöglichen demzufolge auch die 
Abweichungsmöglichkeiten des Bauordnungs- und Arbeitsstättenrechts nicht. Hinzu 
kommt, dass diese Abweichungsmöglichkeiten zunächst nur dann für die Ebene der 
technischen Sollenssätze und Normen herangezogen werden können, wenn die ASR, 
von der abgewichen werden soll, durch das BMAS bekannt gemacht worden ist bzw. 
die DIN-Norm durch eine Technische Baubestimmung in Bezug genommen ist. Ist der 
andere technische Sollenssatz oder die technische Norm, zu deren Gunsten 
abgewichen werden soll, wiederum nicht bekannt gemacht oder in Bezug genommen, 
kommt zusätzlich die Frage auf, inwieweit ein solcher rechtlich nicht (unmittelbar) 
verbindlicher technische Sollenssatz oder eine rechtlich nicht (unmittelbar) 
verbindliche technische Norm eine Abweichung überhaupt erforderlich macht und 
rechtfertigen kann.  

Noch schwieriger wird die Anwendung der Abweichungsmöglichkeiten dann, wenn 
die technischen Sollenssätze und Normen nicht konkret in Bezug genommen oder 
bekannt gemacht sind, sondern zur Auslegung eines unbestimmten Rechtsbegriffs wie 
den „allgemein anerkannten Regeln der Technik“ oder den „erforderlichen 
Maßnahmen“ herangezogen werden. Aus rechtlicher Perspektive kommt es hier zu 
keiner direkten Kollision technischer Sollenssätzen und Normen, da sie ja lediglich als 
Auslegungshilfe herangezogen werden, d.h. im Rahmen der Auslegung ist festzulegen, 
was z.B. die allgemein anerkannten Regeln der Technik sind. Dies wirft in der Folge 
aus rechtlicher Perspektive die Frage auf, ob überhaupt eine Abweichung erforderlich 
ist bzw. wie eine solche begründet werden kann. 

Diesen begrenzten Lösungsmöglichkeiten steht der hohe praktische Geltungsanspruch 
gegenüber, den insbesondere DIN-Normen innehaben, sodass sie in der praktischen 
Handhabung wie unmittelbar rechtsverbindliche Normen angewendet werden. Hieraus 
resultiert ein praktisches Bedürfnis nach klaren Kollisionsregeln, dem die 
vorhandenen Abweichungsmöglichkeiten aber nicht gerecht werden können. 
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2. Nach Errichtung  

Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen aus dem Bereich des 
Arbeitsstättenrechts und des Bauordnungsrechts können sich für den Rechtsanwender 
auch nach Errichtung der baulichen Anlage auswirken. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn eine Kollision gar nicht erst erkannt wurde und bestimmte Anforderungen beim 
Bau nicht berücksichtigt wurden. Zu bedenken ist aber auch die Konstellation, dass 
sich technische Sollenssätze und Normen nachträglich ändern. Das Auftreten oder 
Erkennen einer Kollision nach der Errichtung ist insoweit besonders problemträchtig, 
als die Reaktionsmöglichkeiten des Bauherrn und des Arbeitgebers beschränkt sind, 
da die Anpassung eines bestehenden Gebäudes schwierig bis unmöglich sein kann. 
Der Verstoß gegen arbeitsstättenrechtliche oder bauordnungsrechtliche Vorschriften 
kann Straf- und Ordnungswidrigkeiten begründen (a)), in zivilrechtliche 
Vertragsverhältnisse hineinwirken (b)) und zu behördlichen Anordnungen bis hin zu 
einer Nutzungsuntersagung für das betreffende Gebäude oder einer Verpflichtung zur 
Nachrüstung der Arbeitsstätte im Verwaltungsverfahren führen (c)).  

a) Straf- und ordnungswidrigkeitenrechtliche Risiken 

Die Missachtung von Anforderungen aus der Arbeitsstättenverordnung bzw. den 
Landesbauordnungen und ihren Technischen Baubestimmungen birgt das Risiko straf- 
und ordnungswidrigkeitenrechtlicher Konsequenzen. Im Folgenden sollen kursorisch 
der Straftatbestand der Baugefährdung nach § 319 StGB (dazu aa)), die fahrlässigen 
Erfolgsdelikte gegen Leben und Gesundheit gem. §§ 222 und 229 StGB (dazu bb)) 
und der Sonderstrafbarkeit nach dem Arbeitsschutzgesetz (dazu cc)) in den Blick 
genommen werden. Ebenfalls behandelt werden überblicksartig die diversen 
Ordnungswidrigkeitstatbestände (unter dd)). 

aa) Baugefährdung, § 319 StGB 

Der Straftatbestand der Baugefährdung nach § 319 StGB nimmt Verstöße gegen die 
allgemein anerkannten Regeln der Technik in den Blick. Hier können Anforderungen 
nach den Landesbauordnungen und ihren Technischen Baubestimmungen relevant 
werden, soweit sie allgemein anerkannte Regeln der Technik wiedergeben. Treten also 
technische Sollenssätze, z.B. aus einer DIN-Norm und einer ASR, miteinander in 
einen nicht auflösbaren Konflikt und muss sich der Rechtsanwender für die Befolgung 
einer Regel entscheiden, bedeutet dies gleichzeitig die Missachtung des jeweils 
anderen technischen Sollenssatzes oder der anderen technischen Norm. Hier kann 
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grundsätzlich das Risiko einer Strafbarkeit nach § 319 StGB bestehen. § 319 Abs. 1 
StGB regelt: 

„Wer bei der Planung, Leitung oder Ausführung eines 
Baus oder des Abbruchs eines Bauwerks gegen die 
allgemeinen anerkannten Regeln der Technik verstößt 
und dadurch Leib oder Leben eines anderen Menschen 
gefährdet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.“ 

Nach § 319 Abs. 2 StGB wird ebenso bestraft,  

„wer in Ausübung eines Berufs oder Gewerbes bei der 
Planung, Leitung oder Ausführung eines Vorhabens, 
technische Einrichtungen in ein Bauwerk einzubauen 
oder eingebaute Einrichtungen dieser Art zu ändern, 
gegen die allgemein anerkannten Regeln der Technik 
verstößt und dadurch Leib oder Leben eines anderen 
Menschen gefährdet.“  

Täter der Baugefährdung nach § 319 StGB kann nur derjenige sein, der unmittelbar 
bei der Planung, Leitung oder Ausführung des Baues beteiligt ist – also beispielsweise 
der Architekt, Statiker, Bauleiter oder Bauunternehmer.188 

Für eine Strafbarkeit nach § 319 StGB ist zusätzlich ausreichend, dass Leib oder Leben 
eines anderen Menschen konkret gefährdet werden; zu einer Verletzung der 
Rechtsgüter muss es nicht kommen.189 

Bestraft wird sowohl die vorsätzliche (§ 319 Abs. 1, 2 und 3 StGB) als auch die 
fahrlässige (§ 319 Abs. 4 StGB) Missachtung der allgemein anerkannten Regeln der 
Technik. Eine weitere Unterscheidung wird danach gemacht, ob die konkrete 
Gefährdung von Leib und Leben eines anderen Menschen vorsätzlich oder fahrlässig 
verursacht wurde (§ 319 Abs. 3 und 4 StGB). 

Technische Sollenssätze und Normen werden aufgrund des Tatbestandsmerkmals 
„Verstoß gegen die allgemein anerkannten Regeln der Technik“ relevant. Wie bereits 

 

188 Heger, in: Lackner/Kühl/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 319 Rn. 5; Stoll, in: v. Heintschel-Heinegg, 
BeckOK StGB, 60. Ed. Stand 01.02.2024, § 319 Rn. 6 ff. 
189 Stoll, in: v. Heintschel-Heinegg, BeckOK StGB, 60. Ed. Stand: 01.02.2024, § 319 Rn. 2, 15 f. 
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oben (s. C.I.2.b)aa)) dargelegt, tragen einige technische Normen die Vermutung in 
sich, allgemein anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben. Ein Verstoß z.B. 
gegen eine DIN- Norm ist daher zumindest ein Indiz dafür, dass allgemein anerkannte 
Regeln der Technik verletzt wurden.190 Darüber hinaus ist auch anerkannt, dass 
Unfallverhütungsvorschriften regelmäßig allgemein anerkannte Regeln der Technik 
i.S.v. § 319 Abs. 1 und 2 StGB enthalten.191 

Nicht entscheidend für eine Strafbarkeit nach § 319 StGB ist, dass 
(bau)ordnungsrechtliche Vorgaben (z.B. Technische Baubestimmungen) verletzt 
werden. Sie enthalten zwar regelmäßig allgemein anerkannte Regeln der Technik, dies 
ist aber nicht zwingend. Maßgeblich ist nur, ob die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik verletzt wurden, unabhängig davon, ob sie ordnungsrechtlich niedergelegt 
sind oder nicht.192 Dies kann dann zum Problem werden, wenn die ordnungsrechtlich 
niedergelegten Vorgaben von allgemein anerkannten Regeln der Technik abweichen 
oder aber diese Vorgaben in ihrem Schutzniveau hinter dem der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik zurückbleiben. Ist nämlich die Einhaltung der ordnungsrechtlich 
niedergelegten Vorgaben – wie z.B. bei den Technischen Baubestimmungen – 
verbindlich, sodass sie zu befolgen sind, dürfte der Täter bei ihrer Befolgung von 
einem erlaubten Risiko Gebrauch machen, das ihm strafrechtlich dann nicht mehr 
vorwerfbar ist.193 Allerdings dürfte im Rahmen der Vorwerfbarkeit genauso 
einzubeziehen sein, wenn es andere, abweichende allgemein anerkannte Regeln der 
Technik, z.B. in den UVV gibt, die ggf. ein anderes oder gar höheres Schutzniveau 
fordern. Gerade aus strafrechtlicher Perspektive dürfte sich die Frage stellen, ob der 
Rechtsanwender diese „sehenden Auges“ unbeachtet lassen kann. Folglich stellen sich 
die oben im Rahmen der Fallgruppen aufgeworfenen Fragen (s.o. C.III) auch hier. Dies 
birgt jedenfalls ein gewisses Risiko einer strafrechtlichen Verfolgung, unabhängig 
davon, für die Befolgung welches technischen Sollenssatzes bzw. welcher technischen 
Norm der Rechtsanwender sich letztlich entscheidet.  

 

190 Wieck-Noodt, in: Erb/Schäfer, MüKo StGB, Band 6, 4. Aufl. 2022, § 319 Rn. 23. 
191 Heger, in: Lackner/Kühl/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 319 Rn. 3; Wieck-Noodt, in: Erb/Schäfer, MüKo 
StGB, Band 6, 4. Aufl. 2022, § 319, Rn. 23; Stoll, in: v. Heintschel-Heinegg, BeckOK StGB, 60. Ed. Stand 
01.02.2024, § 319 Rn. 13. 
192 Heger, in: Lackner/Kühl/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 319 Rn. 3; Wieck-Noodt, in: Erb/Schäfer, MüKo 
StGB, Band 6, 4. Aufl. 2022, § 319 Rn. 23. 
193 Sternberg-Lieben/Schuster, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, 30. Aufl. 2019, StGB § 15 Rn. 145. 
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bb) Fahrlässige Erfolgsdelikte gegen Leben und Gesundheit 

Bei den Delikten der fahrlässigen Tötung gem. § 222 StGB und der fahrlässigen 
Körperverletzung gem. § 229 StGB genügt eine bloße Gefährdung nicht, um nach 
diesen Vorschriften strafbar zu sein. Vielmehr muss tatsächlich ein Schaden an dem 
geschützten Rechtsgut – also der Tod bzw. eine Körperverletzung – beim Opfer 
eingetreten sein.194  

Die Verbindung zwischen Fahrlässigkeitsdelikten und technischen Sollenssätzen und 
Normen besteht darin, dass diese zur Bestimmung des Sorgfaltspflichtmaßstabs 
herangezogen werden können.  

Die Außerachtlassung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt ist zentrales Element des 
Fahrlässigkeitsvorwurfs.195 Der einzuhaltende Sorgfaltspflichtmaßstab kann sich 
dabei auch aus speziellen gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen und aus 
Standards und Gepflogenheiten bestimmter Verkehrskreise ergeben. Technischen 
Sollenssätzen und Normen kommt dabei regelmäßig zumindest eine Indizwirkung 
zu.196 Treten diese miteinander in Konflikt, kann es für den Rechtsanwender schwierig 
sein, den für ihn geltenden Sorgfaltsmaßstab herauszufinden. Verschärft wird dieses 
Problem dadurch, dass die technischen Sollenssätze zur Bestimmung des 
Sorgfaltspflichtmaßstabs – im Gegensatz zu einer Strafbarkeit nach § 319 StGB – nicht 
allgemein anerkannt sein müssen.197 Dies erweitert nämlich den Kreis der Regeln, auf 
die der Rechtsanwender zu achten hat. Vor diesem Hintergrund können an den 
jeweiligen Rechtsanwender auch strengere Anforderungen als nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik gestellt werden, wenn diesem z.B. eine atypische 
Gefährdungslage bekannt ist oder er über die allgemein anerkannten Regeln der 
Technik hinausgehende Kenntnisse verfügt.198 

Vor dem Hintergrund, dass bei einer fahrlässigen Tötung und bei einer fahrlässigen 
Körperverletzung Freiheitsstrafen von bis zu fünf bzw. drei Jahren denkbar sind, kann 
das Risiko, sich strafbar zu machen, für den Rechtsanwender, der sich infolge eines 
Konflikts von unterschiedlichen technischen Sollenssätzen und Normen gezwungen 
sieht, eine der beiden unangewendet zu lassen, nicht als unerheblich eingestuft werden. 

 

194 Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, 30. Aufl. 2019, § 229 Rn. 1. 
195 Kudlich, in: v. Heintschel-Heinegg, BeckOK StGB, 60. Ed. Stand: 01.02.2024, § 15 Rn. 35. 
196 Esser/Keuten, NStZ 2011, 314 <318>. 
197 Hecker, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, 30. Aufl. 2019, § 319 Rn. 5. 
198 Esser/Keuten, NStZ 2011, 314 <319> m.w.N. 
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cc) Strafbarkeit nach dem Arbeitsschutzgesetz  

Auch nach dem Arbeitsschutzgesetz besteht grundsätzlich das Risiko strafrechtlicher 
Konsequenzen, wenn technische Sollenssätze und Normen nicht eingehalten werden. 
Im Rahmen des Arbeitsschutzrechts können § 26 ArbSchG solche Straftatbestände 
entnommen werden. § 26 Nr. 1 i.V.m. § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a) ArbSchG stellt 
dabei die beharrliche Wiederholung einer Zuwiderhandlung gegen eine vollziehbare 
Anordnung nach § 22 Abs. 3 ArbSchG unter Strafe. § 26 Nr. 2 ArbSchG betrifft den 
Fall, dass Leben oder Gesundheit eines Beschäftigten gefährdet wurden. Diese 
Gefährdung muss entweder auf einer Zuwiderhandlung gegen eine vollziehbare 
Anordnung nach § 22 Abs. 3 ArbSchG beruhen (§ 26 Nr. 2 Var. 2 i.V.m. § 25 Abs. 1 
Nr. 2 Buchst. a) ArbSchG), oder auf einer Zuwiderhandlung gegen eine 
Rechtsverordnung nach §§ 18 Abs. 1 und 19 ArbSchG, soweit die 
Rechtsverordnungen für einen bestimmten Tatbestand auf die Bußgeldvorschrift des 
§ 25 ArbSchG verweist (§ 26 Nr. 2 Var. 1 i.V.m. § 25 Abs. 1 Nr. 1 ArbSchG).199 
Demzufolge besteht ein strafrechtliches Risiko nach den arbeitsschutzrechtlichen 
Vorschriften sowohl, wenn eine konkrete behördliche Anordnung missachtet wird, als 
auch, wenn gegen abstrakte Rechtspflichten aus einer Rechtsverordnung wie z.B. der 
Arbeitsstättenverordnung verstoßen wird. 

§ 26 Nr. 1 ArbSchG sanktioniert das beharrliche und wiederholte Zuwiderhandeln des 
Arbeitgebers oder einer sonst verantwortlichen Person i.S.d. § 13 ArbSchG gegen eine 
an ihn bzw. sie adressierte vollziehbare Anordnung nach § 22 Abs. 3 ArbSchG. Dies 
setzt voraus, dass der Täter mindestens einmal erneut gegen die Anordnung verstößt, 
obwohl er schon aufgrund der Folgen eines vergangenen Verstoßes erkennen kann, 
dass in seinem Verhalten ein Verstoß gegen die Anordnung liegt.200 Das Merkmal der 
Beharrlichkeit legt dabei keine Mindestzahl an Zuwiderhandlungen fest, die erfolgt 
sein müssen, damit eine Strafbarkeit nach § 26 Nr. 1 ArbSchG vorliegt. Beharrlichkeit 
soll vielmehr die Unbelehrbarkeit des Täters umschreiben.201 Bezüglich Arbeitsstätten 
besteht die Besonderheit, dass eher selten die gleiche ordnungswidrige Handlung 
mehrmals wiederholt wird. Wahrscheinlicher ist der Fall, dass die Arbeitsstätte in 
baulicher Weise nicht den Anforderungen der Arbeitsstättenverordnung entspricht und 
dieser Verstoß vom Arbeitgeber nicht beseitigt wird. In diesem Fall ist die 

 

199 Zur Struktur des § 26 ArbSchG siehe Pelz, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, 
§ 26 ArbSchG Rn. 5. 
200 Ambs/Häberle, in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 249. EL September 2023, § 26 ArbSchG 
Rn. 3. 
201 Ambs/Häberle, in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 249. EL September 2023, § 26 ArbSchG 
Rn. 3. 
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Aufrechterhaltung des ordnungswidrigen Zustands Anknüpfungspunkt der 
Strafbarkeit nach § 26 Nr. 1 ArbSchG; sorgt der Täter ab einem nach den Umständen 
des Einzelfalls zu konkretisierenden Zeitpunkt nicht für Abhilfe, kann er sich nach 
§ 26 Nr. 1 ArbSchG strafbar machen.202 Dazu, ob und mit welchem Inhalt gerade bei 
der Missachtung von ASR wegen einer Kollision mit anderen technischen 
Sollenssätzen und Normen eine Anordnung für den Einzelfall getroffen werden kann, 
bestehen im Einzelnen erhebliche Unsicherheiten (dazu sogleich C.IV.2.c)aa)(1)): 
Diese Unsicherheiten werden durch das grundsätzliche Risiko einer Strafbarkeit 
potenziert, da insoweit einerseits das Interesse, ein behördliches Einschreiten zu 
vermeiden, zusätzlich bestärkt wird, andererseits im Falle einer behördlichen 
Anordnung die Reaktion hierauf zusätzliche Brisanz erhält. 

Handelt der Arbeitgeber oder eine i.S.d. § 13 ArbSchG verantwortliche Person 
vorsätzlich einer nach § 22 Abs. 3 ArbSchG vollziehbaren Anordnung zuwider und 
wird dadurch Leben oder Gesundheit eines Beschäftigten gefährdet, liegt eine 
Strafbarkeit nach § 26 Nr. 2 Var. 2 i.V.m. § 25 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a ArbSchG vor. 
§ 26 Nr. 2 Var. 2 ArbSchG setzt eine konkrete und keine abstrakte Gefährdung eines 
Beschäftigten voraus.203  

Bei der Betrachtung strafrechtlicher Risiken spielt auch die erste Variante des § 26 
Nr. 2 ArbSchG eine wichtige Rolle. Bestraft wird die Zuwiderhandlung gegen eine auf 
dem Arbeitsschutzgesetz beruhende Rechtsverordnung (§ 26 Nr. 2 Var. 1 i.V.m. § 25 
Abs. 1 Nr. 1 ArbSchG). Die Arbeitsstättenverordnung ist eine Verordnung i.S.d. 
§§ 18, 19 ArbSchG und verweist in § 9 Abs. 2 ArbStättV auch auf die 
Strafvorschriften des Arbeitsschutzgesetzes.204 Im Hinblick auf Arbeitsstätten listet 
§ 9 Abs. 1 ArbStättV abschließend die möglichen Pflichtverletzungen auf, aus denen 
sich i.V.m. § 9 Abs. 2 ArbStättV eine Strafbarkeit ergeben kann.205 Allgemein in 
Bezug auf die Einhaltung technischer Sollenssätze relevant ist dabei § 9 Abs. 1 Nr. 2 
ArbStättV. Dieser stellt es unter Strafe, wenn der Arbeitgeber oder eine nach § 13 
ArbSchG verantwortliche Person entgegen § 3a Abs. 1 Satz 1 ArbStättV nicht dafür 
sorgt, dass eine Arbeitsstätte in der dort vorgeschriebenen Weise eingerichtet oder 
betrieben wird. Diese Pflicht wird durch ASR und – sofern ASR nicht vorliegen – 

 

202 Schmitz/Kägebein, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 26 ArbSchG 
Rn. 9. 
203 Schmitz/Kägebein, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 26 ArbSchG 
Rn. 12. 
204 Pelz, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 26 ArbSchG Rn. 10. 
205 Wiebauer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 9 ArbStättV Rn. 3. 
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sonstige technische Sollenssätze und Normen, die dem Stand der Technik, 
Arbeitsmedizin und Hygiene sowie den sonstigen gesicherten 
arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen entsprechen, konkretisiert.206 Hier wird die 
oben bereits dargelegte Wahlmöglichkeit des Arbeitgebers, wie er seine Pflicht aus 
§ 3a Abs. 1 Satz 1 ArbStättV wahrnimmt (s.o. C.II.1.a)), erneut relevant. Hält er die 
bekannt gemachten ASR ein, greift zu seinen Gunsten die Vermutung des § 3a Abs. 1 
Satz 3 ArbStättV. Tut er dies nicht, ist es ihm unbenommen, das gleiche Schutzniveau 
auf andere Weise sicherzustellen (§ 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV). An dieser Stelle ist 
dann wieder maßgeblich, ob und inwieweit dies der Fall ist bzw. ob die Einschätzung 
des Arbeitgebers sich mit der der handelnden Behörde deckt. Geht die Behörde davon 
aus, dass gerade kein gleiches Schutzniveau gewahrt wird, kann es im Zweifelsfall zu 
strafrechtlichen Konsequenzen kommen. Dieses Risiko ist dort besonders groß, wo 
Vorgaben in anderen technischen Sollenssätzen und Normen den Vorgaben der ASR 
diametral gegenüberstehen, d.h. die Erfüllung des einen technischen Sollenssatzes 
oder der technischen Norm nicht ohne Missachtung des anderen technischen 
Sollenssatzes oder der anderen technischen Norm möglich ist.  

Eine Strafbarkeit ist neben einer arbeitsstättenrechtlichen Pflichtverletzung noch an 
weitere Voraussetzungen geknüpft: Zum einen muss die Pflichtverletzung auch zu 
einer konkreten Gefährdung von Leben und Gesundheit eines Beschäftigten führen, 
damit sie eine Strafbarkeit nach sich zieht.207 Zum anderen setzt die Strafbarkeit nach 
§ 26 Nr. 2 Var. 1 i.V.m. § 25 Abs. 1 Nr. 1 ArbSchG i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 
ArbStättV Vorsatz des Täters voraus.208 Der Vorsatz muss sich dabei nicht nur auf die 
Pflichtverletzung, sondern auch auf die Gefährdung von Leben und Gesundheit eines 
Beschäftigten beziehen.209 Relevant ist dabei vor allem, wie ein etwaiger 
Gefährdungsvorsatz im Hinblick darauf bewertet wird, dass der Arbeitgeber den 
Konflikt zwischen den technischen Sollenssätzen und Normen erkannt hat und den 
technischen Sollenssatz oder die technische Norm nicht befolgt, deren Nichtbefolgung 
dann zu einer Gefährdung der Beschäftigten führt. Wenn kein Vorsatz bzgl. der 
Gefährdung besteht, kann aber Fahrlässigkeit vorliegen. Das Fahrlässigkeitsdelikt 
stellt dann eine Ordnungswidrigkeit dar.210  

 

206 Wiebauer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 9 ArbStättV Rn. 7. 
207 Pelz, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 26 ArbSchG Rn. 11 ff. 
208 Pieper, Arbeitsschutzrecht, 7. Aufl. 2022, § 26 ArbSchG Rn. 1. 
209 Schmitz/Kägebein, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 26 ArbSchG 
Rn. 13. 
210 Pelz, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 26 ArbSchG Rn. 20. 
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Vor diesem Hintergrund führt sicherlich nicht jeder Verstoß gegen die Pflicht aus § 3a 
Abs. 1 Satz 1 ArbStättV zur Strafbarkeit, insbesondere wenn er aus dem Umgang mit 
einer Kollision technischer Sollenssätze und Normen resultiert. Dennoch sind gewisse 
Unwägbarkeiten erkennbar, was rechtliche Risiken nach sich zieht und den Anwender 
vor große Probleme stellen kann, wenn er im Rahmen einer Risikoabschätzung 
entscheiden muss, wie er verfahren soll. 

dd) Ordnungswidrigkeiten  

Zuletzt ist noch das Risiko einschlägiger Ordnungswidrigkeiten in den Blick zu 
nehmen. 

§ 25 Abs. 1 ArbSchG regelt verschiedene Ordnungswidrigkeiten: 

„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
1. einer Rechtsverordnung nach § 18 Abs. 1 oder § 19 
[ArbSchG] zuwiderhandelt, soweit sie für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschriften 
verweist, oder 
2. a) als Arbeitgeber oder als verantwortliche Person 

einer vollziehbaren Anordnung nach § 22 Abs. 3 
[ArbSchG] oder 
b) als Beschäftigter einer vollziehbaren 
Anordnung nach § 22 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
[ArbSchG] zuwiderhandelt.“ 

Somit besteht das Risiko einer Ordnungswidrigkeit genauso wie bei den 
Straftatbeständen, wenn entweder Vorgaben einer Rechtsverordnung wie z.B. der 
Arbeitsstättenverordnung missachtet werden oder eine vollziehbare Anordnung für 
den Einzelfall missachtet wird. Demzufolge gelten die obigen Ausführungen zu den 
hiermit verbundenen rechtlichen Risiken hier genauso. Gem. § 25 Abs. 2 ArbSchG 
kann ein Bußgeld von bis zu 5.000 € verhängt werden. 

Auch im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung kann es zu 
Ordnungswidrigkeiten kommen. Handelt der Unternehmer beispielsweise einer 
Unfallverhütungsvorschrift nach § 15 Abs. 1 oder 2 SGB VII zuwider, die für einen 
bestimmten Tatbestand auf eine Bußgeldvorschrift verweist, kann ihm ein Bußgeld 
von bis zu 10.000 € drohen, § 209 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 SGB VII. Es ist nicht 
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erforderlich, dass es zu einem Arbeitsunfall gekommen ist.211 Das Risiko, einer 
Unfallverhütungsvorschrift zuwiderzuhandeln, besteht nicht nur dann, wenn die 
Unfallverhütungsvorschrift mit einem anderen technischen Sollenssatz oder einer 
technischen Norm konfligiert, sondern auch dann, wenn die 
Unfallverhütungsvorschrift zusätzliche Anforderungen an eine Arbeitsstätte aufstellt, 
diese jedoch mangels Kenntnis des Planers nicht beachtet wird. Ebenso 
bußgeldbewehrt ist es, einer vollziehbaren Anordnung nach § 19 Abs. 1 SGB VII 
zuwiderzuhandeln (§ 209 Abs. 1 Nr. 2 SGB VII). Solche Anordnungen können gem. 
§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII zur Erfüllung einer Pflicht aufgrund der 
Unfallverhütungsvorschriften erfolgen. Eine Anordnung kommt in Betracht, wenn die 
Nichtbeachtung einer UVV festgestellt wird.212 Diese augenscheinlich klaren 
Tatbestände hängen aber wiederum zentral davon ab, ob tatsächlich ein Verstoß gegen 
eine UVV vorliegt bzw. inwieweit eine Anordnung für den Einzelfall getroffen werden 
kann, wenn UVV mit technischen Sollenssätzen oder Normen aus anderen 
Rechtsgebieten, insbesondere dem Bauordnungs- und dem Arbeitsschutzrecht 
kollidieren. Hier spielen die bereits dargestellten Rechtsunsicherheiten somit auch eine 
Rolle. Demzufolge kann einerseits nicht sicher vorausgesagt werden, ob bei 
Missachtung einer UVV die Begehung einer Ordnungswidrigkeit im Raum steht. 
Gleichzeitig ist dieses Risiko aber stets bei Entscheidungen des Arbeitgebers zum 
Umgang mit Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen im Blick zu behalten. 
Gleiches gilt für den Umgang mit Anordnungen der Unfallversicherungsträger für den 
Einzelfall. 

Auch im Bereich des Bauordnungsrechts sind bestimmte Handlungen gem. § 84 MBO 
als Ordnungswidrigkeiten bußgeldbewehrt. Dies betrifft jedoch nicht unmittelbar ein 
Zuwiderhandeln gegen technische Sollenssätze und Normen bzw. Technische 
Baubestimmungen. Dennoch kann ihre Nichteinhaltung mittelbar zu einem Verstoß 
gegen eine bußgeldbewehrte Vorschrift führen. Das kann zum einen gem. § 84 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 MBO dann der Fall sein, wenn die Bauaufsichtsbehörde zur Beachtung 
einer Technischen Baubestimmung in einer vollziehbaren schriftlichen Anordnung 
aufruft. Außerdem kann es zu einer Ordnungswidrigkeit nach § 84 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 
und Nr. 10 MBO kommen, wenn – zum Beispiel zur Auflösung einer Kollision von 
technischen Sollenssätzen – von Technischen Baubestimmungen abgewichen wird, 

 

211 Köhler/Zakrzewski, in: Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 6. Aufl. 2024, § 209 
Rn. 10. 
212 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand 15.05.2023, 
§ 19 SGB VII Rn. 6. 
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ohne jedoch eine Bauartgenehmigung nach § 16a MBO einzuholen. 
Bauordnungsrechtliche Ordnungswidrigkeiten können dabei mit einem Bußgeld von 
bis zu 500.000 € geahndet werden und damit erhebliche wirtschaftliche Schäden nach 
sich ziehen. 

Wie dieser Abschnitt zeigt, wird das Problem der konfligierenden Anforderungen an 
Arbeitsstätten, die in unterschiedlichen technischen Sollenssätzen und Normen aus 
unterschiedlichen Rechtsmaterien enthalten sind, durch Straf- und 
Bußgeldvorschriften noch einmal drängender. Denn einigen Verstößen gegen 
technische Sollenssätze oder Normen – ganz gleich, aus welchem Bereich sie stammen 
– soll durch Strafandrohungen und Bußgelder zur Durchsetzung verholfen werden. 
Dies impliziert für den Bauherrn und Arbeitgeber stets das Risiko, eine Straftat oder 
eine Ordnungswidrigkeit zu begehen. Angesichts der Problematik, dass viele 
Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen mit dem vorhandenen 
Instrumentarium nicht gänzlich rechtssicher und zweifelsfrei aufgelöst werden 
können, ist eine möglichst weite Minimierung dieses Risikos schwierig. Eine 
Entscheidung zwischen zwei technischen Sollenssätzen oder Normen birgt für den 
Arbeitgeber und Bauherrn damit stets ein erhebliches Risiko. 

b) Zivilrechtliche Wirkung  

Die Nichteinhaltung technischer Sollenssätze und Normen entweder zur „Lösung“ 
einer Kollision oder weil sie vor Baubeginn nicht beachtet wurden, kann sich auch 
zivilrechtlich auswirken.  

Durch die hohe praktische Relevanz technischer Sollenssätze und Normen im 
Baurecht wirken sie vielfältig in zivilrechtliche Vertragsverhältnisse hinein. Das 
Bürgerliche Gesetzbuch (im Folgenden „BGB“) geht nicht auf die Verbindlichkeit 
technischer Sollenssätze und Normen ein und bedient sich auch nicht des Begriffes 
„allgemein anerkannte Regeln der Technik“. Die praktische Relevanz und der Anreiz, 
nach technischen Regelwerken zu bauen, folgt für Bauunternehmer, Planer, 
Architekten o.ä. aber insbesondere aus den entwickelten Grundsätzen zum 
werkvertraglichen Mangelbegriff (hierzu aa)).  

Auch die Arbeitsschutzanforderungen stellen nicht nur eine öffentlich-rechtliche 
Anforderung an den Arbeitgeber dar. Zum einen schuldet der Bauherr in seiner 
Funktion als Vermieter einer Arbeitsstätte die arbeitsschutzrechtliche Konformität der 
Mietsache (dazu bb)), zum anderen besteht ein arbeitsrechtlicher Anspruch der 
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Beschäftigten gegenüber ihrem Arbeitgeber auf Erfüllung bestimmter 
Arbeitsschutzvorschriften (cc)).  

Ein weiterer Anknüpfungspunkt technischer Sollenssätze und Normen findet sich bei 
der Beurteilung vertraglicher Sorgfaltspflichten und im Deliktsrecht (dd)).  

aa) Werkvertragsrecht  

Der Maßstab allgemein anerkannter Regeln der Technik wird im Rahmen des 
Werkvertrags- oder Kaufrechts insbesondere zur Bestimmung des Mangelbegriffs 
herangezogen. Die allgemein anerkannten Regeln der Technik stellen nach der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs den „vertraglichen Mindeststandard“ für eine 
mangelfreie Leistung dar.213 Vorbehaltlich einer anderen Beschaffenheitsvereinbarung 
gilt die Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik als stillschweigend 
vereinbart.214 Weicht der Werkunternehmer von den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik ab, liegt ein Werkmangel vor, selbst wenn eine nachteilige Auswirkung 
in tatsächlicher Hinsicht nicht gegeben ist. Im Vergleich zum öffentlich-rechtlichen 
und strafrechtlichen Begriff ist der zivilrechtliche Begriff der allgemein anerkannten 
Regeln der Technik weiter, da er an den werkvertraglichen Erfolg geknüpft ist und 
daher nicht nur sicherheitsrelevante Qualitätsstandards, sondern auch 
Komfortstandards umfasst.  

Die allgemein anerkannten Regeln der Technik müssen nicht zwingend kodifiziert sein 
und umgekehrt geben technische Sollenssätze und Normen nicht zwangsläufig 
allgemein anerkannte Regeln der Technik wieder. Für technische Normen bestimmter 
privater Normgeber ist jedoch anerkannt, dass sie die widerlegbare Vermutung in sich 
tragen, allgemein anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben (C.I.2.b)aa)). 
Insofern besteht für Unternehmer ein großer Anreiz, die technischen Regelwerke 
einzuhalten. Dies folgt auch daraus, dass bei Nichteinhaltung der technischen 
Regelwerke vermutet wird, dass die allgemein anerkannten Regeln der Technik nicht 
eingehalten wurden.215  

 

213 BGH, Urteil vom 14.05.1998 – VII ZR 184/97 – juris 2. Leitsatz; BGH, Urteil vom 07.03.2013 – VII ZR 
134/12 – juris Rn. 15. 
214 BGH, Urteil vom 14.05.1998 – VII ZR 184/97 – juris Rn. 11; BGH, Urteil vom 21.04.2011 – VII ZR 130/10 
– juris Rn. 11; BGH, Urteil vom 07.03.2013 – VII ZR 134/12 – juris Rn. 9. 
215 OLG Brandenburg, Urteil vom 18.06.2009 – 12 U 164/08 – juris Rn. 4; Fischer, Die Regeln der Technik 
im Bauvertragsrecht, 1985, S. 70. 
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Ein Werkmangel im Sinne des § 633 Abs. 2 Satz 1 BGB bzw. § 13 Abs. 1 Satz 2 
VOB/B liegt regelmäßig auch dann vor, wenn der Bauunternehmer die als Technische 
Baubestimmungen in Bezug genommenen technischen Sollenssätze oder Normen 
missachtet216 oder für die von Technischen Baubestimmungen abweichenden 
Bauprodukte und Bauarten keinen Anwendbarkeits- oder Verwendbarkeitsnachweis 
einholt. Denn für ein vom Bauunternehmer zu errichtendes Bauwerk ist regelmäßig 
als geschuldete Beschaffenheit stillschweigend vereinbart, dass es den 
bauordnungsrechtlichen Vorgaben entspricht.217  

Entscheidet sich der Arbeitgeber oder Bauherr somit zur Auflösung einer Kollision für 
eine Abweichung von technischen Regelwerken, müsste die vereinbarte 
Beschaffenheit in den Verträgen mit den Bauunternehmern ggf. entsprechend 
angepasst werden.  

Für eine vertragsgemäße Leistung kann es auch erforderlich sein, 
arbeitsstättenrechtliche Anforderungen einzuhalten, soweit das zu planende Bauwerk 
absehbar als Arbeitsstätte genutzt wird. Z.B. haben Architekten bei der Planung die 
Erfordernisse zu beachten, die sich aus dem ihnen bekannten Nutzungszweck des 
Gebäudes ergeben. Dies umfasst auch die Anforderungen des Arbeitsschutzes, soweit 
sie durch bauliche Maßnahmen zu erfüllen sind. Der Architekt muss die Einhaltung 
derjenigen Anforderungen sicherstellen, die dem Arbeitgeber die Berufung auf die 
Vermutungswirkung nach § 3a Abs. 1 Satz 3 ArbStättV erlauben.218 Die 
Planungsleistung hat somit auch grundsätzlich den konkreten Vorgaben der ASR zu 
entsprechen.  

Die oben dargestellten Kollisionen (s.o. C.III) stellen also auch im Bereich der 
zivilrechtlichen Vertragsverhältnisse eine relevante Problematik dar. Kommt es zu 
Kollisionen technischer Sollenssätze und Normen, die allgemein anerkannte Regeln 
der Technik enthalten, stellt sich zunächst die Frage, welche der technischen 
Sollenssätze oder Normen zu befolgen ist, um die vertraglichen Pflichten zu erfüllen. 
Eine solche Entscheidung muss in jedem Fall in Absprache mit dem Bauherrn 
getroffen werden. Ansonsten besteht das Risiko der vertraglichen Haftung. Wird eine 
Kollision im Vorhinein gar nicht gesehen, ist das Haftungsrisiko besonders hoch, da 

 

216 So z.B. auch Halstenberg, BauR 2017, 356 <362>. 
217 Vgl. OLG Brandenburg, Urteil vom 14.04.2010 – 4 U 19/09 – juris Rn. 44.  
218 OLG Brandenburg, Urteil vom 27.01.2021 – 4 U 86/19 – juris Rn. 50. 
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dann eine Abstimmung mit dem Bauherrn nicht möglich ist, dieser die Einhaltung der 
relevanten allgemein anerkannten Regeln der Technik aber erwarten kann. 

bb) Mietrecht  

Soweit der Arbeitgeber nicht auch Eigentümer der Arbeitsstätte ist, werden die 
arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen auch im Rahmen des Gewerbemietvertrages 
im Sinne des § 535 BGB relevant. Die Arbeitnehmer kommen bestimmungsgemäß mit 
der Mietsache in Berührung, ohne selbst Vertragspartner zu sein. Die Anforderungen 
der Arbeitsstättenverordnung wirken daher insofern auf das Mietvertragsverhältnis 
ein, als dass der „vertragsgemäße Gebrauch“ im Sinne des § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB, 
für den sich die Mietsache eignen muss, in der Bereitstellung der Mietsache als 
Arbeitsstätte besteht. Die arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen können daher 
vorbehaltlich anderslautender Vereinbarungen auch zur Bestimmung der „Soll-
Beschaffenheit“ der Mietsache herangezogen werden. Dies ergibt sich aus dem 
vorgesehenen Vertragszweck und bedarf keiner besonderen Vereinbarung der 
Parteien.219  

Für den Eigentümer bedeutet das, dass er gegenüber dem mietenden Arbeitgeber ein 
nicht nur bauordnungsrechtlich, sondern auch arbeitsstättenrechtlich einwandfreies 
Gebäude zur Verfügung stellen muss. Dies stellt insbesondere in Kollisionsfällen ein 
Problem dar, in denen beispielsweise mit Rücksicht auf eine kollidierende Technische 
Baubestimmung von einer ASR abgewichen werden soll. 

cc) Ansprüche im Arbeitsverhältnis  

Neben der öffentlich-rechtlichen Verpflichtung konkretisieren die 
Arbeitsschutzvorschriften auch die Fürsorge- und Rücksichtspflicht des Arbeitgebers 
gegenüber seinen Beschäftigten im Sinne des § 241 Abs. 2 BGB im Rahmen des 
Arbeitsverhältnisses.220 Nach herrschender Meinung folgt daraus ein Anspruch des 
Arbeitnehmers aus § 618 Abs. 1 BGB auf Erfüllung bestimmter 
Arbeitsschutzpflichten, soweit die betroffene Arbeitsschutzbestimmung in das 
Arbeitsrecht „transformiert“ werden kann. Davon kann ausgegangen werden, wenn ihr 
Inhalt geeignet ist, Gegenstand einer arbeitsvertraglichen Vereinbarung zu sein.221 

 

219 OLG Rostock, Urteil vom 29.12.2000 – 3 U 83/98 – juris Rn. 12; OLG Hamm, Urteil vom 28.02.2007 – 30 
U 131/06 – juris Rn. 68; OLG Naumburg, 13.10.2009 – 9 U 45/09 – juris Rn. 20. 
220 BAG, Urteil vom 12.08.2008 – 9 AZR 1117/06 – juris Rn. 13 ff. 
221 BAG, Urteil vom 21.08.1985 – 7 AZR 199/83 – juris Rn. 45; BAG, Urteil vom 12.08.2008 – 9 AZR 1117/06 
– juris Rn. 16. 
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Maßgebend für die Auslegung ist, ob die Vorschrift gerade auch dem Schutz des 
einzelnen Arbeitnehmers dienen soll.222  

Dass insbesondere § 3a Abs. 1 ArbStättV auch dem Schutz des einzelnen 
Arbeitnehmers dienen soll, dürfte nicht zu bezweifeln sein. Hieraus ergibt sich aber 
kein unbedingter Anspruch des Arbeitnehmers auf Befolgung der ASR. Dort, wo die 
arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften dem Arbeitgeber einen Beurteilungs- oder 
Ermessensspielraum einräumen, hat der Arbeitnehmer lediglich Anspruch auf die 
ordnungsgemäße Ausfüllung dieses Spielraums.223 D.h. hier stellen sich im Falle einer 
Kollision von ASR mit anderen technischen Sollenssätzen oder mit technischen 
Normen die gleichen Fragen wie bei der unmittelbaren Anwendung des § 3a Abs. 1 
ArbStättV (dazu s.o. C.III). D.h. das dort bestehende Rechtsrisiko, wie eine Kollision 
aufzulösen ist, wirkt bis in das privatrechtliche Arbeitsverhältnis hinein. Dies stellt 
einen zusätzlichen Risikofaktor dar, der den Arbeitgeber trifft, wenn er sich im Falle 
einer Kollision entscheidet, die ASR nicht zu beachten. Soweit der Arbeitgeber von 
ASR zugunsten von kollidierenden bauordnungsrechtlichen Anforderungen abweicht, 
kann er sich gegebenenfalls Ansprüchen seiner Arbeitnehmer ausgesetzt sehen. 

dd) Zivilrechtliche Schutz- und Verkehrssicherungspflichten 

Mittelbare Rechtwirkungen können technische Sollenssätze und Normen zudem bei 
der Bestimmung von vertraglichen Schutz- und Obhutspflichten nach § 241 Abs. 2 
BGB, bei der Frage der Verletzung von Verkehrssicherungspflichten im Deliktsrecht 
und bei der Bestimmung des Fahrlässigkeitsmaßstabs nach § 276 Abs. 2 BGB 
entfalten. 

Bei der Bestimmung des Maßstabs vertraglicher Schutzpflichten und deliktischer 
Verkehrssicherungspflichten können sowohl die Technischen Baubestimmungen als 
auch technische Normen – da diese die widerlegliche Vermutung in sich tragen, 
allgemein anerkannte Regeln der Technik wiederzugeben – herangezogen werden.224 
DIN-Normen können auch über ihren unmittelbaren Anwendungsbereich hinaus den 
Maßstab für verkehrsgerechtes Verhalten darstellen, soweit Gefahren betroffen sind, 
vor denen sie schützen sollen. Die technischen Normen enthalten jedoch keine 

 

222 BAG, Urteil vom 12.08.2008 – 9 AZR 1117/06 – juris Rn. 18. 
223 BAG, Urteil vom 12.08.2008 – 9 AZR 1117/06 – juris Rn. 29. 
224 Vgl. BGH, Urteil vom 22.08.2019 – III ZR 113/18 – juris Rn. 15 m.w.N.  
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abschließenden Verhaltensanforderungen. Im Einzelfall kann die Beachtung der 
technischen Regelwerke nicht ausreichen.225 

Auch Unfallverhütungsvorschriften sind in diesem Zusammenhang relevant. So hat 
etwa das OLG Köln entschieden, dass dem Bauunternehmer grobe Fahrlässigkeit 
vorzuwerfen sei, wenn er die Anforderungen, die Unfallverhütungsvorschriften an die 
Absturzsicherungen stellen, nicht einhält und es infolgedessen zu einem Arbeitsunfall 
auf der Baustelle kommt.226Aus der Verletzung von Verkehrssicherungspflichten kann 
sich eine Schadensersatzhaftung der am Bau Beteiligten gegenüber ihren 
Vertragspartnern und betroffenen Dritten ergeben.  

Im Rahmen des Fahrlässigkeitsmaßstabs werden technische Sollenssätze und Normen 
bei der Bestimmung der „im Verkehr erforderlichen Sorgfalt“ relevant. Entscheidend 
ist, was im Sinne des § 276 Abs. 2 BGB von einem - durchschnittlichen 
Anforderungen genügenden - Angehörigen des jeweiligen Verkehrskreises in der 
jeweiligen Situation erwartet werden konnte. Dabei wird in erster Linie auf 
Rechtsvorschriften und daneben auf die im jeweiligen Verkehrskreis geltenden 
Standards abgestellt. Aufgrund der Vermutung, allgemein anerkannte Regeln der 
Technik wiederzugeben, können auch die technischen Normen als Maßstab für die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt herangezogen werden.227 Hinsichtlich der 
verbindlichen Technischen Baubestimmungen gilt, dass dem Bauunternehmer beim 
Eintritt eines Schadens kein Fahrlässigkeitsvorwurf gemacht werden kann, wenn er 
die Technischen Baubestimmungen eingehalten hat und diese nicht erkennbar überholt 
waren.  

Im Rahmen der Kausalität leitet die Rechtsprechung aus der Vermutung, dass 
technische Normen die allgemein anerkannten Regeln der Technik wiedergeben, die 
widerlegbare Vermutung ab, dass ein eingetretener Schaden auf einer Verletzung von 
technischen Normen beruht, die zur Verhinderung solcher Schäden bestimmt waren. 
Es obliegt dann dem Bauunternehmer darzulegen und zu beweisen, dass eingetretene 
Schäden nicht auf der Verletzung anerkannter Regeln der Technik beruhen.228 Zudem 
wird die widerlegbare Vermutung abgeleitet, dass ein eingetretener Schaden auch auf 

 

225 BGH, Urteil vom 22.08.2019 – III ZR 113/18 – juris Rn. 15. 
226 OLG Köln, Urteil vom 20.01.1998 – 15 U 51/96 – juris Rn. 23. 
227 BGH, Urteil vom 01.03.1988 – VI ZR 190/87 – juris Rn. 10; BGH, Urteil vom 03.11.2004 – VIII ZR 344/03 
– juris Rn. 20. 
228 BGH, Urteil vom 19.04.1991 - V ZR 349/89 – juris Rn. 25; OLG Düsseldorf, Urteil vom 14.03.2014 – I-22 
U 100/13 – juris Rn. 46 f.; OLG Düsseldorf, Urteil vom 15.01.2016 – I-22 U 92/15 – juris Rn. 184.  
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der Fahrlässigkeit des Bauunternehmers gemäß § 276 Abs. 2 BGB beruht, wenn er die 
technischen Normen nicht angewandt hat.229 

Für den Rechtsanwender besteht somit bei Abweichungen von technischen 
Sollenssätzen oder Normen die Gefahr, dass aufgrund der vielfältigen 
Vermutungswirkungen, die an ihre Einhaltung oder Nichteinhaltung geknüpft sind, 
eine zivilrechtliche Haftung droht, soweit die Erschütterung der Vermutung nicht 
gelingt.  

c) Arbeitsschutzrechtliche und bauordnungsrechtliche Auswirkungen  

Wird erst nach der Errichtung der baulichen Anlage festgestellt, dass unter 
Missachtung einer geltenden Vorschrift aus dem Arbeitsschutzrecht oder dem 
Bauordnungsrecht gebaut wurde, kann die zuständige Behörde gegenüber dem 
Arbeitgeber oder Bauherrn einschreiten (dazu aa)). Eine Pflicht des Arbeitgebers oder 
Bauherrn zum Tätigwerden kann sich aber auch daraus ergeben, dass technische 
Sollenssätze sich fortentwickelt oder technische Normen eine Anpassung erfahren 
haben und inzwischen andere bzw. weitergehende Anforderungen stellen (dazu bb)). 
Im Zuge dessen stellt sich die Frage, ob und inwieweit neue normierte Anforderungen 
von bereits bestehenden Gebäuden eingehalten werden müssen. 

aa) Unter Missachtung der geltenden Vorschriften gebaut  

Der Fall, dass unter Missachtung technischer Sollenssätze oder Normen gebaut 
worden ist, kann zum einen dadurch eintreten, dass eine bestehende Kollision von 
Vorschriften durch den Rechtsanwender nicht gesehen wurde. Zum anderen kann 
dieser Fall auch dadurch eintreten, dass eine bestehende Kollision technischer 
Sollenssätze und Normen durch den Rechtsanwender zwar gesehen und aus seiner 
Sicht gelöst wurde, die zuständige Behörde diese Sichtweise aber nicht teilt. Diese 
Risiken bestehen insbesondere, weil eine verpflichtende Prüfung des 
Arbeitsstättenrechts vor der Errichtung des Bauwerks meist nicht stattfindet. Der 
Rechtsanwender erfährt daher oft gar nicht, dass überhaupt eine Kollision besteht oder 
er wird – falls er die Kollision erkennt – bezüglich der Frage, wie die Kollision 
aufzulösen ist, einem Rechtsrisiko ausgesetzt. Dadurch wird der Rechtsanwender dem 
Risiko ausgesetzt, dass Maßnahmen der Arbeitsschutzbehörden (1), der 
Unfallversicherungsträger (2) oder der Bauaufsichtsbehörde (3) gegen ihn ergehen.  

 

229 Schmidt, in: Geigel, Der Haftpflichtprozess, 29. Aufl. 2024, Kap. 1 Rn. 71. 
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(1) Maßnahmen der Arbeitsschutzbehörden  

Grundsätzlich ist die zuständige Behörde gemäß § 21 Abs. 1 Satz 2 ArbSchG 
verpflichtet zu überwachen, dass die Arbeitgeber ihre Verpflichtungen aus dem 
Arbeitsschutzgesetz und den darauf beruhenden Verordnungen erfüllen.230 Hierbei ist 
zwischen proaktiver Überwachung, bei der die Behörde auf eigene Initiative hin tätig 
wird, und reaktiver Überwachung, die anlassbezogen etwa aufgrund einer Beschwerde 
vorgenommen wird, zu unterscheiden.231 In welchem Umfang die Überwachung 
stattfindet, steht im Ermessen der Behörde232. Gemäß § 21 Abs. 1 Satz 3 ArbSchG hat 
sie bei der Auswahl von Betrieben Art und Umfang des betrieblichen 
Gefährdungspotenzials zu berücksichtigen. 

Stellt die Arbeitsschutzbehörde beispielsweise im Rahmen einer Betriebsbesichtigung 
Mängel fest, wird der Arbeitgeber regelmäßig zunächst in Form eines 
Revisionsschreibens auf den Nachbesserungsbedarf hingewiesen. Dieses stellt keinen 
Verwaltungsakt dar.233 Erst wenn eine etwaige Frist fruchtlos verstrichen ist, wird die 
Behörde üblicherweise gemäß § 22 Abs. 3 ArbSchG eine verbindliche Anordnung 
erlassen. 

Die Anordnungen müssen zum einen hinreichend bestimmt sein (§ 37 Abs. 1 
VwVfG), zum anderen aber auch das Konzept des Arbeitsschutzrechts 
berücksichtigen, das überwiegend allgemeine Anforderungen und abstrakte 
Schutzziele enthält. Es ist gerade auch im Bereich des Arbeitsstättenrechts 
charakteristisch, dass dem Arbeitgeber ein gewisser Spielraum bei der Erfüllung seiner 
Pflichten zukommt. Dies findet sich insbesondere in § 3a Abs. 1 Satz 4 ArbStättV 
wieder, wonach eine Abweichung von bekannt gemachten ASR möglich ist, wenn der 
Arbeitgeber durch andere Maßnahmen das gleiche Schutzniveau erreicht. Diese 
Wahlmöglichkeiten muss die Behörde auch beim Erlass konkreter Anordnungen 
wahren, d.h. sie kann gehindert sein, konkret die Umsetzung einer bestimmten ASR 
anzuordnen bzw. muss dabei immer darauf achten, die Wahlmöglichkeit des 
Arbeitgebers nach § 3a Abs. 1 Satz 3 und 4 ArbStättV zu wahren.234  

 

230 Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI), Überwachungs- und Beratungstätigkeit 
der Arbeitsschutzbehörden der Länder – Grundsätze und Standards (LV 1), 3. Aufl. Mai 2020, S. 23. 
231 Länderausschuss für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI), Überwachungs- und Beratungstätigkeit 
der Arbeitsschutzbehörden der Länder – Grundsätze und Standards (LV 1), 3. Aufl. Mai 2020, S. 23; Schucht, 
in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 14. 
232 Schucht, in: Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 13. 
233 Schucht, in Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 21 ArbSchG Rn. 12. 
234 Busch, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 22 ArbSchG Rn. 46.  
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Praktisch bedeutet dies, dass die Behörde beispielsweise anordnen kann, der 
Arbeitgeber müsse eine ausreichende Absturzsicherung einer Baustelle gewährleisten. 
Diese Anordnung ist dann hinreichend bestimmt, wenn unter Heranziehung einer 
bekannt gemachten ASR bestimmt werden kann, wann eine ausreichende 
Absturzsicherung vorliegt, da die ASR hierzu konkrete Vorgaben enthält.235 
Andersherum wahrt sie die Wahlmöglichkeit des Arbeitgebers, da die offen gewählte 
Formulierung es grundsätzlich auch zulässt, dass eine ausreichende Absturzsicherung, 
d.h. das gleiche Schutzniveau wie von der ASR gefordert, auch durch andere 
Maßnahmen erreicht werden kann. Im jeweiligen Einzelfall kann es dennoch auch 
möglich sein, konkrete Maßnahmen anzuordnen, wenn es z.B. keine Alternativen gibt. 
Ob dies der Fall ist, ist stets im Rahmen einer einzelfallabhängigen 
Verhältnismäßigkeitsprüfung durch die Behörde festzustellen.236  

Grundsätzlich dürften aber nur solche Anordnungen verhältnismäßig sein, die den 
Spielraum nach § 3a Abs. 1 ArbStättV wahren. Sofern nur gegen 
arbeitsschutzrechtliche Pflichten, deren Inhalt durch ASR konkretisiert wird, 
verstoßen wird, ist dies unproblematisch. 

Schwierig wird es dann, wenn der Verstoß daher rührt, dass zu Lasten der 
arbeitsschutzrechtlichen Pflicht eine bauordnungsrechtliche Pflicht, die ebenfalls 
durch einen technischen Sollenssatz oder eine technische Norm konkretisiert wird, 
erfüllt wird. Dann stellen sich bei einer offen formulierten behördlichen Anordnung 
die gleichen Fragen wie vor der Errichtung, d.h. ob „ausreichende Maßnahmen“ im 
arbeitsstättenrechtlichen Sinne auch dann vorliegen, wenn die bauordnungsrechtlichen 
Anforderungen erfüllt sind. 

Ordnet demgegenüber die Arbeitsschutzbehörde eine konkrete Maßnahme an, die aber 
dann zu einer Verletzung bauordnungsrechtlicher Vorgaben führt, stellt sich die Frage, 
ob eine solche Anordnung rechtmäßig, insbesondere verhältnismäßig sein kann. 
Konkret gefragt: Kann die Arbeitsschutzbehörde die Umsetzung einer ASR anordnen, 
wenn dies gleichzeitig dazu führt, dass eine DIN-Norm, die von einer Technischen 
Baubestimmung in Bezug genommen ist, nicht beachtet wird? Dies dürfte unter dem 
Aspekt der Verhältnismäßigkeit regelmäßig zu verneinen sein.  

 

235 VGH München, Beschluss vom 26.05.2017 – 22 ZB 17.733 – juris Rn. 21. 
236 Kunz, in Kollmer/Klindt/Schucht, Arbeitsschutzgesetz, 4. Aufl. 2021, § 24 ArbSchG Rn. 85 ff.; Busch, in: 
Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, § 22 ArbSchG Rn. 46., 52 f.; hierzu 
ausführlich m.w.N. Wiebauer, NVwZ 2017, 1653 <1655 f.>. 
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Auch auf der Ebene der arbeitsschutzbehördlichen Möglichkeiten zum Einschreiten 
bestehen demzufolge erhebliche Unklarheiten und Unsicherheiten. Diese Probleme 
stellen sich zunächst der Behörde bei der Einschätzung, ob und wie sie in einem 
konkreten Fall einschreitet. In einem zweiten Schritt kommen sie beim Arbeitgeber, 
der Adressat einer behördlichen Verfügung ist, auf. Dieser muss innerhalb dieser 
unsicheren Situation entscheiden, ob und wie er die behördliche Anordnung befolgt 
bzw. ob er sich in den dafür vorgesehenen Verfahren gegen sie zur Wehr setzt. 

(2) Maßnahmen der Unfallversicherungsträger  

Die Einhaltung der UVV wird von den Unfallversicherungsträgern nach 
§ 17 Abs. 1 SGB VII i.V.m. § 21 Abs. 2 ArbSchG selbst überwacht. Zu diesem 
Zwecke ist der Unfallversicherungsträger gemäß § 18 Abs. 1 SGB VII dazu 
verpflichtet, Aufsichtspersonen zu beschäftigen. Diese sind im Einzelfall nach § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII zum Erlass von Anordnungen gegenüber dem 
Unternehmer zur Erfüllung seiner Pflichten aus den UVV ermächtigt. Solche 
Anordnungen stellen Verwaltungsakte dar, sind also von ihrem Adressaten zu 
befolgen.237 Sie dienen der unmittelbaren Durchsetzung des 
Unfallverhütungsrechts.238 Welche Maßnahmen angeordnet werden können, ergibt 
sich aus der jeweiligen UVV. Lässt die UVV Abweichungen oder mehrere Lösungen 
zu, ist dies bei der Anordnung zu berücksichtigen.239 Auch das Einschreiten auf 
Grundlage von § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VII ist eine Ermessensentscheidung, 
sodass auch hier in die Abwägung mit einzubeziehen ist, wenn ein Verstoß gegen eine 
UVV-Vorschrift erfolgt, um insbesondere bauordnungsrechtlichen Anforderungen 
gerecht zu werden. Bei nicht in Bezug genommenen bzw. bekannt gemachten 
technischen Sollenssätzen oder Normen müsste im Rahmen des Ermessens ebenfalls 
berücksichtigt werden, wenn bei Befolgung der UVV gleichzeitig gegen eine (nicht in 
Bezug genommene) DIN-Norm verstoßen würde. Auch ein Einschreiten des 
Unfallversicherungsträgers beinhaltet demzufolge sowohl auf Seiten des 
Einschreitenden als auch auf Seiten des Adressaten einer etwaigen Anordnung 
erhebliche Unsicherheiten. 

 

237 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand 15.05.2023, 
§ 19 SGB VII Rn. 3. 
238 Kanzenbach/Zakrzewski, in: Becker/Franke/Molkentin/Hedermann, Sozialgesetzbuch VII, 6. Aufl. 2024, 
§ 19 Rn. 6. 
239 Ricke, in: Rolfs/Körner/Krasney/Mutschler, BeckOGK zum SGB (Kasseler Kommentar), Stand 15.05.2023, 
§ 19 SGB VII Rn. 7. 
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(3) Maßnahmen der Bauaufsichtsbehörden  

Der Verstoß gegen bauordnungsrechtliche Anforderungen kann zum Erlass einer 
Bauordnungsverfügung gegenüber dem Bauherren führen. Die Musterbauordnung 
enthält in § 58 Abs. 2 Satz 2 MBO eine bauordnungsrechtliche Generalklausel, nach 
der die Bauaufsichtsbehörden zur Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
die erforderlichen Maßnahmen treffen können. Daneben beinhaltet die 
Musterbauordnung Spezialermächtigungen zum Erlass einer Stilllegungsverfügung 
(§ 79 MBO), Abrissverfügung (§ 80 Satz 1 MBO) oder Nutzungsuntersagung (§ 80 
Satz 2 MBO). Die Auswahl zwischen diesen Maßnahmen steht im Ermessen der 
zuständigen Behörde. Das gewählte Mittel muss also insbesondere verhältnismäßig 
sein. 

Nach ständiger Rechtsprechung können sowohl die Stilllegungsverfügung als auch die 
Nutzungsuntersagung bereits bei formeller Illegalität ergehen.240 Die 
Anwendungsfälle sind jedoch nicht auf die formelle Illegalität beschränkt. Formelle 
Illegalität besteht, wenn eine erforderliche Baugenehmigung nicht erteilt wurde bzw. 
das Vorhaben abweichend von der Genehmigung errichtet oder genutzt wird. Eine 
Nutzungsuntersagung kommt z.B. in Betracht, wenn im Rahmen der Bauüberwachung 
die Abweichung von Technischen Baubestimmungen festgestellt wird, ohne dass die 
Voraussetzungen des § 85a Abs. 1 Satz 3 MBO vorliegen.241 Wenn die Abweichung 
von Technischen Baubestimmungen nicht in gleichem Maße die Anforderungen 
erfüllt, eine Abweichung in den Technischen Baubestimmungen ausgeschlossen ist 
oder keine behördliche Genehmigung nach den §§ 16a Abs. 2, 17 Abs. 1 und 67 Abs. 1 
MBO eingeholt wurde (bzw. die Abweichung nicht schon im 
Baugenehmigungsverfahren selbst berücksichtigt wurde), kann es zu einer 
Stilllegungsverfügung bzw. Nutzungsuntersagung kommen.242 Dieses Risiko kann 
insbesondere in dem Fall gegeben sein, in dem sich die Technischen 
Baubestimmungen und die Anforderungen aus Arbeitsstättenverordnung und ASR 
unauflöslich konfligierend gegenüberstehen: Weicht der Bauherr – beispielsweise weil 
er eine Anforderung der Arbeitsstättenverordnung oder der ASR erfüllen möchte – von 

 

240 OVG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 22.05.1996 – 8 A 11880/95 – juris Rn. 18 f.; OVG NRW, Beschluss vom 
12.07.2007 – 7 E 664/07 – juris Rn. 6; OVG Lüneburg, Beschluss vom 18.09.2015 – 1 ME 126/15 – juris 
Rn. 8; Zur niedersächsischen BauO; Mann, in: Große-Suchsdorf, Niedersächsische Bauordnung, 10. Aufl. 
2020, § 79 Rn. 27. 
241 Zur niedersächsischen BauO; Mann, in: Große-Suchsdorf, Niedersächsische Bauordnung, 10. Aufl. 2020, 
§ 79 Rn. 29. 
242 Vgl. zu der Vorgehensweise bei Abweichung für die BauO NRW Kaiser, in: 
Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, § 88 Rn. 20.  
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Technischen Baubestimmungen ohne eine behördliche Gleichwertigkeitskontrolle ab, 
droht das Gebäude, in dieser Form nicht mehr genutzt werden zu dürfen. 

bb) Zwischenzeitliche Fortentwicklung der technischen Sollenssätze zum Arbeitsschutz  

Neben dem Fall, dass bei der Errichtung der Arbeitsstätte die Anforderungen zum 
Arbeitsschutz überhaupt nicht berücksichtigt wurden, kann auch der Fall vorliegen, 
dass die technischen Sollenssätze und Normen bei der Errichtung zwar berücksichtigt 
wurden, sich diese technischen Sollenssätze und Normen aber im Laufe der Zeit von 
der Errichtung bis zur Gegenwart fortentwickelt und geändert haben. Die Lage in der 
Gegenwart ist dann zwar dieselbe: Das Bauwerk stimmt nicht mit den technischen 
Sollenssätzen oder Normen überein. Ein wichtiger Unterschied besteht jedoch darin, 
dass das Bauwerk im ersten Fall nie mit den Anforderungen technischer Sollenssätze 
und Normen übereingestimmt hat, es im zweiten Fall aber eine gewisse – wenn auch 
ggf. nur kurze – Zeit gab, in der das Bauwerk den Anforderungen der technischen 
Sollenssätze und Normen entsprochen hat. 

Ist ein Bauwerk ursprünglich regelkonform errichtet worden und ändern sich im 
Nachhinein die Anforderungen, stellt sich die Frage, inwieweit das Gebäude 
Bestandsschutz genießt. Dieser würde dann einer hoheitlichen Anordnung, das 
Gebäude nachzurüsten bzw. dessen Nutzung bis zur Herstellung eines den neuen 
Anforderungen entsprechenden Zustands zu unterlassen, entgegenstehen. 
Bestandsschutz meint, dass eine einmal im Einklang mit den zu dieser Zeit 
bestehenden Vorschriften errichtete bauliche Anlage unverändert fortbestehen und 
genutzt werden kann, obwohl sie im Widerspruch zum aktuell geltenden Recht 
steht.243 Baurechtlicher Bestandsschutz greift dann nicht (mehr), wenn die 
Bausubstanz des Gebäudes oder dessen Nutzung in der ursprünglich genehmigten 
Form nicht mehr existent sind oder wesentlich geändert werden.244 Darüber hinaus 
kann die zuständige Behörde ungeachtet eines grundsätzlichen Bestandsschutzes eine 
Anpassung an eine geänderte Rechtslage dann einfordern, wenn ansonsten eine 
konkrete Gefahr für die Sicherheit oder Gesundheit von der baulichen Anlage 
ausgeht.245 Zentral für den Umfang des baurechtlichen Bestandsschutzes ist die 
Genehmigung. Ihr kommt formelle Legalisierungswirkung zu, d.h. dem 

 

243 BVerwG, Urteil vom 19.10.1966 – IV C 16.66 – juris Rn. 9; Johlen, in: 
Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 2023, § 74 Rn. 172, 
181 f. 
244 Hierzu Johlen, in: Gädtke/Johlen/Wenzel/Hanne/Kaiser/Koch/Plum, BauO NRW – Kommentar, 14. Aufl. 
2023, § 74 Rn. 182 ff.; Lenz, in: Große-Suchsdorf, Niedersächsische Bauordnung, 10. Aufl. 2020, § 85 Rn. 11. 
245 Vgl. z.B. § 59 Abs. 1 BauO NRW, Art. 54 Abs. 4 BayBO. 
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Genehmigungsinhaber kann grundsätzlich nicht vorgeworfen werden, rechtswidrig zu 
handeln, solange er sich innerhalb der Genehmigung hält, da die Genehmigung die 
Rechtmäßigkeit des Vorhabens positiv bestätigt. 

Da im Arbeitsschutzrecht gerade regelmäßig keine positive Behördenentscheidung vor 
Baubeginn in Form einer Genehmigung gefordert ist, ist die Figur des baurechtlichen 
Bestandsschutzes hier nicht ohne Weiteres übertragbar. Fraglich ist, ob und inwieweit 
die Tatsache, dass die Arbeitsstätte zu einem in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt 
mit den Anforderungen der technischen Sollenssätze zum Arbeitsschutz konform war, 
dem Arbeitgeber bei der Erfüllung seiner Pflichten zugutekommt, also ob es auch 
einen arbeitsschutzrechtlichen Bestandsschutz geben kann oder ob im Bereich des 
Arbeitsschutzrechts stets die Pflicht zur Nachrüstung besteht, wenn die Anforderungen 
sich ändern. Für einen Bestandsschutz auch im Arbeitsstättenrecht spricht das 
verfassungsrechtlich verbürgte Eigentumsgrundrecht (Art. 14 Abs. 1 GG), das das 
Eigentum an einem rechtmäßig errichteten Gebäude und die damit verbundenen 
Nutzungsrechte schützt. Dieser Schutzanspruch steht allerdings in einem 
Spannungsverhältnis zu anderen Grundrechten – beispielsweise dem Grundrecht auf 
körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 GG.246 Dieses Spannungsverhältnis löst 
die Arbeitsstättenverordnung zugunsten der durch die dynamischen Anforderungen 
geschützten Grundrechte, insbesondere dem Grundrecht auf Leben und körperliche 
Unversehrtheit auf,247 indem sie grundsätzlich keinen Bestandsschutz248 vorsieht.249 
Diese Entscheidung spiegelt sich auch darin wider, dass bei der Ergreifung von 
Maßnahmen zum Arbeitsschutz stets der Stand der Technik zu berücksichtigen ist (§ 4 
Nr. 3 ArbSchG, § 3a Abs. 1 Satz 2 ArbStättV). Dieser entwickelt sich stetig weiter, 
sodass auch die Anforderungen, die an Arbeitsstätten gestellt werden, dynamische 
sind.250 Aus der Pflicht nach § 3 Abs. 1 Satz 2 ArbSchG, Arbeitsschutzmaßnahmen 
auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und erforderlichenfalls sich ändernden 
Gegebenheiten anzupassen, lässt sich ebenfalls die Entscheidung für einen 

 

246 Kollmer, in: Kollmer/Wiebauer/Schucht, Arbeitsstättenverordnung, 4. Aufl. 2019, § 8 Rn. 2a. 
247 Vgl. hierzu BT-Drs. 13/3540 S. 13. 
248 Eine Ausnahme stellt insoweit Nr. 3.4 Abs. 3 ArbStättV dar, die in geringem Umfang einen Bestandsschutz 
für bestimmte Arbeitsräume ohne Sichtverbindung nach außen regelt; sowohl inhaltlich als auch 
regelungssystematisch kritisch zu dieser Regelung Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes 
Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung Arbeitsstättenverordnung Rn. 136. 
249 Einzig § 8 Abs. 1 ArbStättV sieht in sehr begrenztem Umfang überhaupt Bestandsschutz vor. Die Geltung 
der Vorschrift ist allerdings mit dem 31.12.2020 ausgelaufen und es ist vorgesehen, dass die Regelung ganz 
aus der ArbStättV gestrichten wird, vgl. BR-Drs. 506/16 S. 30.  
250 Wiebauer/Kollmer, in: Landmann/Rohmer, Gewerbeordnung, 91. EL März 2023, § 8 ArbStättV Rn. 5; in 
diese Richtung auch VG Münster, Urteil vom 22.06.2016 – 9 K 1985/15 – juris Rn. 47. 



 

Seite 108 von 130 

dynamischen Arbeitsschutz herauslesen.251 Gleiches gilt für die aus dieser Pflicht 
abgeleitete Verpflichtung, die Gefährdungsbeurteilung in regelmäßigen Abständen 
und anlassbezogen, z.B. aufgrund neuer Erkenntnisse zum Stand der Technik oder aus 
dem Bereich der Arbeitswissenschaft zu wiederholen (dazu ausführlich s.o. 
C.II.1.a)).252 Aufgrund der Tatsache, dass sich der Stand der Technik stets 
fortentwickelt, kann es auch einen etwaigen zeitlich unabhängigen Bestandsschutz im 
Arbeitsschutzrecht nicht geben.253 

Gleichwohl muss eine Arbeitsstätte nicht direkt bei jeder Änderung der 
Anforderungen nachgerüstet werden. Vielmehr hat der Arbeitgeber seine 
ursprüngliche Gefährdungsbeurteilung dahingehend zu überprüfen, ob die gewählten 
Maßnahmen den Anforderungen an die Sicherheit und Gesundheitsschutz der 
Beschäftigten noch genügen. Erst, wenn dies nicht der Fall ist, wäre eine Nachrüstung 
geboten (sog. „Gefährdungsbezogener Bestandsschutz“).254 Da es letztlich also auf die 
Frage ankommt, ob die Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten durch den 
nunmehr regelwidrigen Zustand noch ausreichend gewährleistet sind, wird dem 
Arbeitgeber im Rahmen eines behördlichen Einschreitens wohl auch nur eine 
Nachrüstung im Rahmen des Zumutbaren aufgetragen werden können, sodass die 
Sicherheit und Gesundheit der Beschäftigten in einem hinreichenden Maße 
gewährleistet ist.255 

RSD Anmerkung: Ist eine Arbeitsstätte zwar baurechtlich einwandfrei errichtet 
worden, in arbeitsschutzrechtlicher Hinsicht jedoch defizitär, 
kann sich der Arbeitgeber auf baurechtlichen Bestandsschutz 
allenfalls im Rahmen von Zumutbarkeitserwägungen bei einer 
eventuellen Nachrüstungspflicht berufen.256 

Demzufolge besteht hinsichtlich des Arbeitsschutzrechts zusätzlich zu den Risiken 
einer bereits vor Errichtung des Gebäudes vorliegenden Kollision von 
arbeitsschutzrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Anforderungen das Risiko, dass 

 

251 BT-Drs. 13/3540 S. 13, 16. 
252 BAG, Beschluss vom 13.08.2019 – 1 ABR 6/18 – juris Rn. 63. 
253 Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung 
Arbeitsstättenverordnung Rn. 136. 
254 BR-Drs. 262/10, S. 27. 
255 Vgl. VG Münster, Beschluss vom 30.06.2016 – 9 L 863/16 – juris Rn. 12 f. 
256 VG Münster, Urteil vom 22.06.2016 – 9 K 1985/15 – juris Rn. 49; Faber/Feldhoff, in: Kohte/Faber/Busch, 
Gesamtes Arbeitsschutzrecht, 3. Aufl. 2023, Kommentierung Arbeitsstättenverordnung Rn. 28. Pillar, 
Arbeitsstätten im Bestand, ARBEITSSCHUTZ digital,05.05.2017, S. 3 (= Pillar, sis 2017, 168). 
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sich insbesondere die ASR nachträglich ändern und so nachträglich Kollisionen 
technischer Sollenssätze und Normen entstehen, die es vorher nicht gab. Dies stellt 
den Arbeitgeber dann im Rahmen seiner Gefährdungsbeurteilung vor die 
Entscheidung, ob eine Anpassung an die geänderten Anforderungen erfolgen soll oder 
sogar muss. Damit einher geht das Risiko eines behördlichen Einschreitens. Diese 
Problematik konfligiert wiederum mit dem baurechtlichen Bestandsschutz, der 
insbesondere durch eine nachträgliche Änderung der arbeitsstättenrechtlichen 
Anforderungen erheblich entwertet werden kann. 

Eine Berücksichtigung dieser Problematik bei der Abfassung und Bekanntmachung 
von ASR dürfte hilfreich sein. Hier könnte betrachtet werden, inwieweit z.B. 
Übergangsregelungen oder Ausnahmen für bestehende Gebäude denkbar sind, um 
durch nachträgliche Änderungen entstehende Kollisionen mit dem Bauordnungsrecht, 
insbesondere mit Technischen Baubestimmungen und von diesen in Bezug 
genommenen DIN-Normen möglichst zu vermeiden. 
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D. 
Schluss  

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass es für Kollisionen technischer Sollenssätze und 
Normen aus den Bereichen des Bauordnungs- und des Arbeitsstättenrechts häufig 
keine zufriedenstellende und rechtlich eindeutige Lösung gibt. Dies steht im 
Widerspruch zur großen praktischen Bedeutung, die technische Sollenssätze und 
Normen gerade wegen ihrer detaillierten und präzisen Vorgaben haben. Da 
insbesondere DIN-Normen in der Praxis ähnlich wie unmittelbar geltendes Recht 
gehandhabt und angewendet werden, stellt eine Kollision z.B. mit ASR oder UVV den 
Anwender vor erhebliche Probleme. 

Eine Lösung ist hier nicht in Sicht: Gesetzliche Kollisionsregeln wie insbesondere § 3a 
Abs. 4 ArbStättV helfen, wie gezeigt, nur sehr bedingt weiter. Auch das behördliche 
Verfahren – gekennzeichnet durch die Zuständigkeit unterschiedlicher Behörden und 
die verpflichtende Befassung nur der Bauaufsichtsbehörde vor Errichtung der 
Arbeitsstätte – kann häufig nicht alle rechtlichen Risiken ausräumen. 

Hieran zeigt sich eindeutig die Notwendigkeit kohärenter technischer Regelwerke im 
Arbeitsstätten- und im Bauordnungsrecht. Wenn es gar nicht erst zu einer Kollision 
kommt, können Bauherr und Arbeitgeber die technischen Sollenssätze und Normen 
anwenden, ohne rechtliche Risiken einzugehen. Gleichzeitig wird so ein kohärentes 
Schutzniveau für Arbeitnehmer und andere Nutzer der Gebäude gewährleistet. 

Bei einem Großteil der technischen Sollenssätze und Normen ist eine solche Kohärenz 
gegeben und es kommt gar nicht erst zu einer Kollision. Die hier betrachteten 
Kollisionen treten bei einem verhältnismäßig kleinen Teil technischer Sollenssätze 
und Normen auf. Damit ist die Problematik zwar quantitativ nicht allzu 
schwerwiegend, qualitativ kann sie aber im jeweiligen Einzelfall zu den beschriebenen 
Problemen und gegebenenfalls empfindlichen Konsequenzen führen. Deswegen 
sollten die hier aufgezeigten Wechselbeziehungen bei der Erarbeitung technischer 
Sollenssätze und Normen immer mit in den Blick genommen werden, um die 
(wenigen) Fälle, in denen es zu Kollisionen kommen kann, zu identifizieren und 
idealerweise durch eine kohärente technische Regulierung und Normung zu lösen. 

***** 
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Anlage 1: Glossar 

Abstrakt-generelle Regelung Regelung für eine unbestimmte Vielzahl 
von Fällen und eine unbestimmte Vielzahl 
von Personen. 

Allgemein anerkannte Regeln der Technik Technikstandard für technische Regeln, die 
theoretisch richtig sind und sich nach 
Meinung der Mehrheit der maßgeblichen 
Fachleute in Wissenschaft und Praxis 
bewährt haben oder deren Eignung von 
ihnen als nachgewiesen angesehen wird. 

Arbeitsstätte Arbeitsräume oder andere Orte in 
Gebäuden auf dem Gelände eines 
Betriebes, Orte im Freien auf dem Gelände 
eines Betriebes, Orte auf Baustellen, sofern 
sie zur Nutzung für Arbeitsplätze 
vorgesehen sind, vgl. § 2 Abs. 1 und 2 
ArbStättV. 

 

Bauliche Anlage Mit dem Erdboden verbundene, aus 
Bauprodukten hergestellte Anlage; eine 
Verbindung mit dem Boden besteht auch 
dann, wenn die Anlage durch eigene 
Schwere auf dem Boden ruht oder auf 
ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist 
oder wenn die Anlage nach ihrem 
Verwendungszweck dazu bestimmt ist, 
überwiegend ortsfest benutzt zu werden, 
vgl. § 2 Abs. 1 MBO. 

DGUV Grundsätze Enthalten Maßstäbe für bestimmte 
Verfahrensfragen, z.B. zur einheitlichen 
Durchführung von Prüfungen. 
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DGUV Informationen Enthalten Hinweise und Empfehlungen zur 
Erleichterung der praktischen Anwendung 
von Regelungen in einem bestimmten 
Sachgebiet oder Sachverhalt. 

DGUV Regeln Konkretisieren Inhalte aus den staatlichen 
Arbeitsschutzgesetzen bzw. -verordnungen, 
aus Unfallverhütungsvorschriften und 
technischen Spezifikationen und stellen die 
Erfahrungen der Präventionsarbeit der 
Unfallversicherungsträger zusammen.  

 

DGUV Vorschriften s. Unfallverhütungsvorschriften 

Formelles (Parlaments-) Gesetz Gesetz, welches vom zuständigen 
Gesetzgebungsorgan im verfassungsmäßig 
vorgesehenen förmlichen 
Gesetzgebungsverfahren erlassen und 
ordnungsgemäß verkündet wurde. 

Normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschriften 

Verwaltungsvorschriften, die in hohem 
Maße wissenschaftlich-technischen 
Sachverstand und allgemeine 
Folgenbewertungen verkörpern und 
deshalb nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts im 
gerichtlichen Verfahren beachtlich sind, 
also unter bestimmten Voraussetzungen für 
die Gerichte bindend sein können (ihnen 
kommt insoweit ausnahmsweise 
Außenwirkung zu); diese Voraussetzungen 
sind: 

• Beruhen auf gesetzlicher 
Grundlage, 
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• im Einklang mit höherrangigem 
Recht, 

• Verkörperung des wesentlichen 
Erkenntnis- und Erfahrungsstands 
bei ihrem Erlass, 

• keine Überholung durch 
Erkenntnisfortschritte in 
Wissenschaft und Technik und 

• vorausgegangenes umfassendes 
Beteiligungsverfahren zur 
Ermittlung des Erkenntnis- und 
Erfahrungsstands. 

Public-Private-Partnership Vertrag zwischen der öffentlichen Hand 
und einem oder mehreren Privaten zur 
Organisation und Durchführung eines 
bestimmten Projekts. 

Rechtsnorm 

 

Gleichbedeutend mit „Gesetz im 
materiellen Sinne“ und meint jede 
hoheitliche Anordnung, die für eine 
unbestimmte Vielzahl von Personen 
allgemein verbindliche Regelungen enthält. 
Ein Gesetz im materiellen Sinne bzw. eine 
Rechtsnorm kann gleichzeitig auch ein 
formelles Gesetz sein (vgl. Glossar-Eintrag 
hierzu), dies ist aber nicht zwingend. 

Rechtsverordnung Allgemein verbindliche Anordnung für eine 
unbestimmte Vielzahl von Personen, die 
nicht im förmlichen 
Gesetzgebungsverfahren ergeht, sondern 
von der vollziehenden Gewalt (Exekutive) 
erlassen wird. 

Satzung Rechtsnormen, die von einer 
verselbstständigten Verwaltungseinheit, 
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überwiegend von juristischen Personen des 
öffentlichen Rechts, unter 
Inanspruchnahme ihrer gesetzlich 
verliehenen Satzungsautonomie zur 
Regelung ihrer Angelegenheiten erlassen 
werden. Sie sind nur für die Mitglieder der 
jeweiligen Körperschaft verbindlich. 

Stand der Technik Technikstandard, bei dem nicht mehr nur 
auf die Mehrheit der maßgeblichen 
Fachleute in Wissenschaft und Praxis, 
sondern auf die Front der technischen 
Entwicklung abgestellt wird, um 
herauszufinden, was technisch notwendig, 
geeignet, angemessen oder vermeidbar ist. 

Stand der Wissenschaft und Technik Technikstandard, der sich an der 
wissenschaftlichen und technischen 
Entwicklung orientiert; ihm zufolge muss 
diejenige Vorsorge gegen Schäden 
getroffen werden, die nach den neusten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen für 
erforderlich gehalten wird. 

Technische Baubestimmungen Gem. § 85a Abs. 1 MBO erlassene 
normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschriften im Hinblick auf 
die Anforderungen aus § 3 MBO. 

Technische Norm Durch einen Normierungsprozess 
festgeschriebener technischer Sollenssatz; 
dazu zählen zum Beispiel DIN-Normen. 

Technische Sollenssätze Technische Sollenssätze enthalten 
technische oder qualitätsbezogene 
Anforderungen an bestehende oder 
zukünftige Produkte, 
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Herstellungsverfahren, Dienstleistungen 
und Methoden, sind als solche aber nicht 
zwingend kodifiziert oder festgeschrieben. 

Unfallverhütungsvorschriften Autonomes satzungsähnliches Recht der 
Unfallversicherungsträger über 
Maßnahmen zur Verhütung von 
Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren oder 
für eine wirksame erste Hilfe. 

Verwaltungsvorschriften Dienst- und arbeitsrechtliche Weisung einer 
vorgesetzten gegenüber einer 
nachgeordneten Behörde, die innerhalb der 
Verwaltung für eine Vielzahl von Fällen 
gilt und durch Konkretisierung der 
allgemein gehaltenen Regelungen in 
Gesetzen eine einheitliche Ausübung der 
Verwaltungstätigkeit im Allgemeinen und 
des Verwaltungsvollzugs im Besonderen 
gewährleisten soll; grundsätzlich für die 
Gerichte und Bürger unverbindlich (keine 
Außenwirkung), s. aber 🡪 
normkonkretisierende 
Verwaltungsvorschriften. 
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Anlage 2: Abkürzungsverzeichnis 

Abs. Absatz 

ArbSchG Arbeitsschutzgesetz; Gesetz über die 
Durchführung von Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der 
Beschäftigten bei der Arbeit vom 7. August 
1996 (BGBl. I S. 1246) in der Fassung vom 
31. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 140). 

ArbStättV Arbeitsstättenverordnung; Verordnung 
über Arbeitsstätten vom 12. August 2004 
(BGBl. I S. 2179), zuletzt geändert durch 
Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 
2020 (BGBl. I S. 3334). 

Art. Artikel 

ASR Technische Regeln für Arbeitsstätten 

ASTA Ausschuss für Arbeitsstätten 

BauGB Baugesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 
2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394). 

BauO NRW Bauordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. 
2018 S. 421), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 31. Oktober 2023 (GV. NRW. S. 
1172). 
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BetrSichV Betriebssicherheitsverordnung; 
Verordnung über Sicherheit und 
Gesundheit bei der Verwendung von 
Arbeitsmitteln vom 3. Februar 2015 (BGBl. 
S. 49), zuletzt geändert durch Art. 7 des 
Gesetzes vom 27. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 3146). 

BGB Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), zuletzt 
geändert durch Artikel 34 Absatz 3 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 411). 

BGBl. Bundesgesetzblatt 

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

Buchst. Buchstabe 

BVerfG Bundesverfassungsgericht 

BVerwG Bundesverwaltungsgericht 

Bzgl. bezüglich 

CEN Comité Européen de Normalisation; 
Europäisches Komitee für Normung 

CENELEC Comité Européen de Normalisation 
Électrotechnique ; Europäisches Komitee 
für elektrotechnische Normung 

DGUV Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
e.V.; Spitzenverband der gewerblichen 
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Berufsgenossenschaften und der 
Unfallkassen. 

DIBt Deutsches Institut für Bautechnik 

DIN Deutsches Institut für Normung e.V. 

DVGW Deutscher Verein des Gas- und 
Wasserfaches 

ETSI European Telecommunications Standards 
Institute; Europäisches Institut für 
Telekommunikationsnormen 

EU Europäische Union 

EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft 

GefStoffV Gefahrstoffverordnung; Verordnung zum 
Schutz vor Gefahrstoffen vom 26. 
November 2010 (BGBl. I S. 1643, 1644), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 der 
Verordnung vom 21. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 3115). 

GEG Gebäudeenergiegesetz, Gesetz zur 
Einsparung von Energie und zur Nutzung 
erneuerbarer Energien zur Wärme- und 
Kälteerzeugung in Gebäuden vom 8. 
August 2020 (BGBl. I S. 1728), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 280). 

GenTG Gentechnikgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. Dezember 1993 
(BGBl. I S. 2066), zuletzt geändert durch 
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Artikel 8 Absatz 7 des Gesetzes vom 27. 
September 2021 (BGBl. I S. 4530). 

GenTSV Gentechnik-Sicherheitsverordnung; 
Verordnung über die Sicherheitsstufen und 
Sicherheitsmaßnahmen bei gentechnischen 
Arbeiten in gentechnischen Anlagen vom 
12. August 2019 (BGBl. I S. 1235). 

GG Grundgesetz; Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, 
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